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Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen.
Volksschule und untere Mittelschulen.

Von Dr. E. L. Béhler.

Vorbemerkung.

Das im diesjaihrigen Band des Unterrichtsarchivs behandelte
Thema diirfte vor allem die Verwaltungs- und Aufsichtsbehorden
interessieren, die sehr oft in die Lage kommen, sich im auBer-
kantonalen Schulwesen umsehen zu miissen, um zu erfahren, wie
dort die Pflichtern und Befugnisse der einzelnen in Frage kom-
menden Instanzen sich verteilen. Da das schweizerische Schul-
wesen kantonal geordnet ist, ist die oberste kantonale Verwal-
tungsbehérde auch hier die letzte Instanz. FEine zentrale Auf-
sichtsbehorde fiir alle Kantone gibt es nicht. Hochstens konnte,
wenn auch in einem sehr beschriankten Sinne, der schweizerische
Bundesrat als soleche bezeichnet werden, da gewisse Forderungen
der Bundesgesetzgebung auch das Schulwesen betreffen.!) Ihre
Erfiillung iiberwachen das schweizerische Departement des Innern
(Bundesverfassung Art. 27, 27 bis und 49, Verordnung iiber die An-
erkennung von Maturititsausweisen durch den schweizerischen
Bundesrat vom 20. Januar 1925), das schweizerische Volkswirt-
schaftsdepartement (Bundesgesetz iiber die berufliche Ausbildung
vom 26. Juni 1930 und Verordnung I dazu vom 23. Dezember 1932,
Bundesgesetz iiber die Arbeit in den Fabriken) und das schwei-
zerische Militirdepartement (Turnunterricht).

Die starksten zentralisierenden Einwirkungen hat in neuester
Zeit das Berufsschulwesen erfahren, da die oben erwiihnte Bundes-
gesetzgebung das Obligatorium fiir den beruflichen Unterricht
auf Beginn des Schuljahres 1933 eingefithrt und die weitere Aus-
richtung des DBundesbeitrages an die Kantone davon abhingig
gemacht hat, daB Gewiihr dafiir geboten wird, daBl die bestehenden
Bundesvorschriften spiitestens mit Beginn des Schuljahres 1936
in vollem Umfauge erfiillt werden. Der Ausbau der Bundes-

1) Siehe Archiv 1932, Die Organisation des offentlichen Schulwesens der
Schweiz, Einleitung, Seite 4 ff.
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gesetzgebung durch Verordnungen ist im Gang; auch kann das
Bundesamt unverbindliche Normallehrpline und das schweize-
rische Volkswirtschaftsdepartement Minimallehrpline aufstellen,
denen die Lehrpline der Bildungsanstalten und Kurse zu geniigen
haben.

Es gibt noch eine zweite Instanz, die das Ziel verfolgt, soweit
wie moglich einen Zusammenhang der mannigfaltigen Schulorga-
nismen wenigstens im Hinblick auf ihre Leistungen zu erreichen:
Die Konferenz der kantonalen FErziehungsdirektoren, die 1837
gegriindet wurde, entstanden aus dem Kampf um die eidgenos-
sische Subvention der Volksschule. Seit dieser Zeit hat die
Konferenz in den Mittelpunkt ihrer alljihrlich stattfindenden
Versammlungen die Besprechung aktueller Schulfragen gestelit
tnd vor allem auch zwei fiir die ganze Schweiz bestimmte Unter-
nehmen geschaffen: den sehweizerischen Schulatlas und das Archiv
fiir das schweizerische Unterrichtswesen, dessen besonderes Ziel
die Kodifizierung der Schulgesetzgebung der Kantone ist, und das
durch seine Spezialarbeiten die Moglichkeit schafft, die Schul-
einrichtungen der einzelnen Kantone miteinander zu vergleichen.
Die romanische Schweiz, inbegriffen der Kanton Tessin, ist iiber-
dies noch in einer besondern KErziehungsdirektorenkonferenz zu-
sammengeschlossen, die die speziellen Interessen dieser Landes-
gebiete zu fordern hat.

Aus unserer Untersuchung wird sich ergeben, dafl die groBe
Mannigfaltigkeit im kantonalen Schulwesen sich auch auf ad-
ministrativem Gebiete fiihlbar macht. Das Awufsichtsrecht wird
durch einen vielgestaltigen Organismus ausgeiibt, der von den
Spitzen der Erziehungsbehorden, den Erziehungsdirektionen und
den Erziehungsriiten, bis zu den Schulbehérden der einzelnen
Gemeinden (Volkssehule) respektive den Aufsichtsbehorden der
einzelnen Schulanstalten (Mitteischulen) hinunterreicht.

So wird sich die vorliegende Arbeit zunichst mit den Schul-
behorden zu beschiftigen haben, deren Aufsichtsrecht das ganze
Schulwesen umspannt, um dann speziell Aufsicht und Verwal-
tung der schweizerischen Volksschule zur Darstellung zu bringen,
den Begriff im weitesten Sinne gefaBt als Primar- und Sekundar-
schule und unter Einbeziehung der untern Mittelschulen (Bezirks-
schulen ete.), sowie der an die Volkssechule anschlieBenden
Knaben- und Miadehenfortbildungsschulen, die nicht dem schwel-
zerischen Berufsbildungsgesetz unterstellt sind.

Im Abschnitt Volkssehule werden wir auch kurz die Eintei-
lung der kantonalen Gebiete zum Zwecke der Schuladministra-
tion beriihren miissen (Gliederung in Schulgemeinden, Schul-
kreise und Schulbezirke). In allen Gesetzgebungen ist der Grund-
satz vertreten, daBl jede Gemeinde eine offentliche Primarschule
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zu errichten habe. Im ubrigen ergeben sich in bezug auf die
Einteilung in den einzelnen Kantonen ganz bedeutende Unter-
schiede.

Es sei noch darauf hingewiesen, daf dis Spezialarbeit des
Archivbandes 1932 iiber die ,,Organisation des 6ffentlichen Schul-
wesens” den notigen Unterbau zu dieser Abhandlung gibt, und
dall die Untersuchung iiber die Aufsichts- und Verwaltungs-
behorden im niichsten Band im Hinblick auf die hohern Mittel-
schulen, die beruflichen Bildungsanstalten und die Hochschulen
fortgesetzt wird. Die Fille des Materials hat uns zu dieser Tei-
lung des Stoffes gezwungen.

Wir beniitzen den AnlaB, den kantonalen Erziehungsdirek-
tionen unsern verbindlichen Dank auszusprechen fiir die prompte
Zustellung sédmtlicher in Frage kommender Erlasse und fiir alle

Ergénzungen, zu denen sie sich zu jeder Zeit freundlich bereit
fanden.

Kanton Ziirich.
Gesamtes S chulwesen.

Erziehungsdirektion und Erziehungsrat. Ma8-
gebend sind mit einigen Einschrinkungen immer noch die §§ 1—9
des Unterrichtsgesetzes vom 23. Dezember 1859, die die nachfol-
genden Bestimmungen enthalten: ;

Der Verwaltung des gesamten Unterrichtswesens steht das-
jenige Mitglied des Regierungsrates vor, welechem die Direktion
des Erziehungswesens iibertragen ist. Dem Erziehungsdirektor
ist gemiB Art. 62, Absatz 6, der Kantonsverfassung ein Erzie-
hungsrat beigeordnet. Der Erziehungsrat besteht mit Inbegriff
des Direktors des Erziehungswesens aus sieben Mitgliedern. Die
Wahl von vier Mitgliedern erfolgt durch den Kantonsrat, die
der iibrigen zwei durch die Schulsynode unter Vorbehalt der Be-
stitigung des Kantonsrates. Das eine dieser Mitglieder ist aus
der Mitte der Lehrer der hoheren Lehranstalten, das andere
aus der Volksschullehrerschaft zu wihlen. Der Direktor des
Erziehungswesens ist als solecher Priisident des Erziehungsrates.
Die Amtsdauer der Mitglieder betrigt vier Jahre.?)

Die Verrichtungen der Direktion des Erziehungswesens in
Verbindung mit dem Erziehungsrat™ bestehen in der ,Aufsicht
iiber die simtlichen Schulanstalten des Kantons®, in der ,Forde-
rung der wissenschaftlichen sowohl als der Volksbildung®.2) Es

1) Art. 11 der Kantonsverfassung. Siehe Verfassungsgesetz vom 20. No-
vember 1932 iiber die Abinderung des Art. 11, Absatz 1, der Staatsverfassung.

?) Siehe Gesetz betreffend die Organisation und Geschaftsordnung des
Regierungsrates und seiner Direktionen vom 26. Februar 1899.
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liegen diesen Instanzen iiberdies ob: die Oberleitung aller offent-
lichen Schulanstalten, die Vorberatung und Entwerfung der das
Unterrichtswesen betreffenden Gesetze und Verordnungen, sowie
die Sorge fiir deren Vollzug. Sie veranstalten, soweit die Ver-
hiltnisse es als notwendig erscheinen lassen, auflerordentliche
Inspektionen. Einer fachminnischen Inspektion sind zurzeit
unterstellt: das Fortbildungs- und das Arbeitsschulwesen, d'e
nach § 8 des Unterrichtsgesetzes seinerzeit als auBerordentlicha
gedacht war, sich jedoch allmihlich in eine stindige verwandelt
hat; ebenso besteht eine besondere fachmiinnische Visitation des
Knabenhandarbeitsunterrichtes. Die als Vikare und Verweser
amtenden jungen Lehrer werden ferner durch einen der Sekre-
tire der Erziehungsdirektion in ihrer Schulfiithrung beaufsichtigt.

Unter Vorbehalt des Rekurses an den Regierungsrat ist die
Erziehungsdirektion in Verbindung mit dem Erziehungsrat be-
fugt: 1. einem Lehrer, gegen den wegen eines Vergehens bereits
Untersuchung eingeleitet ist, bis zu Austrag der Sache die Fort-
setzung seiner Verrichtungen zu untersagen; 2. einem Lehrer, der
um seines eigenen Verschuldens willen seinen Unterricht ohne
Nachteil fiir die Schule nicht fortsetzen konnte, die fernere Er-
teilung desselben zu untersagen, ihm einen Vikar zu bestellen
und zugleich zu bestimmen, wieviel der Lehrer an dessen Besol-
dung beizutragen habe. Im Falle des Widerspruchs haben die
Gerichte die Grofie dieses Beitrages festzusetzen.

Auch die auflerhalb des gesetzlichen Organismus stehenden
Schulanstalten (Privatschulen und private Erziehungsanstalten)
stehen unter der Oberaufsicht von Erziehungsdirektion und Er-
ziehungsrat, soweit es sich um Kleinkinderschulen und Lehr-
anstalten fiir Schiiler im schulpflichtigen Alter handelt. Zur
Errichtung aller Arten von Privatinstituten und Privatschulen
(inbegriffen die von Vereinen oder Privaten gestifteten Rettungs-
anstalten fiir verwahrloste Kinder, Sonntagsschulen?), Kleinkinder-
schulen ete.) bedarf es einer besondern Bewilligung des Erzie-
hungsrates, welcher eine Priifung des Planes und der Einrichtung
der Anstalt vorauszugehen hat (Unterrichtsgesetz §§ 267 ff.).

Die Schulsynode ist die obligatorische Lehrerver-
einigung aller Stufen. Das ,Reglement fiir die Schulkapitei
und die Schulsynode vom 19. September 1912“ enthilt iiber diese
Institution die nachfolgenden Bestimmungen:

I. Allgemeines. (§ 40.) Die Verhandiungen der Schul-
synode sind 6ffentlich. Mitglieder der Schulsynode sind die Mit-
glieder der samtiichen Kapitel (§ 1), die an den Kantonallehs-

1) Stehen nur unter der allgemeinen Oberaufsicht des Staates, da sie
lediglich religiose Zwecke im Auge haben.
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anstalten und den hohern Schulen der Stadte Ziirich und Winter-
thur angestellten Lehrer und Lehrerinnen und die im Ruhestand
sich befindenden Lehrer der 6ffentlichen Schulen. Die Mitglieder
des Erziehungsrates und der Bezirksschulpflegen, die Aufsichts-
kommissionen der Kantonallehranstalten und der héhern Schulen
der Stidte Ziirich und Winterthur sind berechtigt, der Synode
mit beratender Stimme beizuwohnen, ebenso die Lehrer an den
freien Schulen. Der Erziehungsrat 148t sich durch eine Abord-
nung von zwel Mitgliedern vertreten.

Ordentlicherweise versammelt sich die Synode einmal jihr-
lich und zwar im Monat September, auBerordentlicherweise auf
den BeschluBl des Erziehungsrates, oder ihren eigenen BeschluB,
oder auf das Verlangen von vier Kapiteln. In den beiden letz-
teren Fillen ist die Genehmigung des Erziehungsrates einzu-
holen, ($ 41.)

II. Die Prosyvnode. (§ 44) Jeder ordentlichen Synode
geht eine Prosynode voraus. Mitglieder der Prosynode sind: Der
Vorstand der Synode, die Abgeordneten der Kapitel, je ein Ab-
geordneter der hidheren Kantonallehranstalten und der hdheren
Schulen der Stidte Ziirich und Winterthur. Bei auBerordent-
lichen Synoden mit Traktanden, die keiner Vorberatung bediiz-
fen, kann von der Einberufung einer Prosynode Umgang ge-
rommen werden. Hine allfillige Prosynode fiir eine auBerz-
ordentliche Synode kann am Tage vor oder am nidmlichen Tage
wie die Syunode stattfinden. Die zwel an die Synode abgeordneten
Mitglieder des Erziehungsrates und die Synodalreferenten wohnen
der Prosynode mit beratender Stimme bei, Zu den Versamm-
lungen der Prosynode sind auch allfillige Motionssteller (§ 47)
einzuladen.

(§ 45.) Alle der Beratung durch die Synocde unterliegenden
Gegenstinde sind von der Prosynode zu begutachten.

(§ 46.) Die Prosynode tritt in Ziirich zusammen, und zwar
spitestens 14 Tage vor der Synode. Sie berit die Verhandlungs-
gegenstinde der Synode und setzt das Traktandenverzeichnis, so-
wie die Reihenfoige fest, in welcher die Gegenstéinde zur Ver-
handlung gebracht werden sollen.

III. Verhandlungsgegenstidnde der Synode.
(§ 47) Die Synode berit im allgemeimen die Mittel zur Forde-
rung des Schulwesens und im besondern allfiillige Wiinsche und
Antrige, die zu diesem Zwecke ihr von den Kapiteln, den Kon-
venten der hohern Lehranstalten, dem Senate der Universitit
oder einzelnen Mitgliedern eingereicht worden sind und in ihrem
Namen an die Behorden weitergeleitet werden sollen.

(§ 48.) Die Synode erhiilt Kenntnis von dem Jahresberichte
der Erziehungsdirektion, sowie von den Berichten iiber die Titig-
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keit der Schulkapitel und die Verhandlungen der Prosynode. Sie
hort einen Vortrag an iiber einen im Einladungsschreiben zu be-
zeichnenden Gegenstand aus dem Gebiete des Unterrichts- oder
Erziehungswesens. Der Vortragende ist gehalten, sich in seinen
Ausfithrungen moglichster Kiirze zu befleiBen. Sofern gedruckte
Referate zur Grundlage der Diskussion gemacht werden, sind
dieselben den Mitgliedern spitestens mit der Einladung zur
Synode zuzustellen.

(§ 50.) In jeder ordentlichen Versammlung findet die Auf-
nahme der neuen Mitglieder statt. Die im Kanton sich aufhal-
tenden Lehrer und Lehrerinnen, die seit der letzten Versammlung
in den Volksschullehrerstand eingetreten oder an den Kantonal-
lehranstalten oder den hoheren Schulen der Stidte Ziirich und
Winterthur angestellt worden sind, sind verpflichtet, der Synode
beizuwohnen. Der Aktuar der Synode fiihrt hieriiber Kontrolle.

IV. Der Synodalvorstand. Die Synode wihlt auf die
Dauer von zwei Jahren einen Vorstand, bestehend aus einem
Priisidenten, einem Vizeprisidenten und einem Aktuar. Jedes
Mitglied ist verpflichtet, eine Wahl in den Vorstand fiir eine
Amtsdauer anzunehmen. (§ 52.)

(§ 53.) Der Vorstand hat die Geschiifte der Synode vorzu-
‘bereiten, ihre Beschliisse zu vollziehen und nach jeder Synode
dem Erziehungsrat Bericht iiber die Verhandlungen zu erstatten.

Volksschule
(Primar- und Sekundarschule).

Die Volksschulen werden durch die Bezirkssehul-
pflege  beaufsichtigt, die die Aufsicht iiber das ganze Schul-
wesen des Bezirkes hat.!) Sie zihlt mindestens neun Mitglieder.
Im iibrigen bestimmt der Regierungsrat die Mitgliederzahl nach
MaBgabe des Bediirfnisses. Beil einer Mitgliederzahl bis auf 12
wihlt der Lehrkorper drei, bis auf 20 vier, bis auf 30 fiinf, iiber
30 sechs Mitglieder. Die iibrigen Mitglieder diirfen nicht der
Lehrerschaft der Volksschule angehoren. Jedes Mitglied ist ver-
pilichtet, als Visitator die ihm zugeteilten Schulen wenigstens
zweimal wihrend des Jahres (Sommer- und Winterhalbjahr) zu
besuchen. Auberdem hat der Visitator den jdhrlichen Priifungen
beizuwohnen. Weitere Verrichtungen der Bezirksschulpflege sin¢
die sachbeziiglichen Beschliisse nach den Jahrespriifungen im
Frithjahr, die alljdahrliche Berichterstattung an den Erziehungs-
rat iiber die Verhiiltnisse der Schulen des Bezirkes, der alle

1) Soweit es sich um Schulen und Anstalten fiir Kinder im vorschulpflich-
tigen und schulpflichtigen Alter handelt. Die kantonale Blinden- und Taub-
stummenanstalt untersteht einer vom Regierungsrat bestellten Aufsichtskom-
mission.
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Jahre wiederkehrende Bericht tiber den Zustand simtlicher
Schulen des Bezirkes in Hinsicht auf Lehrer, Lehrmittel, Schu!-
gebiude und den gesamten Gang des Schulwesens, die Vollzie-
hung des Schulgesetzes und die Ausfithrung der Anordnungen
des Erziehungsrates, die erstinstanzliche Erledigung von Rekur-
sen gegen Beschliisse oder Verordnungen der lokalen Schulpflege,
die Wahl der Bezirksinspektorinnen fiir die Arbeitsschulen.

Die nichste Aufsicht iiber das Volksschulwesen fithren die
Primar- beziehungsweise Sekundarschulpflegen. Die
Mitglieder der Gemeinde- und Sekundarschulpflege besuchen nach
einer jeweilen bei Beginn des Schuljahres von ihnen selbst zu
bestimmenden Kehrordnung jiihrlich mindestens zweimal die
Schulen der Gemeinden, um den Unterricht zu beobachten, die
Absenzenverzeichnisse zu durchgehen und iiber Ordnung in der
Schule und Reinlichkeit der Kinder Aufsicht zu halten. In Ge-
meinden mit mehr als zwei Schulabteilungen beziehungsweise
Lehrern konnen sich die Schulpflegen zum Zwecke der Beauf-
sichtigung in Sektionen trennen. Die Arbeitsschulen, sowie die
allfilligen Fortbildungsschulen, Kleinkinder- und Privatschulen
sind bei Verteilung der Visitationen als besondere Schulabteilun-
gen zu behandeln, und es ist ihnen jihrlich mindestens ein Be-
such zuzuwenden.

Die Schulpflege hat der Bezirksschulpflege alljihrlich einen
tabellarischen Bericht iiber den Stand der Schule zu geben. Sie
vollzieht das Schulgesetz und die Verordnungen und Beschliisse
der Oberbehorden. Sie leitet die Besetzung der erledigten Lehr-
stellen ein, waeht iiber die Pflichterfiillung bei Schiilern und
Lehrern und unterstiitzt diese in der Ausiibung ihres Berufes,
(Unterrichtsgesetz, Gesetz betreffend die Organisation der Be-
zirksbehorden, Verordnung betreffend das Volksschulwesen vom
7. April 1900.)

Mit dem 1. Januar 1928 wurden gemiifl § 162 des Gemeinde-
gesetzes vom 6. Januar 1926 die innerhalb einer politischen Ge-
meinde bestehenden Schulgemeinden miteinander vereinigt, so
daB die frithern Schulkreise aufgehoben sind. Die §§ 26—30 des
Unterrichtsgesetzes haben infolgedessen keine Giiltigkeit mehr.

Arbeitssehulinspektorat. Die Verordnung betref-
fend das Volksschulwesen enthilt in bezug aui das Arbeitsschul-
inspektorat die nachfolgenden Bestimmungen:

(§ 147) Zum Zwecke einer einheitlichen Aufsicht iiber das
Arbeitsschulwesenn des ganzen Kantons und geeigneter Fort-
bildung des Lehrpersonals wiihit der Regierungsrat auf eine mit
der Amtsperiode der kantonalen Verwaltungsbeamten zusammen-
fallende Amtsdauer eine kantonale Inspektorin.
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(§ 148.) Der kantonalen Inspektorin liegt insbesondere ob:
1. Eine je nach Bediirfnis vorzunehmende Inspektion der Arbeits-
schulen des ganzen Kanions nebst Berichterstattung an die Er-
ziehungsdirektion; 2. die Leitung der Kurse fiir Ausbildung der
Arbeitslehrerinnen; 3. die Instruktion des Arbeitslehrerinnen-
personals in Kursen von kiirzerer Dauer fiir bereits im Amte
stehende patentierte Arbeitslehrerinnen und durch periodische
Zusammenziige derselben zur Besprechung von Arbeitssehul-
fragen; 4. die Abhaltung alljihrlicher Konferenzen mit den Be-
zirksinspektorinnen zur Aufstellung einheitlicher Inspektions-
grundsitze und zum gegenseitigen Austausch von Beobachtun-
gen und Erfahrungen; 5. der Besuch auswirtiger Schulen fiir
weibliche Handarbeiten und auswirtiger Institute fiir Frauen-
arbeit nebst Berichterstattung an die Erziehungsdirektion; 6. die
Forderung des Interesses am Arbeitsschulwesen durch gelegent-
liche Vortrige in Frauenvereinen.

(§ 143) 1In jedem Bezirke wihlt die Bezirksschulpflege auf
eine mit ihrer eigenen Amtsperiode zusammenfallende Amts-
dauer zwei bis drei Bezirksinspektorinnen, welche die
Aufsicht iiber das Arbeitsschulwesen des Bezirkes fithren, und
zn diesem Zwecke die simtlichen Arbeitsschulen nach einer von
ihnen selbst getroffenen Einteilung jihrlich mindestens zweimal
besuchen und soweilt moglich auch den Jahrespriifungen bei-
wohnen. :

(§ 144.) Bei diesen Schulbesuchen haben die Bezirksinspek-
torinnen ihr Augenmerk vorziiglich zu richten auf den fleiBigen
Schulbesuch der Kinder und die Handhabung der Absenzen-
ordnung, auf eine methodisch fortschreitende Betatigung der
Schiilerinnen gemiB den Vorschriften des Lehr- und Lektions-
planes, auf die Pflichterfiillung der Lekrerin, auf das Vorhanden-
sein der im Lehrplan vorgesehenen allgemeinen und individuellen
Lehrmittel und des Arbeitsstoffes, auf den regelmifligen Besuch
der Schule durch die Mitglieder der lokalen Frauenkommission,
auf einen den Anforderungen dieser Verordnung entsprechenden
Zustand der Unterrichtslokalititen und des Mobiliars. — Die
Inspektorinnen haben bei jedem Schulbesuche das ihnen vorzu-
legende Visitationsbuech zu durchgehen und ihren Besuch mit
Datum und Namensunterschrift in dasselbe einzutragen. — Die
Bezirksinspektorinnen besammeln die Arbeitslehrerinnen ihres
Bezirkes zweimal jihrlich zur Besprechung von Arbeitsschul-
fragen und Erteilung allfilliger Instruktionen. Die im Amte
stehenden Arbeitslehrerinnen sind zum Besuch dieser Versamm-
lungen wverpflichtet.

(§ 145.) Die Bezirksinspektorinnen erstatten jeweilen am
Schlusse des Schuljahres der kantonalen Inspektorin zuhanden
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der Bezirksschulpflege beziehungsweise der Schulpflege und der
Frauenkommission Bericht iiber ihre Verrichtungen und Wahr-
nehmungen, iitber den Stand des Arbeitsschulwesens im Bezirk
und iitber allfillige im Interesse der Schule liegende Anregungen.

Laut ,Verordnung iiber das Volksschulwesen® liegt den
Schulpflegen auck folgende Aufgabe ob:

(§ 139.) Fiir jede Arbeitsschule wird durch die Schulpflege anf
eine mit der Amtsperiode der Gemeindebehdorden zusammen-
fallende Amtsdauer eine Kommission von sachverstidn-
digen Frauen gewihlt. — Dieser Kommission kommt die
Begutachtung und Antragstellung in allen die Arbeitsschule he-
treffenden Angelegenheiten zu; iiberdies liegt ihr die n#chste
Aufsicht iiber den Arbeitsunterricht ob, sowie die Fiirsorge fiir
Anschaffung geeigneten und gleichartigen Arbeitsmaterials. ($$ 36
und 40 des Volksschulgesetzes vom 11. Juni 1899.) — Wo es im
Interesse der Arbeitsschule als notwendig erscheint, soll auch
eine Abordnung der Frauenkommission mit beratender Stimme
zu den Sitzungen der Schulpflege zugezogen werden.

(§ 140.) Die Frauenkommission konstituiert sich selbst, indem
sie fiir die Zeit ihrer Amtsdauer eine Prisidentin, eine Vize-
prisidentin und eine Aktuarin wahlt.

(§ 141) Den Sitzungen der Frauenkommission wohnen die
Arbeitslehrerinnen beziehungsweise von ihnen selbst bestellie
"Abordnungen mii beratender Stimme bei. Handelt es sich um
ihre perstnlichen Angelegenheiten, so treten die Lehrerinnen in
den Ausstand.

(§ 142) Die Frauenkommission fiihrt die niichste Aufsicht iiber
die Arbeitsschule; sie wacht iiber getreue Pflichterfiillung der
Lehrerin und unterstiitzt dieselbe in ihren Bestrebungen; sie
nimmt nach einer bestimmten, regelmiBigen Kehrordnung &ftere
Schulbesuche vor, wobei die Mitglieder jedesmal den Tag des
Schulbesuches in ein im Arbeitsschullokal aufliegendes Visita-
tionsbuch eintragen. — Die Frauenkommission erstattet der Ge-
meindeschulpfiege je am Schlusse des Schuljahres Bericht iiber
ihre Verrichtungen, sowie iiber den Stand und die Leistungen
der Arbeitsschule. Diesem Bericht ist auch derjenige der Leh-
rerin beizulegen.

Die Schulkapitel (fiir Volksschullehrer). Die wichtig-
sten Bestimmungen des ,Reglementes fiir die Schulkapitel und
die Schulsynode vom 19. September 1912“ in bezug auf die Schul-
kapitel sind die folgenden:

I. Allgemeines. Die Schulkapitel sind die Vereinigung
der in einem Bezirk wohnenden und im aktiven Schuldienst ste-
henden Lehrer und Lehrerinnen, Verweser und Vikare der
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Primar- und Sekundarschule. (§ 1.) — Der Zweck der Schulkapitel
ist die praktische und theoretische Fortbildung ihrer Mitglieder
und die Forderung des Unterrichtswesens im allgemeinen. Zur
bessern Erreichung dieses Zweckes (§ 10) werden die Versamm-
lungen des Schuikapitels Ziirich in vier, diejenigen des Schul-
kapitels Winterthur in zwei getrennten Abteilungen gehalten.
Dieser Trennung entspricht die Zahl der Abgeordneten zur Pro-
synode und zu den Konferenzen der Kapitelsabgeordneten (§ 14,
lit. e). (§ 2) — Zur bessern Verfolgung des Zweckes der theore-
tischen und praktischen Fortbildung sind die Kapitel iiberdies
berechtigt, sich in Sektionen zu gliedern und statt einer oder
zweier Kapitelsversammlungen kleinere Sektionskonferenzen ab-
halten zu lassen. {§ 3.

II. Die Kapitelsversammlungen. (§ 4) Der Besuch
der Kapitelsversammlungen ist obligatorisch. Die im Bezirke
wohnenden, in den Ruhestand versetzten Lehrer und Lehrerinnen,
ebenso die im Besitze des Lehrerpatentes befindlichen Lehrer
an staatlich anerkannten Anstalten sind berechtigt, an den Ver-
sammlungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Lehrer, welche
gleichzeitig an hohern Schulen wirken, konnen durech den Er-
ziehungsrat vom Besuche entbunden werden,

(§ 5.) Die Schulkapitel versammeln sich ordentlicherweise vier-
mal des Jahres, auBerordentlicherweise, wenn der Vorstand es
beschlieBt oder ein Drittel der Mitglieder es begehrt.

Jede unentschuldigte Absenz wird mit einer BuBle von Fr. 3.--
belegt. Die Bullen sind zugunsten der Kapitelsbibliotheken zua
verwenden. (§ 8)

ITI. Verhandlungsgegenstinde. (§ 10.) Die Kapitel
suchen ihren Zweek zu erreichen: a) Durch Lehriibungen: b) durch
Vortrige und Besprechungen iiber Gegenstiinde des Schulwesens
und verwandter Gebiete: ¢) durch Eingaben an die Behorden
oder Antrige an die Synode; d) durech TUnterhaltung einer
Bibliothek. — Der Vorstand hat das Recht, jedes Mitglied zur
Ubernahme wenigstens einer der sub a und b bezeichneten Ar-
beiten anzuhalten, und er soll darauf Bedacht nehmen, in ange-
messenem Wechsel so viele Mitglieder als moglich dabei zu be-
teiligen.

(§ 11.) Der Erziehungsrat kann die kapitelsweise Abhaltung
von Vortrigen und Fortbildungskursen anordren und deren Be-
such obligatorisch erkliiren.

(§ 13.) Die Schulkapitel begutachten zuhanden des Erziehungs-
rates: a) Anderungen im Lehrplan; b) die Einfithrung neuer oder
wesentliche Umarbeitung bestehender Lehrmittel der Volkssehule;
¢) wichtige, die innere Einrichtung der Volksschule betreffende
Verordnungen.
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(§ 14.) Die Schulkapitel, beziehungsweise Abteilungen wihlen:
a) Den Vorstand; b) die Mitglieder der Bezirksschulpflege nach
MaBgabe der kantonalen Bestimmungen (Bezirk Ziirich 6, Hox-
gen, Hinwil und Winterthur je 4, die iibrigen Bezirke 3 Mit-
glieder); ¢) je einen Abgeordneten zur Prosynode und zu den
Konferenzen der Kapitelsabgeordneten. — Von den Wahlen nach
lit. a und b ist dem Erziehungsrate, der Bezirksschulpflege uni
dem Prisidenten der Schulsynode, von den Wahlen nach lit. ¢
dem Erziehungsrate und dem Prisidenten der Schulsynode so-
fort Kenntnis zu geben,

(§ 15.) Die Wahl der Abgeordneten zur Prosynode wird in
der der Synode unmittelbar vorausgehenden Kapitelsversamm-
lung vorgenommen.

IV. Der Kapitelsvorstand. (§ 17.) Der Vorstand des
Kapitels beziehungsweise der Kapitelsabteilung besteht aus
einem Priisidenten, einem Vizeprisidenten und einem Aktuar, Er
wird in der auf die ordentliche Schulsynode folgenden Kapitels-
versammlung aul eine Amtsdauer von zwei Jahren gewihlt, Jedes
Mitglied ist verpflichtet, eine Wahl in den Vorstand fiir eine
Amtsdauer anzunehmen.

(§ 19.) Der Vorstand und insbesondere der Priisident haben
iiber den reglementarischen Gang der Kapitelsversammlungen,
sowie iiber genaune Pflichterfiilllung der einzelnen Mitglieder zu
wachen.

V.Konferenzen der Prisidenten und Abgeord-
neten der Schulkapitel. (§ 24) Jeweilen zu Anfang Mirz
versammeln sich auf Einladung und unter dem Vorsitz des Syno-
dalprisidenten die Kapitels- und Abteilungsprisidenten und der
Vorstand der Synode zu einer Konferenz, bei welcher zur Be-
handlung kommen: a) Allfillige Eroffnungen des Erziehungs-
rates; b) Mitteilungen iiber den Gang der Kapitelsverhandlun-
gen im verflossenen Jahr; e¢) Beratung iiber geeignete Verhand-
lungsgegenstinde fiir das bevorstehende Schuljahr: Bezeichnung
von Aufgaben fiur die praktischen Lehriibungen, von Themata
zu Vortrigen oder Besprechungen, und einer Anzahl zur An-
schaffung fiir die Kapitelsbibliotheken empfehlenswerter Biicher;
d) Antrag an den Erziehungsrat iiber die zu stellende Preis-
aufgabe fiir Volksschullehrer; e) allfilliz weitere Vorschlige
zuhanden des Erziehungsrates.

(§ 26.) Zur Behandlung der von den Kapiteln auf Veranlassunyz
des Erziehungsrates abgegebenen Gutachten beruft der Synodal-
prisident nach erfolgter Mitteilung an die Erziehungsdirektion
die Konferenz der Kapitelsabgeordneten ein. AuBer den Abge-
ordneten der Kapitel gehoren der Konferenz an: Der Vorstand
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der Schulsynode, sowie eine Abordnung des Erziehungsrates,
welch letztere mit beratender Stimme an den Verhandlungen
teilnimmt. Bei der Beratung des definitiven Gutachtens sind die
Abgeordneten an keinerlei Instruktionen gebunden. Der Vor-
stand der Synode iibermittelt das Gutachten in seiner endgiiltigen
Form dem Erziehungsrat.

Hauswirtschoftliche Fortbildungsschule.

MaBgebend ist das ,,Gesetz iiber die hauswirtschaftliche Fort-
bildungsschule vom 5. Juii 1932 mit den nachfolgenden Bestim-
mungen:

Die Verwaltung der von einem Fortbildungsschulkreise (Ge-
meinde oder Gemeindegruppen) errichteten hauswirtschaftlichen
Fortbildungsschule liegt in der Hand der Schulpflege, die die Ab-
rechnung gemifi der Verordnung des Bundes aufstellt. (§ 5).

Zur Beaufsichtigung der Fortbildungsschule bestellt die
Schulpflege eine hauswirtschaftliche Kommission. Diese kann
mehrheitlich aus Frauen zusammengeésetzt sein. Besteht ein Fort-
bildungsschulkreis aus mehreren Gemeinden, so ist jeder Ge-
meinde eine Vertretung in der hauswirtsechaftlichen Kommission
einzuriumen. (§ 6.)

Jeder Fortbildungsschulkreis erlifit iiber seine hauswirt-
schaftliche Fortbildungsschule eine Schulordnung, die der Ge-
nehmigung des Erziehungsrates unterliegt. (§ 7.)

Fir die Inspektion der hauswirtschaftlichen Fortbil-
dungsschule bezeichnet der Regierungsrat auf den Antrag des
Erziehungsrates die erforderlichen Inspektorinnen. (§ 8.)

Die Oberleitung des hauswirtschaftlichen Bildungswesens be-
sorgt eine kanionale Aufsichtskommission von neun Mitgliedern,
in welcher die Frauen angemessen vertreten sein sollen. Sechs
Mitglieder werden vom Erziehungsrat, zwei von der Konferenz
der Lehrerschalt der hauswirtschaftlichen Fortbildungsschulen
bezeichnet. Der kantonale Fortbildungsschulinspektor ist von
Amtes wegen Mitglied. Den Vorsitzenden bezeichnet der Erzie-
hungsrat. Die kantonalen Inspektorinnen wohnen den Sitzungen
mit beratender Stimme bei. (§ 9.)

Die Gesamtheit der Lehrkrifte der hauswirtschaftlichen Fort-
bildungsschulen bhildet die kantonale Lehrerkonferenz des haus-
wirtschaftlichen Fortbildungsschulwesens. Die Konferenz ist be-
gutachtendes Organ fiir alle Schulfragen grundsitzlicher Art, die
ihr unterbreitet werden. Sie hat auch das Recht, von sich aus
Antrige zu stellen. (§ 10.) ‘
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Knabenfortbildungsschulen.t)

Fiir Jiinglinge, die nicht in einer Berufslehre stehen, besteht
kein Schulzwang. Gemeinden oder Gemeindegruppen koénnen
freiwillige Fortbildungsschulen errichten. Die Verwaltung und
Beaufsichtigung wird in den meisten Fillen von ortlichen Schul-
behorden besorgt. Die Oberaufsicht wird vom kantonalen Fort-
bildungsschulinspektor ausgeiibt.

Die Fortbildungsschulen fiir Jiinglinge scheiden sich in land-
wirtschaftliche und beruflich gemischte (Fabrik- und Gelegen-
heitsarbeiter) Fortbildungsschulen. Fiir die Beaufsichtigung der
landwirtschaftlichen Fortbildungsschuien werden in einzelnen
Fillen die landwirtschaftlichen Organisationen herbeigezogen.

Die Lehrkrifte werden vom kantonalen Fortbildungsschul-
inspektor nach Bediirfnis fiir Konferenzen und Instruktionskurse
zusammengezogen.

Besondere Verhdltnisse der Stadt Ziirich.

Die Geschaftsordnung fiir die Schulbehtrden und Lehrer-
konvente vom 24. Januar 1934 regelt die Schulaufsichtsverhilt-
nisse in der Stadi Ziirich wie folgt:

Die Schulbehérden der Stadt Ziirich sind: die Zentralschul-
pflege, die Prisidentenkonferenz, die Kreisschulpflegen und die
von ihnen gewiblten Kommissionen und Sektionen; sie versam-
meln sich, so oft es die Geschiifte erfordern; die Zentralschui-
pflege und die Kreisschulpflege werden auch auf schriftliches
Verlangen eines Drittels ihrer Mitglieder einberufen. Zur Giil-
tigkeit der Verhandlungen der Schulbehorden ist die Anwesen-
heit der Mehrheit der stimmberechtigten Mitelieder erforderlich.
Stimmberechtigt sind in den Sitzungen der Zentralschulpflege, der
Kreisschulpflege und deren Aufsichtssektionen die von den
Stimmberechtigten gewihlten Mitglieder, in den von der Zentral-
schulpflege und den Kreisschulpflegen gewihlten Kommissionen
die sidimtlichen Mitglieder, seien sie aus der Mitte der Behorde
oder auBerhalb derselben gewihlt worden. (Art. 1f{f.)

Die Sitzungen der Schulbehérden, der Lehrerkonvente und
der Konferenzen sind nicht offentlich. Uber den Verlauf der
Verhandlungen diirfen der Offentlichkeit keine Mitteilungen ge-
macht werden, dagegen werden die wichtigen Beschliisse der
Zentralschulpflege und der Kreisschulpflegen der Lehrerschaft
bekanntgegeben und, soweit dies ohne Nachteil geschehen kann,
amtlich zur 6ffeniiichen Kenntnis gebracht. (Art. 4.)

1) Briefliche Mitteilung des kantonalen Fortbildungsschulinspektorates.
Es bestehen keine gesetzlichen Bestimmungen.
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Als Organe der zentralen Schulverwaltung nennt
die Geschiiftsordnung:

a) Den Vorstand des Schulamtes (Schulvorstand).
Der vom Stadirat bezeichnete Schulvorstand leitet die Geschifte
der zentralen Schulverwaltung. Er ist von Amtes wegen Vor-
sitzender der Zeutralschulpflege, der Prasidentenkonferenz und
der Aufsichtskommissionen der To6chterschule und der Gewerbe-
schule und des IKKunstgewerbemuseums. Er vertritt die Zentral-
schulpflege im Verkehr mit den iibrigen Behorden. In seiner
Verhinderung werden die ihm obliegenden Geschiifte durch den
vom Stadtrat bezeichneten Stellvertreter des Schulvorstandes ge-
fiihrt.

Der Schulvorstand vollzieht die Beschliisse der Zentralschui-
pflege oder iberweist sie zum Vollzuge den Kreisschulpflegen
cder Aufsichtskommissionen. Er ist befugt, an den Sitzungen
der Kreisschulpflegen und der Konvente teilzunehmen, mit diesen
Kborperschaften Besprechungen anzuordnen und von ihren Pro-
tokollen Einsicht zu nehmen. Der Schulvorstand erledigt von
sich aus dringliche, in die Zustindigkeit der Zentralschulpflege,
der Prisidentenkonferenz und genannten Aufsichtskommissionen
fallende Geschiffe. Seine Verfiigungen sind ins Protokoll der
betreffenden Schulbehorde aufzunehmen und dieser in der nichs:-
folgenden Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. (Art. 9—11))

b) Die Priasidentenkonferenz  Die Prisidenten-
konferenz besteht aus dem Schulvorstand und den Prisidenten
der Kreissechulpfiegen. Sie regelt alle Angelegenheiten der Volks-
schule, die weder der Zentralschulpflege noch den Kreisschul-
pflegen vorbehalten sind und bereitet die Geschiifte fiir die Zen-
tralschulpflege vor. Der Prisidentenkonferenz liegen ob: a) Diz
Aufsicht iiber die gleichmiBige Durchfithrung der kantonalen
und stidtischen Vorsehriften iiber das Volksschulwesen, sowie
der Beschliisse der Zentralschulpfiege durch die Kreisschulpflegen;
b) die Awufsicht iiber die Klassenorganisation und iiber die Zu-
teilung der Lehrer und Schiiler; ¢) der Ausgleich der Klassen-
bestiinde und notigenfalls die Zuteilung von Lehrern und Schii-
lern in andere Kreise; d) die Genehmigung der Stundenpliine der
Volksschule; e) die Anordnung der Jahrespriifungen; f) die Ver-
teilung der Kredite fiir die Sammlungen, Bibliotheken, Schul-
girten, Stipendien usw.; g) die Veranstaltung der fiir die Schiiler
der Volksschule zentral organisierten Spezialkurse; h) die An-
ordnung oder Unterstiitzung von Kursen zur Fortbildung der
Lehrer; i) die Begutachtung der Urlaubsgesuche von Lehrkriiften
zuhanden der Erziehungsdirektion; k) die Mitwirkung bei der
Aufstellung der Vorschlige fiir die Lehrerwahlen; 1) die Ein-
fiihrung der nicht obligatorischen allgemeinen und individuellen
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Lehrmittel, Unterrichts- und Schulmaterialien; m) die Aufstel-
lung von Bestimmungen iitber Abgabe von Sondermaterial; n) die
Beschlufifassung iiber Schaffung von Schulmaterial- und Spiel-
geridteablagen in den Quartieren, (Art. 12 und 13.)

e) Die Schulkanzlei und die Dienstchefs der
Schulverwallung. Die Schulkanzlei besteht aus dem ge-
schiiftsleitenden Sekretdr, den iibrigen erforderlichen Sekretiiren
und dem Kanzleipersonal. Die Dienstchefs der Schulverwaltung
sind: a) der Schul- und Bureaumaterialverwalter; b) der Leiter
des schulédrztlichen Dienstes; ¢) die Leiter der Schulzahnkliniken;
d) die Direktoren der Gewerbeschule; e) die Rektoren der Toch-
terschule. Die Dienstchefs und die Sekretire haben das Recht
und auf Verlangen des Schulvorstandes die Pflicht, den Sitzungen
der Zentralschulpflege beizuwohnen; an den Sitzungen der Pri-
sidentenkonferenz nehmen sie nur auf Verlangen des Schul-
vorstandes teil. Das Amt eines Beamten in der Schulverwaltung
ist unvereinbar mit der Mitgliedschaft in der Zentralschulpflege
und ihren Kommissionen. (Art. 14—19.)

Die Befugnisse und die Obliegenheiten der Zentralschul-
pflege sind umschrieben durch das Zuteilungsgesetz und die Ge-
meindeordnung. Ihr steht u. a. der das Schulwesen betreffende Ver-
kehr mit den kantonalen Oberbehérden zu. Sie erstattet dem
Gemeinderat wund der Bezirksschulpflege jihrlich Bericht
itber das gesamte stiddtische Schulwesen. Sie ordnet die Neu-
wahlen und Bestitigungswahlen der Volksschullehrer an und
wihlt die Lehrer und Lehrerinnen der héhern stiidtischen Schulen
und der Fortbildungsschulen.

Die Kreisschulpflegen. a) Gesamtbehdérde und
Organe, Die Kreisschulpflegen bestehen aus den von den
Schulkreisen gewihlten Mitgliedern der Zentralschulpflege uni
aus je weitern siebenunddreiBig Mitgliedern in den Schulkreisen
Uto, Limmattal, Waidberg und Ziirichberg und fiinfundzwanzig
Mitgliedern im Schulkreise Glattal. Die Befugnisse und Ob-
liegenheiten der Kreisschulpflegen sind in § 57 des Zuteilungs-
gesetzes und in Art. 89 der Gemeindeordnung bestimmt. Die
Prisidenten der Kreisschulpflegen werden von den Stimmberech-
tigten, die Vizeprisidenten und Aktuare von der Behorde ge-
wihlt. Als Aktuare konnen auch Nichtmitglieder bezeichnet
werden.

Zur unmittelbaren Leitung und Beaufsichtigung der ver-
schiedenen Schulabteilungen teilen sich die Kreisschulpflegen in
Aufsichtssektionen. Diese teilen sich nach Schulstufen oder nach
Quartieren. Die Verteilung der Mitglieder auf die Sektionen
erfolgt auf Grundlage einer Vorlage des Prisidenten durch die

2
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Kreisschulpflege. Der Vorsitz in den Aufsichtssektionen wird
dem Prisidenten der Kreisschulpflege oder einem besonders ge-
wihlten Sektionspriisidenten iibertragen. Die Sekundaraufsichts-
sektion oder, wo eine solche nicht besteht, eine von der Kreis-
schulpflege eingesetzte Priifungskommission stellt nach der wvier-
wochigen Probezeit iiber die Aufnahme von Schiilern ihrer Stufe
der Kreisschulpflege Antrag.

Zur Beaufsichtigung der Kindergirten bestellt die Kreis-
schulpflege eine Aufsichtskommission, in der die Frauen ange-
messen vertreten sein sollen.

Zur Beaufsichtigung des Unterrichtes in den weiblichen
Handarbeiten und in der Hauswirtschaft wird von der Kreis-
schulpflege eine Frauenkommission gewéhlt; sie konstituiert sich
selbst. Die Zahl der Mitglieder betridgt in den Schulkreisen Uto,
Limmattal, Waidberg und Ziirichberg je einundwanzig bis fiinf
undzwanzig und im Kreise Glattal elf bis fiinfzehn. Sie k6nnen
sich zur Beaufsichtigung in Sektionen teilen. Zur Besprechung
wichtiger Angelegenheiten des Midchenhandarbeits- und des
hauswirtschaftlichen Unterrichtes treten die fiinf Prisidentinnen
zur Beratung zusammen.

Zu Beaufsichtigung des erweiterten Turnunterrichtes, der
Knabenhandarbeit, der Schiilerspeisung, der Horte und allfidlliger
anderer Spezialgebiete bestellen die Kreisschulpflegen Kommis-
sionen nach Bedarf. (Art. 27—33.)

b) Die Prisidenten der Kreisschulpflegen. Der
Prisident der Kreisschulpflege, im Verhinderungsfalle der Vize-
priisident, leitet die Geschiifte der Kreisschulpflege. Er ist befugt,
den Sitzungen samtlicher Aufsichtskommissionen und Kommis-
sionen mit KinschluB der Frauenkommission als stimmberech-
tigtes Mitglied beizuwohnen und an den Kreiskonferenzen teil-
zunehmen; er ist dazu einzuladen. Er erledigt von sich aus

dringliche, in die Zustindigkeit der XKreisschulpflege fallende
Geschiifte.

Im einzelnen sind ihm vor allem folgende Aufgaben iiber-
wiesen: 1. Durch hiufige Schulbesuche verschafft er sich ein Bild
von dem Stand der einzelnen Klassen. Da, wo eine besondere
Notwendigkeit vorliegt, ist der Priisident im Einvernehmen mit
der betreffenden Anufsichtssektion befugt, auBerordentliche Auf-
sicht iiber einzelne Abteilungen durch Mitglieder der Pflege an-
zuordnen. Der Prisident ist wverpflichtet, Mitglieder der Auf-
sichtssektion, die ihren Aufsichtspflichten nicht nachkommen, zu
mahnen, notigenfalls Stellvertretung anzuordnen, 2. Er beauf-
sichtigt die Amtsfithrung der Hausbeamten und die Arbeit der
Abwirte, soweit dies nicht Sache des Bauamtes IT ist. 3. Er be-
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aufsichtigt die {reiwilligen Einrichtungen der Schule. 4. Eir
leitet die Schiilerzuteilung fiir den ganzen Kreis und die Zu-
teilung der einzelnen Abteilungen in die einzelnen Schulhiuser
und Zimmer. 5. Er nimmt in auBerordentlichen Fillen die not-
wendig werdenden Versetzungen und Promotionen von Sechiilern
vor, ferner auf Vernehmlassung der Prisidenten der Sektionen
allfillige erforderliche Wegweisungen (Kindergarten, Sekundar-
schule und Horte). - 6. Er ist verpflichtet, die Stundenpline auf
ihre Richtigkeit zu priifen. 7. Er verfiigt iiber die Dispensation
der Schiiler vom gesamten Unterricht oder von einzelnen Fichern.
8. Er handhabt die Absenzenordnung. 9. Er leitet die Vorberei-
tungen fiir die Lehrerwahlen. 10. Er entscheidet iiber die Abgabe
von Sondermaterialien etc. Er verfafit Antrige und Weisungen
der Kreisschulpflege an die zentrale Verwaltung.

Den Prisidenten der Kreisschulpflegen werden Amtsriume
mit dem erforderlichen Hilfspersonal zur Verfiigung gestelit.
Sie halten in ihrem Amtssitz tdglich und in den gréBeren Quar-
tieren ihres Kreises wochentlich mindestens eine Sprechstunde
ab, die so anzusetzen ist, dafl sie von Eltern und Lehrern bequein
besucht werden kann. Fiir die wochentlichen Audienzen sind
Schulrdume, Hausvorstands-Lehrerzimmer usw. zu beniitzen.
(Art. 34-37.) 7

Lehrerschaft. 1. Konvente und Konferenzen.
Die Lehrkriifte der Volksschule bilden den stidtischen Gesam'‘-
konvent. Dieser versammelt sich, so oft es die Geschifte erfor-
dern, auf Einladung des Bureaus oder auf Verlangen von zwei
Konventen der Volksschule. Sein Prisident ist der Vertreter der
Lehrerschaft in der Prisidentenkonferenz; im Verhinderungs-
falle kann er sich durch den Vizeprisidenten oder den Aktuar
vertreten lassen.

Die Lehrkriifte der verschiedenen Stufen der stidtischen
Volksschule bilden die Stufenkonvente. Zwei oder mehrere
Stufenkonvente konnen unter dem Vorsitze des Prisidenten des
Gesamtkonventes zur gemeinsamen Behandlung von Schulfragen
zusammentreten.

Die Arbeitslehrerinnen, die Kindergirtnerinnen, die Hort-
leiter, die Knabenhandarbeitslehrer und die Haushaltungslehre-
rinnen bilden die stidtischen Konferenzen gemif Art. 92, Ab-
satz 3, der Gemeindeordnung,

Der Priisident des Gesamtkonventes und die Prisidenten der
Stufenkonvente sind die Vertreter der Lehrerschaft in der Zen-
tralschulpflege; die Vorsitzenden der stidtischen Konferenzen
sind zu den Sitzungen einzuladen, wenn Geschiifte behandelt wer-
den, die ihr Tétigkeitsgebiet betreffen. Im Falle ihrer Verhinde-
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rung kann Stellvertretung dureh die Vizepridsidenten oder durch
die Aktuare eintreten.

Die Lehrkrifte und die Hortleiter der Kreise bilden Kon-
ferenzen gemiB Art. 93 der Gemeindeordnung. Die Lehrkrifie
der Volksschule eines Kreises bilden den Kreiskonvent. Betrigt
die Zahl der Lehrer einer Schulstufe weniger als zehn, so betei-
ligen sich diese an der Konferenz einer benachbarten Stufe. Zwel
oder mehrere Stufenkonferenzen konnen unter dem Vorsitze des
Prisidenten des Kreiskonventes zur Behandlung gemeinsamer
Schulfragen zusammentreten.

Der Prisident des Kreiskonventes, die Priisidenten der Kreis-
konferenzen, die Hausvorstinde und die Stundenplan- und Klas-
senordner bilden eine Kommission, die unter Leitung des Prisi-
denten der Kreisschulpflege iiber die Zuweisung der Klassen
und Lehrer in die einzelnen Schulhiuser und Lokale Antrag
stellt und die Aufstellung der Stundenpline vorbereitet.

Der Kreiskonvent wihlt die Vertreter der Lehrerschaft in die
Kreisschulpflegen und deren Bureaus. Die Vorsitzenden auch
jener Konferenzen, Kommissionen und Sektionen, die in den
Kreisschulpflegen nicht stindig vertreten sind, miissen, wenn Ge-
schifte behandelt werden, die sie betreffen, zu den Sitzungen bei-
gezogen werden.

Den Verhandlungen der Frauenkommissionen wohnt eine von
den Konferenzen der Arbeitslehrerinnen und der Haushaltungs-
lehrerinnen gewihlte Vertretung bei; diese zihlt hochstens ein
Drittel der Mitgliederzahl der Frauenkommissionen. In den
Kindergartenkommissionen sind die Kindergirtnerinnen vertre-
ten in einer Zahl, die hochstens einem Drittel der Kommissions-
mitglieder entspricht. (Art. 38—45.)

Gemeinsame Bestimmungen fiir diese Konvente und Kouxnfe-
renzen sind: Sie konstituieren sich nach der Erneuerungswahl der
Schulbeh6érden durch die Wahl eines Prisidenten, eines Vizeprii-
sidenten und eines Aktuars. Sie versammeln sich zur Behandlung
der ihnen von den Schulbehorden zur Begutachtung iiberwiesenen
Geschiifte, oder zur Anregung anderer Geschifte. Alle methodisch-
pidagogischen und fachtechnischen Angelegenheiten, die Gehalts-
und Arbeitsbedingungen, sowie die allgemeinen Verordnungen sind
den Konventen und stddtischen Konferenzen zur Beratung und
Vernehmlassung vorzulegen. Der Schulvorstand ist zu den Sitzun-
gen der stidtischen Konvente und Konferenzen einzuladen; er kann
sich im Verhinderungsfalle vertreten lassen (Art. 54 und 55).

2. Haus- und Kreisdamter. Auf Vorschlag der Lehrer-
schaft wihlt die Kreisschulpflege: a) Fiir Schulhiuser von zehn
und mehr Klassen einen Hausvorstand, einen Materialverwalter,
einen Kustoden fiir die Sammlung und einen Kustoden fiir den
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Schulgarten. In Schulhiusern mit fiinfzehn und mehr Klassen kann
ein Hausvorstand II ernannt werden. In Schulhiusern, in denen
sich weniger als zehn Klassen befinden, kénnen diese Amter ver-
einigt werden. Schulhiiuser mit weniger als sechs Klassen und Pro-
visorien werden in der Regel einem benachbarten groBlern Schul-
hause zugeteilt. b) Die Bibliothekare, die Schiilerzuteiler, die Klas-
sen-, Stunden-, Hortordner und den Oberspielleiter. Die Inhaber
von Haus- und Kreisiamtern konnen nach Bediirfnis besondere
Konferenzen bilden.

Die Organisation der Primar- und Sekundarklassen wird den
Klassenordnern, die Vorbereitung der Stundenpline den Stunden-
planordnern iibertragen. (Art. 46—48.)

Kanton Bern.

Gesamtes Schulwesen,

Die obere Leitung der offentlichen und die Beaufsichtigung der
Privatbildungsanstalten des Kantons liegt der Unterrichts-
direktion ob (Organisationsgesetz § 14).

Die Beziehungen zwischen der Direktion des Unterrichiswesens
und den Primar- und Sekundarschulen, Progymnasien und hohern
Mittelschulen werden durch die Inspektoren vermittelt. Diese
fitlhren die Aufsicht iiber die erwihnten Anstalten, sowie iiber die
Privatschulen. Der Aufsicht der Primarschulinspektoren sind auch
die Fortbildungsschulen, die Midchenarbeitsschulen und die Schul-
klassen der Erziehungsanstalten unterstellt (Reglement betreffend
die Inspektoren der Primar- und Sekundarschulen vom 1. Juni
1910).

Das Bindeglied zwischen den Unterrichtsbehdérden und der Be-
volkerung ist die Sechulsynode des Kantons Bern. Sie besteht
aus Abgeordneten, welche von stimmfihigen Biirgern des Kantons
in den GroBratswahlkreisen gewiahlt werden. Auf je 5000 Seeien
der Wohnbevolkerung wird ein Abgeordneter gewihlt; ein Bruch-
teil von iiber 2500 Seelen berechtigt ebenfalls zur Wahl eines Ab-
geordneten. Alle vier Jahre findet eine Gesamterneuerung der. Be-
horde statt; die Amtsdauer beginnt mit dem 1. Januar. Die Schul-
synode wihlt aus ihrer Mitte auf eine vierjiahrige Amtsdauer
einen Vorstand, bestehend aus einem Priisidenten und acht Mit-
gliedern. Die Schulsynode versammelt sich ordentlicherweise ein-
mal jahrlich, auBerordentlich auf den Ruf der Unterrichtsdirektion,
auf ihren eigenen BeschluBl oder auf Antrag des Vorstandes. Die
Sitzungen sind offentlich. Der Unterrichtsdirektor oder ein von
ihm ernannter Stellvertreter wohnen den Verhandlungen mit be-
ratender Stimme bei. Uber alle Gesetze und allgemeinen Verord-
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nungen, welche den Unterricht und die innere Einrichtung aller
offentlichen Schulen beschlagen, muf}, bevor sie erlassen werden,
das Gutachten der Schulsynode oder des Vorstandes eingeholt
werden. Der Vorstand hat der Synode iiber jede Amtsperiode Be-
richt zu erstatten.

Primarschule und Sekundarschule (inklusive Progymnasien).

Schulkreise, Schulgemeinden. In der Regel bildet
jede Gemeinde einen Primarschulkreis; jedoch kann eine Gemeinde,
um den pflichtigen Kindern den Schulbesuch zu erleichtern, ibr
Gebiet in mehrere Schulkreise einteilen. Die Bildung neuer Schul-
gemeinden kann durch BeschluB des Regierungsrates gestattet
werden. Den Schulkommissionen solcher Schulgemeinden, welche
nicht mit den Einwohnergemeinden zusammenfallen, konnen die
letztern auf dem Wege des Reglementes die sonst dem Gemeinderate
in Schulsachen zukommenden Kompetenzen iibertragen. Umge-
kehrt konnen auf demselben Wege grofie Einwohnergemeinden mit
mehreren Schulkreisen und Schulkommissionen gewisse Kompe-
tenzen dieser letztern, im Interesse einer einheitlichen Ordnung
gemeinsamer Angelegenheiten, dem Gemeinderate iibertragen (Ge-
setz iiber den Primarunterricht, §§ 8 1if.).

Sekundarschulen kionnen von einer Genossenschaft von Pri-
vaten, von einer oder von mehreren zu diesem Zwecke sich ver-
einigenden Gemeinden errichtet werden (Gesetz iiber die Sekun-
darschulen, § 1).

Staatliche Aufsiecht. Grundlagen: Dekret betreffend die
Inspektion der Primar- und Sekundarschulen vom 30. November
1908 und Reglement betreffend die Inspektion der Primar- und
Sekundarschulen vom 1. Juni 1910.

Fiur die Aufsicht iiber die Primarschulen des Kantons,
sowie iiber die Fortbildungs-, Miidchenarbeits- und Privatschulen
und die Schulklassen der Erziehungsanstalter werden zwolf In-
spektoren gewihlt, welche verpflichtet sind, ihre Tatigkeit voll-

- stiindig ihrem Amte zu widmen. Der Kanton wird in die zwdlf

nachstehenden Inspektionskreise eingeteilt:
1. Kreis: Oberhasli, Interlaken.

2 o Frutigen, Ober- und Niedersimmental, Saanen.
3 5 Thun, Konolfingen.

7 A Seftigen.

5. i Bern-Stadt, Laupen.

6. = Bern-Land. Schwarzenburg, Fraubrunnen.

< 4 Burgdorf, Signau.

8. 5 Trachselwald, Aarwangen. Wangen.

9. 5 Aarberg, Biiren, Nidau, Erlach.
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10. Kreis: Biel, Neuenstadt, Courtelary.
11. » - Minster, Delsberg, Laufen.
19 » . Freibergen, Pruntrut.

Fir die Aufsicht iiber die Sekundarschulen und
Progymnasien werden zwei bis drei Inspektoren gewiiklt,
denen je ein territorial abgegrenzter Kreis zugeteilt wird. Diese
Abgrenzung findet jeweilen bei der Wahl der betreffenden Inspek-
toren durch den Regierungsrat statt. s kéonnen aber auch Ande-
rungen in der Zwischenzeit stattfinden.

Der Regierungsrat kann die Sekundarschulinspektoren wvon
der Aufsicht iiber den Unterricht in den alten Sprachen entbin-
den. Dagegen kann er an ihrer Stelle nach Bediirfnis einen oder
mehrere Delegierte bezeichnen, deren Taggelder und Reiseentschi-
digungen durch den Regierungsrat bestimmt werden.

Die Primar- und Sekundarschul-Inspektoren werden vom Re-
gierungsrate auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewihlt. Sie
miissen in der Regel im Inspektoratskreis wohnen. Ausnahmen
kann der Regierungsrat gestatten. Die Schulinspektoren haben
das Hauptgewicht auf das erzieherische und allgemein bildende
Moment zu legen. Sie vermitteln die Beziehungen zwischen der
Direktion des Unterrichtswesens und den Primar- und Sekundar-
schulen und den Progymnasien. Sie fithren die Aufsicht iiber
diese Anstalten, sowie iiber die Privatschulen.!) Die Inspektoren
haben dariiber zu wachen, dall die Gemeinden, die zustindigen
Schulbehorden und die Lehrerschaft ihren Pflichten gegeniiber
der Schule in jeder Beziehung nachkommen; sie haben dem Schul-
fortschritte zu dienen und unter anderm insbesondere auch die
Bestrebungen des Jugendschutzes und der Jugendfiirsorge (Schii-
lerspeisung und -kleidung, periodische #rztliche Untersuchung,
Ferienkolonien usw.) zu fordern; sie haben auf rechtzeitige Aus-
richtung der Lehrerbesoldungen zu dringen. Sodann haben sie
der Direktion des Unterrichtswesens Bericht zu erstatten usw.
Sie haben so oft als mdoglich die Schulen und Erziehungsanstalten
ihres Kreises zu besuchen, und alles zu tun, um zu einer richtigen
Beurteilung der Schularbeit zu gelangen, (Das Nihere siehe im
erwihnten Reglement vom 1. Juni 1910.) Die Inspektoren sind
verpilichtet, sich in Verhinderungsfiillen gegenseitig zu vertreten.
Ubersteigt die Dauer der Stellvertretung nicht drei Wochen, so
findet sie ohne Entgelt statt. Die Primarschulinspektoren besam-
meln sich alljihrlich wenigstens einmal unter dem Vorsitz des
Unterrichtsdirektors auf dessen Einladung zur Besprechung allge-
meiner, namentlich mit der Schulaufsicht zusammenhiingender

1) Vergleiche Reglement betreffend die Inspektoren der Primar- und
Sekundarschulen des Kantons Bern, vom 1. Juni 1910.
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Schulfragen. Die Vereinigung der Primarschulinspektoren wird
erweitert durch wenigstens seechs fernere Mitglieder, die der Vor-
stand der Schulsynode unter AusschluB seiner eigenen Mitglieder
wihlt. Die Gewiihlten konnen Lehrer oder Nichtlehrer sein. Nach
je vier Jahren scheidet die Hilfte der Gewiihlten aus und ist fir
die nichste Amtsdauer nicht wihlbar.

In gleicher Weise bilden die Sekundarschulinspektoren eine
Vereinigung, die erweitert wird durch drei fernere Mitglieder.
Diese werden gewiihlt wie die Mitglieder der erweiterten Primar-
schulvereinigung. Auch .sie konnen Lehrer oder Nichtlehrer sein.

Die Schulinspektoren der Primar- und Sekundarschulen sind
pensionsberechtigt.

Der Turnunterricht ist unter die Obhut einer kantonalen
Turnexpertenkommission gestellt. Die beziigliche Ver-
ordnung vom 22. April 1932 hat folgenden Wortlaut:

§ 1. Es wird eine Kantonale Turnexpertenkommission einge-
setzt, welche aus mindestens neun Mitgliedern besteht, von denen
eines als Vertreter der Unterrichtsdirektion amtet. Wahlbehorde
ist der Regierungsrat. Der Prisident wird vom Regierungsrat
bezeichnet. Im iibrigen konstituiert sich die Kommission selbst.
Die K.T.K. hiilt ordentlicherweise jihrlich zwei Sitzungen ab.

§ 2. Der Prisident, der Sekretir und der Vertreter der Unter-
richtsdirektion bilden das Bureau. Es tritt so oft zusammen, als
es die Geschiifte erfordern. Das Bureau bereitet die Geschiifte
vor. Es erledigt von sich aus diejenigen Arbeiten, deren Trag-
weite nicht die Behandlung im Plenum der K. T. K. erfordern.

§ 3. Die Amtsdauer der K.T. K. betrigt vier Jahre. Die im
Austritt befindlichen Mitglieder sind wieder wihlbar.

§ 4. Die K.T.K. behandelt im allgemeinen alle Fragen, die
sich mit der koérperlichen Erziehung der Jugend und der kérper-
lichen Ertiichtigung des Volkes befassen, soweit dabei die Sehule
in Betracht kommt.

§ 5. Im besonderen hat die K.T. K. folgende Aufgaben: a) Sie
entwirft zuhanden der Unterrichtsdirektion die den Turnunter-
richt betreffenden Vorschriften und Wegleitungen und arbeitet
die Lehrpline und Ubungssammlungen aus. b) Sie organisiert
die vom- Regierungsrat oder der Unterrichtsdirektion bewilligten
Lehrkurse fiir das Knaben- und Midchenturnen und fiihrt sie
durch. ¢) Sie steht den Gemeindebehdrden zur Verfiigung fiir
Beratung beim Bau von Turnhallen, der Anlage von Turn- und
Spielplitzen und der Anschaffung von Geriiten und sonstigen
Einrichtungen fiir das Turnen. d) In einem von der Unterrichts-
direktion zu bestimmenden Umfange wirken ihre Mitglieder bei
Schulbesuchen der Schulinspektoren der Primar- und Sekundar-
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schule mit. e) Sie priift die ihr von der Unterrichtsdirektion zu-
gewiesenen Hingaben, Gesuche usw. und stellt ihre Antrége, f) Sie
inspiziert die Kurse, nimmt die Kursberichte entgegen und leitet
sie mit threm eigenen Bericht an die Unterrichtsdirektion.
Primarschulkommission Das Gesetz iiber den Pri-
marunterricht vom 6. Mai 1894 bestimmt iiber die Schulkommissio-
nen in den §§ 89—99 folgendes: 1. Die 6ffentliche Primarschule, die
erweiterte Oberschule, sowie die Fortbildungsschule stehen unter
der unmittelbaren Aufsicht der Schulkommission (§ 89). 2. Die
Schulkommission besteht aus wenigstens fiinf Mitgliedern. Wihl-
bar in dieselbe ist jeder Biirger, welcher das 20. Altersjahr zuriick-
gelegt hat und in biirgerlichen Ehren steht (§ 90). 3. Personen, die
mit dem Lehrer bis und mit dem dritten Grade verwandt oder ver-
schwigert sind, konnen nicht Mitglieder der Schulkommission
sein (§ 91). 4. Die Schulkommission wird auf eine Amtsdauer von
vier Jahren dureh die zustindige Gemeindebehorde gewihlt. In
Gemeinden, welche in mehrere Schulkreise eingeteilt sind, kann
die Wahl der Kommision den stimmfihigen Biirgern des Schul-
kreises iibertragen werden (§ 92). 5. Die Schulkommission wihlt
ihren Prisidenten, Vizepriisidenten und Aktuar und bestimmt die
Form ihrer Verhandlungen. Sie tritt wiihrend der Schulzeit wenig-
stens jeden Monat einmal zusammen; ihre Verhandlungen werden
protokolliert (§ 93). 6. Die Schulkommission ist die Verwaltungs-
und Aufsichtsbehorde der Schule. Als solcher liegt ihr ob, dafiir
zu sorgen, daB alle bildungsfihigen, schulpflichtigen Kinder die
Schule fleiBig besuchen und daB der Schulunfleil streng geahndet,
itberhaupt das Wohl und Gedeihen der Schule in jeder Beziehung
gefordert werde (§ 94). Sie fiithrt die Aufsicht iiber die Lehrer
und trifft die notigen MaBnahmen, damit die Schule nie unbesetzt
sei. Sie ist befugt, unter Anzeige an den Schulinspektor, dem Leh-
rer einen Urlaub bis auf 14 Tage zu gewdhren und wihrend seiner
Abwesenheit fiir eine angemessene Vertretung zu sorgen (§ 95).
8. Die Schulkommission wacht iiber den gehorigen Unterhalt und
die zweckmiiBige Benutzung des Schulhauses, der Schulgeritschaf-
ten und Lehrmittel, sowie iiber piinktliche Erfiillung der Leistun-
gen, welche der Schulgemeinde gegeniiber Schule und Lehrer auf-
erlegt sind. Es ist ihr von der Schulgemeinde der noétige Kredit
zu bewilligen ($ 96). 9. Sie besucht wenigstens alle vier Wochen ein-
mal durch wenigstens zwei ihrer Mitglieder die Schule und wohnt
allen Inspektionen und Priifungen bei. Die beziiglichen Besuche
werden im Schulrodel eingetragen. Sie bestimmt die Ferien (§ 60)
und allfiillige 6ffentliche Priifungen (§ 97). 10. Die Mitglieder der
Schulkommission sind personlich fiir die treue Erfiillung ihrer
Pflichten verantwortlich und haften der Schulgemeinde fiir allen
Schaden, der durch ihre Schuld oder Nachlassigkeit erwichst
(§ 98). 11. Wenn die Schulkommission in den Schulbesuchen und
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in der Handhabung der Gesetzesbestimmungen betreifend Bestra-
fung des Schulunfleifies nachlissig ist, so kann der Regierungsrat
nach zweimaliger fruchtloser Warnung verfiigen, daf die Ge-
meinde dem Staate den Staatsheitrag ganz oder teilweise zuriick-
zuvergiiten habe (§ 99). 12. Vorbehalten bleibt fiir Einwohner-
gemeinden mit mehreren Schulkreisen und Schulkommissionen die
Ubertragung gewisser Kompetenzen der letzteren an den Gemeinde-
rat (§ 9, Alinea 5, des Gesetzes).

Das Reglement iiber die Obliegenheiten der Primarschulkom-
missionen vom 6. Oktober 1924 gibt zu diesen Gesetzesbestimmun-
gen die nachfolgenden Erweiterungen:

Aus § 2. Die Schulkommissionen werden im weitern auch
auf folgende gesetzliche Bestimmungen aufmerksam gemacht:
1. Schweizerbiirgerinnen, welche in der Gemeinde wohnen und hand-
lungs- und ehrenfiihig sind, konnen als Mitglieder der Schulkom-
missionen, sowie der Kommissionen fiir Armenwesen, fiir Gesund-
heitswesen und fiir Kinder- und Jugendfiirsorge gewihlt werden
(Art. 27 des Gesetzes iiber das Gemeindewesen vom 9. Dezember
1917). 2. Die Lehrer wohnen allen Verhandlungen der Schulkom-
mission, bei welechen weder sie selbst noch einer ihrer Kollegen
personlich beteiligt ist, mit beratender Stimme bei. In grioBleren
Ortschaften kann sich, im Einverstindnis mit der Schulkommis-
sion, die Lehrerschaft durch eine aus ihrer Mitte gewahlte Abord-
nung vertreten lassen (Art. 42 des Gesetzes iiber das Primarschul-
wesen vom 6. Mai 1894).

Aus § 3. Insbesondere kommen der Schulkommission noch fol-
gende Obliegenheiten zu: 1. Gestiitzt auf den Bericht des Arztes
und des Lehrers entscheidet sie dariiber, welche Kinder wegen
mangelhafter korperlicher und geistiger Entwicklung auf das Be-
gehren ihrer Eltern oder ohne ein solches um ein Jahr zuriickzu-
stellen, ferner welche als bildungsunfihig vom Schulbesuch zu dis-
pensieren oder welche in Anstalten fiir Taubstumme, Blinde,
Schwachsinnige und Epileptische zu bringen seien. 2. Sie bhean-
tragt Versetzung verwahrloster Kinder in Erziehungsanstalten
(§ 54 des Gesetzes). 3. Sie kann Kindern aus einem andern Schul-
kreis als dem des Wohnortes unter Anzeige an die betreffende
Schulkommission den Schulbesuch gestatten. 4. Sie sorgt fiir Er-
richtung und Unterhaltung von Jugendbibliotheken, unter Umstin-
den im Verein mit andern Gemeinden. 5. Sie sorgt dafiir, daB die
Kinder bediirftiger Familien die notigen Lehrmittel unentgeltlich
erhalten, wobei der Staat die Hiilfte der Kosten triigt. 6. Bei iiber-
fiilllten Klassen soll sie bei der Gemeinde die Ei nfithrung des ab-
teilungsweisen Unterrichts oder die Errichtung neuer Klassen an-
begehren. 7. Bei liingerer Erkrankung eines Lehrers sorgt sie im
Einverstindnis mit demselben und mit dem Schulinspektor fiir
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Stellvertretung. 8. Bei Erledigung einer Lehrstelle reicht sie recht-
zeitig dem Schulinspektor zuhanden der Unterrichtsdirektion einen
entsprechenden Ausschreibungsantrag ein, nimmt die Anmeldun-
gen entgegen und priift sie, verlangt, wenn notig, eine neue Aus-
schreibung und legt schlieBlich der Wahlbehorde einen Wahlvor-
schlag vor. 9. Sie kann die Entlassung eines Lehrers vor Ablauf
eines Jahres bewilligen. 10. Sie sorgt im Einvernehmen mit dem
Schulinspektor fiir provisorische Besetzung einer im Laufe eines
Schulhalbjahres eriedigten oder nicht rechtzeitig definitiv besetz-
ten Stelle. Hierbei ist die Genehmigung der Erziehungsdirektion
einzuholen. 11. Sie wacht dariiber, dafl die Lehrer keine Neben-
beschiftigung betreiben, welche die Schule oder das Ansehen des
Lehrers beeintrichtigen. In streitigen Féllen entscheidet die Er-
ziehungsdirektion. 12. Sie bewilligt allfilligen Féacheraustausch
zwischen den Lehrern unter Mitteilung an den Schulinspekior.
13. Sie nimmt Beschwerden von Eltern oder andern Personen gegen
Lehrer entgegen, priift sie und entscheidet daruiber oder iiberweist
sie an die obern Behorden. In dringenden Fiillen ordnet sie die
Einstellung und provisorische Ersetizung der beirelfenden Lehr-
kriafte an. Diese Verfuigung unterliegt ebenfalls der Genehmigung
der Unterrichtsdirektion, nach eingeholtem Gutachten des Schul-
inspektors. 14. In Fililen von ansteckenden Krankheiten trifft sie
unter Berichterstattung an die Sanitidtsbehorde und in Verbindung
mit der Ortsgesundheitskommission die notigen Verfiigungen.
15. Sie sorgt dafiir. dafl alljihrlich vor dem 1. April die Kinder
1ihres Schulkreises, welche vor dem 1. Januar des Jahres das sechste
Altersjahr zuriickgeiegt haben, in das Verzeichnis der schulpflich-
tigen Kinder eingetragen werden. 16. Sie ist dafiir besorgt, dal}
beim Schulortwechsel innerhalb des Kantons den Kindern die obli-
gatorischen Lehrmittel des betreiffenden Schuljahres mitgegeben
werden. 17. Sie besorgt die Verteilung der Schulzeit innerhalb der in
den §8§ 59—61 des Gesetzes gezogenen Schranken. 18. Sie bestimmt
die Unterbrechungen zwischen den Unterrichtsstunden. 19. Innert
den néchsten acht Tagen nach einer Zensurperiode priift sie die
im Schulrodel vom Lehrer bezeichneten Abwesenheiten, entscheidet
itber die angegebenen Entschuldigungen und macht sofort die
notigen Strafanzeigen. Ebenso besorgt sie in den im Gesetz vor-
gesehenen Fillen die Anzeige an das Regierungsstatthalterami zu-
handen des Regierungsrates. 20. Fiir schulpflichtige Kinder. die
von einem Schulort mit neunjihriger Schulpflicht in einen solechen
mit achtjahriger innerhalb oder auBlerhalb des Kantons iibersie-
deln, bleibt die neunjihrige Schulpflicht fiir so lange bestehen, als
die Eltern in einer Gemeinde mit neunjihriger Schulpflicht woh-
nen. Die Eltern sind gehalten, der Schulkommission ihrer Wohn-
gemeinde nachzuweisen, dafl ihre Kinder die Schule bis zur Er-
fiillung der neunjihrigen Schulpflicht regelmiiflig besuchen. Die
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Schulkommission hat, im Falle des ungeniigenden Nachweises, dem
Richter Anzeige zu erstatten. Die Namen solcher Schiiler sind im
Rodel stehen zu lassen. 21. Sie iiberwacht den Besuch der Fortbil-
dungsschulen und besorgt die Uberweisung von Strafanzeigen fiir
die Abwesenheiten. 22. Sie nimmt die Schiilerverzeichnisse der Pri-
vatschulen entgegen. 23. Sie iiBt sich bei Schulbesuchen, zu denen
sie vom Schulinspektor eingeladen wird, vertreten. 24. Sie ist fiir
die rechtzeitige Einsendung der Schulrddel an die Schulinspekto-
ren verantwortlich. 25. Sie stellt der Lehrerschaft auf Begehren
iiber ihre Amtsfiithrung Zeugnisse aus. 26. Sie ist verantwortlich
dafiir, daB von der Lehrerschaft iiber das bewegliche Eigentum
der Schule ein Verzeichnis sorgfiltig gefithrt werde. 27. Sie sorgt
fiir Aufbewahrung der Gesetze, Reglemente, Unterrichtspline,
Schulrodel und des amtlichen Schulblattes.

Aus § 4. Sie ordnet am Ende jedes Schuljahres die Promotion
an, welche auf Grund der von der Lehrerschaft festgesetzten Pro-
motionsliste, in streitigen Fillen nach einer durch Schulkommis-
sionsmitglieder und die Lehrer geleiteten Priifung stattfindet. Den
Lehrern ist es untersagt, von sich aus Promotionen vorzunehmen.

§ 7. Die Schulkommissionen sollen sich die Sorge fiir die Spei-
sung und Bekleidung diirftiger Schiiler angelegen sein lassen.

§ 8. Die Schulkommission ist die Wahlbehorde fiir das Frauen-
komitee und die Arbeitslehrerinnen und iibt die Aufsicht aus iiber
die Midchenarbeitsschule nach MaBgabe der einschligigen Gesetze
und Reglemente.

§ 9. Der Verkehr der Schulkommission mit den obern Behorden
hat in der Regel durch die Vermittlung der Schulinspektoren zu
geschehen.

Sekundarschulkommission GemiB Reglement fiir
die Sekundarschulen vom 21. Dezember 1928 bestehen auch fiir
diesen Schultypus lokale Schulkommissionen. In Gemeinden mit
mehreren Mittelschulen konnen im Interesse einer einheitlichen
Ordnung gewisse Funktionen der verschiedenen Behorden mit
Zustimmung der Unterrichtsdirektion einer zentralen Behorde
(stidtische Schuldirektion, Zentralsechulkommission) iibertragen
werden ($ 1). ‘

§ 3. Die Schulkommissionen bestehen mit EinschluB des Prii-
sidenten aus fiinf, sieben oder neun Mitgliedern, von denen der
Regierungsrat ein Mitglied mehr als die beitragenden Gemeinden
rusammen wihlt. Wihlbar sind Schweizerbiirger und Schweizer-
biirgerinnen, die in der betreffenden Schulgemeinde wohnen. Die
Amtsdauer betrigt fiir Staats- und Gemeindevertreter sechs Jahre
und fiallt mit der Garantieperiode der Schule zusammen. Die
Austretenden sind sofort wieder wihlbar. In der Zwischenzeit
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freiwerdende Sitze werden nur fiir den Rest der Amtsdauer be-
setzt. Die Schulkommission w#hlt aus ihrer Mitte den Prisi-
denten und seinen Stellvertreter. Ebenso wihlt sie den Sekretiir
und den Kassier, sofern deren Obliegenheiten nicht besondern Ge-
meindebeamten iibertragen sind.

§ 4. In kleinern Schulen nimmt die gesamte Lehrerschaft an
den Schulkommissionssitzungen teil. In gréBern Schulen ordnet
sie eine aus ihrer Mitte gewiihlte Vertretung, deren Stirke und
Zusammensetzung das Ortsschulreglement bestimmt, zu den Kom-
missionssitzungen ab. Doch ist jeder Lehrer berechtigt, auf An-
meldung hin seine Anliegen persinlich vor der Kommission zu
vertreten. Die Lehrer oder ihre Abordnungen wohnen allen Ver-
handlungen, bei denen weder sie selbst noch ihre Kollegen person-
lich beteiligt sind, mit beratender Stimme bei. Die Vorsteher
rehmen von Amtes wegen an sidmtlichen Sitzungen der Schul-
kommission mit beratender Stimme teil. Wo der Schularzt nicht
Mitglied der Kommission ist, soll er zu allen Fragen, die die Ge-
sundheit der Schiiler betreffen (Stundenplan, Hausaufgaben, Fe-
rien; Korperpflege: Turnen, Baden, Sport; soziale Fiirsorge; Hei-
zung, Liiftung, Reinigung, Umbau der Schulriume usw.) beige-
zogen werden. :

§ 5. Die Schulkommission versammelt sich, so oft es die Ge-
schifte erfordern, auf die Einladung des Priisidenten oder seines
Stellvertreters oder wenn drei Mitglieder (bei fiinfképfigen Kom-
missionen zwei) das Begehren stellen. Sie kann nur giiltig ver-
handeln, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist.

9 6. Die Schulkommission ist die Verwaltungs- und Aufsichts-
behorde der Schule und der mit ihr verbundenen Einrichtungen
(Midchenarbeitsschule, Fiirsorgeeinrichtungen, gegebenenfalls
auch hauswirtschaftliche Kurse, sofern diese nicht einer besondern
Kommission unterstellt sind). Sie vollzieht die auf die Schule
beziiglichen Gesetze und die Beschliisse der zustindigen Behor-
den, sorgt in Verbindung mit der Lehrerschaft fiir den richtigen
Betrieb und fiir das Wohl der Schule und erledigt alle Angelegen-
heiten der Schule, die nicht durch Gesetz, Verordnung oder Regle-
ment andern Behorden oder Amtsstellen iibertragen sind.

§ 7. Insbesondere kommt der Schulkommission zu: a) Die
Verwaltung des Sekundarschulgutes (anderslautende Bestimmun-
gen des Gemeindereglementes vorbehalten), die Aufstellung des
Voranschlages und der Jahresrechnung, sowie deren Weiterleitung
- an die zustindige Behorde, der Entscheid iiber Anschaffung von
Geridtschaften und allgemeinen Lehrmitteln und die Uberwachung
des Schulinventars; b) die Sorge fiir den Bezug der Eintritts- und
Promotionsgebiihren, der Schulgelder und der BuBlen wegen un-
entschuldigter Abwesenheit; ¢) die Genehmigung des Jahres-
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berichtes und dessen Einreichung an den Schulinspektor zuhan-
den der Unterrichtsdirektion; d) die Veranstaltung und offentliche
Bekanntgabe der Aufnahme- und Jahrespriifungen, die Festset-
zung der Farien, die Aufstellung von Vorschriften iiber Spiel und
Erholung, die Genehmigung der Programme fiir die Schulreisen
und fiir Schulanliisse aller Art; e) die Genehmigung der vom Vor-
steher oder wvon der Lehrerkonferenz entworfenen Lehr- und
Stundenpline und der Vorschlige fiir einzufiihrende Lehrmittel
im Rahmen der kantonalen Vorschriften; f) die Aufnahme neuer
und die Beforderung oder Riickversetzung bisheriger Schiiler auf

Gutachten der Lehrerschaft, beziehungsweise des Schularztes, die
voriibergehende oder dauernde Befreiung von einzelnen Unter-
richtsfiichern und die Beurlaubung von Schiilern fiir mehr als
14 Tage (fiir kiirzere Fristen sind der Priisident oder der Schul-
vorstieher zustidndig, je nach den Bestimmungen des Ortsschul-
reglementes); g) die Erledigung der ihr vorgelegten Disziplinar-
fille, inbegriffen die Ausweisung unfleiBiger oder unwiirdiger
Schiiler, der Antrag auf Versorgung sittlich gefihrdeter Kinder
in Familien oder FErziehungsanstalten, der Schutz korperlich
cder seelisch miBhandelter Kinder in Verbindung mit der Vor-
mundschaftsbehtrde und die Aufsicht iiber die Kost- und Wohn-
orte auswiirtiger Schiiler; h) die Fiirsorge fiir bediirftige Schiiler:
Speisung, Kleidung, Ferienaufenthalt, dirztliche und zahniirztliche
Behandlung, Unentgeltlichkeit der Lehrmittel, Stipendien und an-
dere Ausbildungsbeitriige; i) der Antrag auf Schaffung neuer
Schulklassen, die Bewilligung oder Anordnung von Ficheraus-
tauseh zwischen den Lehrern, die Versetzung von Lehrkriiften an
andere Klassen oder Stufen, die Erteilung von Zeugnissen an die
Lehrer auf ihr Verlangen, die Entgegennahme von Entlassungs-
begehren und die Sorge fiir die rechtzeitige Ausschreibung und
Besetzung erledigter Lehrstellen; k) die Entgegennahme und Prii-
fung der Anmeldungen, die Wahl der Lehrer, Lehrerinnen, Ar-
beitslehrerinnen und Haushaltungslehrerinnen (vgl. § 6), unter
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen und unter Vorbehalt
der Genehmigung dureh die Unterrichtsdirektion; 1) die Ertei-
lung von Urlaub an die Lehrerschaft bis zu 14 Tagen mit Benach-
richtigung des Sekundarschulinspektorats in allen Fillen, wo die
Abwesenheit drei Tage iiberschreitet; die rechtzeitige Einholunz
der Genehmigung durch die zustindigen oberen Behérden bei
allen Urlauben von mehr als 1l4tigiger Dauer; m) die Sorge fiir
richtige Stellvertretung und die provisorische Besetzung einer im
Laufe des Schuljahres erledigten oder aus irgendeinem Grunde
nicht definitiv zu besetzenden Stelle, alles mit Einholung der Ge-
nehmigung durch die Unterrichtsdirektion; n) die Begutachtung
der Vereinbarkeit eines nicht obligatorischen Amtes mit der Stelle
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eines Lehrers; o) die Wahl der Mitglieder des Frauenkomitees;
p) die Bekanntmachung und Zuerkennung von Freistellen: q) die
Entgegennahme von miindlichen und schriftlichen Antridgen und
Wiinschen des Schulvorstehers, der Lehrerkonferenz oder ein-
zelner Lehrer; r) die Erledigung von Anstinden unter der Lehrer-
schaft, zwischen Vorsteher und Lehrerschaft und zwischen Eltern
und Schule. Jede Beschwerde ist dem Beklagten sofort zur Ver-
nehmlassung zu eréffnen.

Aus 9 8 Durch das Ortsschulreglement konnen einzelne unter-
geordnete Kompetenzen auch dem Bureau der Schulkommission
oder dem Kommissionspriisidenten iibertragen werden.

§ 10. Die Mitglieder der Schulkommission sind gehalten, den
Unterricht im Laufe des Schuljahres moglichst oft zu besuchen
und den Schulanlissen beizuwohnen, damit sie die notwendige
Fiihlung mit Schule und Lehrerschaft gewinnen. Alle Schul-
.besuche sind in einer besondern Kontrolle einzutragen.

§ 11. Die Schulkommission holt, bevor sie wichtige bleibende
Anordnungen iiber den Unterricht und die Disziplin trifft, ein
Gutachten der Lehrerschaft ein.

§ 38. Der Schulkommission stehen im Hinblick auf fehlbare
Schiiler folgende Strafbefugnisse zu: a) miindlicher Verweis durch
den Priasidenten oder durch eine Abordnung der Kommission;
b) Androhung der Ausweisung bei fortgesetztem Unflei} und
vngehorigem Benehmen unter Benachrichtigung der ZEltern:
e¢) Ausweisung unter Benachrichtigung der Eltern und der Pri-
marschulbehorden, eventuell unter Mitteilung an die Vormund-
schaftsbehorde mit Antrag aul Versorgung.

§ 13. An groBeren Schulen konnen stindige Schulvor-
steher ernannt werden. Sie fithren die unmittelbare Aufsicht
iitber die Schule, sorgen fiir die Durchfithrung der gesetzlichen
und reglementarischen Bestimmungen und vollziehen die Ver-
fiigungen der Oberbehérden. In Verbindung mit der Lehrer-
schaft handhaben sie Ordnung und Disziplin in der Schule. Die
Rechte und Pflichten der Schulvorsteher im einzelnen kénnen nach
den Bediirfnissen jeder Schule im Ortsschulreglement festgelegt
werden.

§ 14. Die Vorsteher und ihre Stellvertreter werden durch die
Schulkommission auf eine Amtsdauer von sechs Jahren gewihlt.
Nach Ablauf der Amtsdauer, die mit der Garantieperiode zusam-
menfillt, sind sie sofort wieder wihlbar.

Die Vorsteher erhalten fiir ihre Bemiihungen eine Entschidi-
gung, die auf Antrag der Schulkommission von den zustdndigen
Gemeindebehorden festgesetzt wird.

*
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§ 15. Die Lehrerkonferenzen besorgen die regelmiBigen
Zensuren, wihlen die Abgeordneten zu den Schulkommissions-
sitzungen und beraten die ihre Anstalt betreffenden Angelegen-
heiten, sowie Schulfragen allgemeiner Natur, die ihnen von den
Einberufungsinstanzen vorgelegt werden oder die sie selbst zu
Traktanden erheben.

§ 16. Zuhanden der Kommission beraten sie folgende Ge-
schiifte vor: a) Aufnahmen, Beférderungen, Riickversetzungen,
MaBnahmen gegen fehlbare oder unfleiBige Schiiler; b) Lehrpline,
Stundenpliine, Reglemente, Haus- und Pausenordnung; Einfiih-
rung neuer Lehrmittel; MaB und Verteilung der Hausaufgaben;
Ansetzung der Ferien; Voranschlag, Anschaffungen; bauliche
Verinderungen; Beniitzung der Schulriume durch Dritte. Znur
Vorbereitung oder Erledigung bestimmter Geschifte konnen nach
Bedarf Untergruppen nach Fichern oder Schuljahren gebildet
werden.

Aus § 17. Die Lehrerkonferenzen finden regelmiiBig einige
Tage vor der Zeugnisausfertigung statt und auBerdem, so oft es
die Geschiifte erfordern, auf Verlangen der Schulkommission oder
des Vorstehers oder auch auf ein von einem Fiinftel der Mitglieder
des Lehrkorpers (mindestens jedoch von zwei) gestelltes Begehren
Die Verhandlungen werden vom Vorsteher geleitet und von einem
durch die Konferenz gewiihlten Sekretiar protokolliert. Die Lehrer
sind verpflichtet, das Amt eines Sekretdrs in angemessenem
Wechsel unentgeltlich zu versehen. Die Beschliisse werden mit
einfachem Stimmenmehr gefafit. Die Konferenzen sorgen fiir
richtiges Zusammenwirken der gesamten Lehrerschaft.

Midehenhandarbeitsunterricht. a) Primar-
sechulen. Das Spezialreglement iiber die Miidehenarbeitsschulen
vom 27. Mai 1932 enthilt die nachfolgenden Bestimmungen:

§ 3. Die Arbeitsschulen unterstehen der Aufsicht der Schul-
kommissionen und der von diesen gewiihlten Frauenkomitees.

Aus § 4. Die Schulkommissionen haben insbesondere folgende
Obliegenheiten: a) Bei Erledigung einer Stelle oder bei Besetzung
von neu errichteten Klassen sorgen sie fiir rechtzeitige Ausschrei-
bung im Amtsanzeiger oder in einem andern ortsiiblichen Publi-
kationsorgan. Die Anmeldefrist muB mindestens acht Tage betra-
gen. Nach deren Ablauf holen sie einen Doppelvorschlag des
Frauenkomitees ein. Es diirfen nur patentierte Lehrkriifte defini-
tiv gewihlt werden. Jede Wahl ist sofort dem Schulinspektorat
anzuzeigen. b) Sie setzen innerhalb der durch das Gesetz gegebe-
nen Grenzen die wochentlichen Unterrichtsstunden fest. Mehr als
drei Stunden Handarbeitsunterricht diirfen nicht auf den gleichen
Halbtag angesetzt werden. Nach jeder Stunde ist eine angemnmes-
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sene Pause einzuschalten. ¢) Sie beaufsichtigen das Absenzenwesen
und reichen gegen Siaumige Strafklage ein. d) Sie sorgen dafiir,
daB die fiir das Handarbeiten notigen Riume zur Verfiigung
stehen, eine zweckmiBige Beleuchtung erhalten und in geeigneter
Weise mobliert und mit den erforderlichen Lehr- und Veranschau-
lichungsmitteln ausgeriistet werden.

§ 5. Jede Schulkommission wihlt gemdB Art. 14 des Gesetzes
auf eine Amtsdauer von zwei bis sechs Jahren ein Frauenkomitee
von wenigstens fiinf Mitgliedern.

Aus § 6. Dem Frauenkomitee kommt insbesondere zu: a) dar-
iiber zu wachen, daB der Unterricht nach den gesetzlichen, regle-
mentarischen und sonstigen Vorschriften erteilt wird; b) dafiir zu
sorgen, daB alle Middchen mit dem noétigen Arbeitsstoffe versehen
werden, und diesen im Einvernehmen mit der Arbeitslehrerin zu
beschaffen; ¢) im Herbst und Frithling eine oifentliche Besichti-
gung der angefertigten Arbeiten anzuordnen; d) die einzelnen Ar-
beitsklassen moglichst oft zu besuchen und bei grofler Schiilerin-
nenzahl im Einverstindnis mit der Arbeitslehrerin andere geeig-
nete Frauen zur Mithilfe beizuziehen; e) Dispensationsgesuche zu-
handen der Schulkommission, des Schulinspektorates und der Un-
terrichtsdirektion zu begutachten; f) bei Wahlen von Arbeits-
lehrerinnen der Schulkommission Antrag zu stellen, bei Neuwah-
len ihr einen Doppelvorschlag einzureichen. Die Arbeitslehrerin-
nen nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen des Frauen-
komitees teil; an groBeren Schulen konnen sie sich durch eine Ab-
ordnung vertreten lassen.

§ 7. Die Prisidentin des Frauenkomitees, sofern sie nicht ohne-
hin Mitglied der Schulkommission ist, nimmt unter den gleicken
Bedingungen wie die Lehrerschaft an den Sitzungen der Schulkom-
mission teil und hat in Arbeitsschulfragen Antragsrecht und be-
ratende Stimme. Wenn Angelegenheiten der Arbeitsschule zu be-
sprechen sind, so sollen auch die Arbeitslehrerinnen zu den Schul-
kommissionssitzungen eingeladen werden.

§ 8. Die Gemeinden stellen den Schulkommissionen zuhanden
der Frauenkomitees den notigen Kredit fiir das Arbeitsschulwesen
zur Verfiigung.

§ 9. Die Arbeitsschulen unterstehen der Oberaufsicht der Un-
terrichtsdirektion. Die Schulinspektoren besorgen die administra-
tive Leitung. — § 10. Die Direktion des Unterrichtswesens wird
erméchtigt, fiir die Begutachtung piddagogischer und organisatori-
scher Fragen betreffend das Arbeitsschulwesen, sowie fiir notwen-
dig erscheinende Inspektionen sachkundige Personen beizuziehen.

b) Sekundarschulen. Fiir diesen Schultypus regelt die
Anufsichtsverhiltnisse das Sekundarschulreglement vom 21. Dezem-
ber 1928:
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§ 12. Zur Beaufsichtigung des Handarbeits- und wenn notig
des Haushaltungsunterrichts (vgl. § 6) ?) wird fiir jede Sekundar-
schule ein Frauenkomitee von mindestens fiinf Mitgliedern gebil-
det, das von der Schulkommission gewiihlt wird, die Amtervertei-
lung aber selber vornimmt. Vor der Besetzung von Arbeits- oder
Haushaltungslehrerinnenstellen unterbreitet die Schulkommission
dem Frauenkomitee die eingelaufenen Anmeldungen zur Priifung
und Begutachtung und nimmt die unverbindlichen Wahlvorschlige
des Komitees entgegen. Dem Frauenkomitee konnen von der
Schulkommission auch Fragen der Schulgesundheitspflege, der
Fiirsorgetitigkeit, der speziellen Miidchenbildung u. a. zur Begut-
achtung unterbreitet werden. Es wird den Kommissionen nahe-
gelegt, eine Vertreterin des Frauenkomitees mit beratender Stimme
zu ihren Sitzungen beizuziehen. Den Sitzungen des Frauenkomitees
wohnen die Arbeits- und Haushaltungslehrerinnen mit beratender
Stimme bei (vgl. § 4, Al 3, dieses Reglementes). In groflen Schulen
konnen sie sich durch eine Abordnung vertreten lassen. Das Ko-
mitee versammelt sich, so oft es die Geschifte erfordern, auf Ein-
ladung der Priisidentin oder wenn zwei, beziehungsweise drei Mit-
glieder (vgl. § 5) das Begehren stellen. Alle Verhandlungen werden
protokolliert. Niihere Bestimmungen iiber die Stellung und den
Aufgabenkreis des Frauenkomitees konnen in das Ortsschulregle-
ment aufgenommen werden.

Allgemeine, landwirischaftliche und hauswirtschaftliche
Fortbildungsschulen

(Fortbildungsschulen fiir Jiinglinge und fiir Midchen).

Die allgemeinen und landwirtschaftlichen Fortbildungsschulen
fiir Jiinglinge sind, wie die hauswirtschaftlichen Fortbildunrgs-
schulen, ebenfalls der Oberaufsicht der Direktion des Unterrichts-
wesens und ihrer Organe unterstellt. Die Unterrichtsdirektion
kann in Fragen, die den landwirtschaftlichen Unterricht betreffen,
und notigenfalls auch fiir den Besuch dieses Unterrichts in Ver-
bindung mit der Landwirtschaftsdirektion fachkundige Personen
beiziehen. Ebenso ist die Unterrichtsdirektion ermiichtigt, in be-
stimmten Fillen fiir die Begutachtung piidagogischer und organi-
satorischer Fragen, sowie fiir den Besuch hauswirtschaftlicher
Schulen und Kurse fachkundige Personen beizuziehen.

Die unmittelbare Aufsichts- und Verwaltungsbehorde der Fort-
bildungsschule fiir Jiinglinge ist die Primarschulkommission. Als
solcher gelten fiir sie der Fortbildungsschule gegeniiber sinngemif
die ihr vom Primarschulgesetz iiberbundenen Obliegenheiten. Wo
es die Verhiltnisse als wiinschbar erscheinen lassen, namentlich *

) Vorbehiltlich Art. 27 des Gesetzes iiber i . :
art. 2 S § s iiber das hauswirt S
dungswesen vom 6. Dezember 1925. schafiiche, Bik
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wenn verschiedene Gemeinden gemeinsam eine Fortbildungsschule
unterhalten, kann eine besondere Kommission ernannt werden.

Die hauswirtschaftliche Fortbildungsschule einer jeden Ge-
meinde steht unter der Aufsicht einer mehrheitlich aus Frauen
bestehenden Kommission. Die Bestimmungen iiher die Wahl und
Amtsdauer der hauswirtschaftlichen Kommission sind im Regle-
ment niederzulegen, das jede Gemeinde aufzustellen hat und das
der Genehmigung des Regierungsrates unterliegt (Gesetz iiber die
Fortbildungsschule fiir Jiinglinge und das hauswirtschaftliche
Bildungswesen vom 6. Dezember 1925 und Ausfithrungsreglemente
dazu).

Besondere Verhiltnisse der Stadt Bern.

a) Allgemeines. Die grundlegenden Bestimmungen sind
niedergelegt im Schulorganisations-Beschlufl vom 7. Oktober 1906
mit Abdnderungen vom 11. Dezember 1910 und 29. Dezember 1918:
$ 1. Die Zahl der Primarschulkreise ist jeweilen nach Be-
diirfnis zu vermehren. — § 2. Jeder Schulkreis hat seine eigene
Schulkommission, deren Mitgliederzahl im allgemeinen der Schii-
lerzahl des Kreises entspricht. — § 3. Zur Vorberatung und Begut-
achtung allgemeiner Schulangelegenheiten besteht eine Zentral-
schulkommission, deren Zusammensetzung und Kompetenzen :n
den besonderen Vorschriften der einzelnen Verwaltungsabteilun-
gen geordnet sind. -

§ 6. Zur Vermittiung eines itber das Pensum der Primarschule
hinausgehenden, wesentlich abschlieBenden Unterrichts fiir die
Midchen unterhidlt die Einwohnergemeinde eine Midchen-
sekundarschule mit den notwendigen Parallelklassen und
mit je fiinfjahrigem Kurs. Diese ist einer Schulkommission von
neun Mitgliedern unterstellt. Wenn jedoch eine Anstalt dem Be-
diirfnis nicht mehr geniigt, so kann eine zweite Sekundarschule
fiir Méadchen errichtet werden. Diese ist der schon bestehenden
Schulkommission zu unterstellen. Es kann den beiden Schulen je
ein rdumlich abgegrenzter Schulkreis zugewiesen werden.?)

§ 8. Zur Vermittlung eines itber das Pensum der Primarschule
hinausgehenden, abschlieBenden Unterrichts fiir Knaben als Vor-
bereitung zur Ausiibung eines technischen Berufes oder Gewerbes,
sowie zur kommerziellen Titigkeit unterhilt die Einwohner-
gemeinde eine Knabensekundarschule mit den notwendi-
gen Parallelklassen und mit je fiinf Jahreskursen. Jede derselben
ist einer Schulkommission von neun Mitgliedern unterstellt. Es
kann den beiden Schulen je ein ridumlich abgegrenzter Schulkreis
zugeteilt werden, deren Grenzen durch den Gemeinderat fesigeselzt
werden.

1) Uber den Ausbau der Sekundarklassen zur héhern Téchterschule gibt
die Archivarbeit des ndchsten Bandes Aufschlub.
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§ 21. Soweit die gesetzlichen Vorschriften es gestatten, wird
die niihere Organisation des gesamten stéddtischen Schulwesens
innerhalb den Bestimmungen des vorliegenden Beschlusses den
Gemeindebehorden iibertragen. Dieselben bestimmen alle Einzel-
heiten dieser Organisation nach MaBgabe der kantonalen Gesetze,
sowie der Gemeindeordnung und der allgemeinen und der beson-
deren Vorschriften der einzelnen Verwaltungsabteilungen. — § 22.
Beziiglich des Geschiftsganges und der Stellung der Schulkommis-
sionen zu den obern Gemeindebehorden gelten die Bestimmungen
des Gemeindegesetzes und der auf demselben basierenden Ge-
meindeordnung.

b) Primarschulen. Die ,Schulordnung fiir die Primar-
schulen der Stadt Bern‘ vom 10. Dezember 1913 fithrt aus:

I. Schulkreise. § 1. Der Gemeindebezirk Bern wird in
Primarschulkreise eingeteilt, deren Zahl und Grenzen vom Ge-
meinderate festgesetzt werden. — § 2. Jedes Kind, das zum Besuche
der Primarschule verpilichtet ist, besucht ordentlicherweise die
Schule des Bezirks, in dem es wohnt. Ausnahmen werden auf Ge-
such hin oder, soweit dies zum Ausgleich der Schiilerzahlen sich
als notwendig erweist, von Amtes wegen nach Anhoérung der be-
teiligten Schulkommissionen durch die stadtiseche Schuldirektion
verfiigt. — Kinder, die aus einem Schulbezirk wegziehen, diirfen,
wenn triftige Griinde vorliegen, in der gleichen Schule bleiben bis
zum Ablauf des angefangenen Schulhalbjahres. Diese Bewilligung
wird nicht erteilt, wenn der Wegzug auf Anfang Mai erfolgt. Fiir
Kinder des vierten und des letzten Schuljahres gilt sie fiir die
ganze Dauer desselben. — Der Zeichenunterricht wird fiir die Kra-
ben, die im achten und neunten Schuljahr unterrichtet werden, in
besondern Zeichenklassen durch Fachlehrer erteilt.

II. Schulkommission. § 3. Jedem Primarschulkreis, so-
wie den besondern Zeichenklassen, steht eine Schulkommission vor.
Der Stadtrat bestimmt die Zahl der Mitglieder und wihlt diese
auf den unverbindlichen Vorschlag des Gemeinderates.

§ 7. Den Verkehr der Primarschuikommissionen mit den Ge-
meinde- und Staatsbehorden vermittelt die stiidtische Schul-
direktion.

(Die Bestimmungen der Schulordnung iiber Wahl und Amts-
dauer der Schulkommissionen (§§ 4—6 und 8) entsprechen den
Vorschriften des Primarschulgesetzes, diejenigen iiber die Befug-
nisse und Obliegenheiten sinngemiB den entsprechenden Vorschrif-

ten des kantonalen Reglementes iiber die Obliegenheiten der Pri-
marschulkommission.)

ITI1. F],‘E‘l‘ue]lk omitee. Aus § 9. Fiir die unmittelbare ILei-
tung der Madcheuarbeitsschule besteht in jedem Schulbezirk ein
Frauenkomitee, dessen Mitglieder durch die Schulkommission ge-
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wiihlt werden. — § 10. Das Frauenkomitee wihlt aus seiner Mitte
eine Prasidentin und eine Vizeprasidentin, und wo es fiir notwen-
dig erachtet wird, eine Sekretirin und eine Kassiererin. Von die-
sen Wahlen ist der Schulkommission zuhanden der Schuldirektion
Kenntnis zu geben.

(Die Befugnisse und Obliegenheiten, die in § 11 der Schul-
ordnung niedergelegt sind, entsprechen im wesentlichen den kanto-
nalen Bestimmungen.)

IV. Oberlehrer. § 12. Die administrative Leitung jeder
Schule wird einem Oberlehrer iibertragen. Der; Oberlehrer wird
aus der Zahl der Lehrer der Schule auf unverbindlichen Vorschlag
der Schulkommission und des Gemeinderates vom Stadtrate ge-
wihlt. ) Die Amtsdauer als Oberlehrer fillt mit derjenigen als
Lehrer zusammen. In den Zeichenklassen hat nach Anordnung der
Schulkommission abwechsiungsweise einer der Lehrer die einem
Oberlehrer auffallenden Obliegenheiten zu besorgen. Wo eine
groBere Anzahl von Klassen einer oder mehrerer Schulen in einem
zweiten Gebdude untergebracht ist, kann der Gemeinderat die Auf-
sicht iiber dieses Gebdude, sowie die Vermittlung des Verkehrs
zwischen der Schulleitung und den in diesem Gebiude unterge-
brachten Klassen einem Lehrer iibertragen.

Aus § 13. Der Oberlehrer hat folgende Befugnisse und Oblie-
genheiten: 1. Er wohnt allen Sitzungen der Schulkommission, so-
weit er nicht personlich dabeil interessiert ist, mit beratender
Stimme bei. 2. Er ist das vermittelnde Organ zwischen den Be-
horden und der Lehrerschaft. 3. Er hat der Schulkommission iiber
wichtige Vorfiille in der Schule Bericht zu geben, die Antrige der
Lehrerschaft vorzubringen, soweit nicht von der Lehrerkonferenz
besondere Sprecher bezeichnet werden, und wo er es fiir zweck-
méBig erachtet, selbst Anregungen zu unterbreiten. 8. Der Ober-
lehrer fithrt das Hauptinventar iiber die Lehrmittel, die Biblio-
theken und die Geritschaften und iiberwacht ihre zweckmiBige
Verwendung. 9. Er sorgt mit der Lehrerschaft fiir die Instand-
haltung und die Erginzung der Lehrmittel, der Bibliotheken und
der Geritschaften, sowie fiir die Anordnung der Reparaturen am
Schulhause und den Dependenzriiumen, alles im Rahmen der bewil-
ligten Kredite. 10. Er besorgt im Rahmen der bewilligten Kredite
und des Reglements die Anschaffung und die Verteilung der indi-
viduellen Lehrmittel auf die verschiedenen Klassen. Bei der Ver-
teilung und der Verwendung der Kredite steht der Lehrerschaft
das Antragsrecht zu. 12. Der Oberlehrer nimmt die Urlaubsgesuche
der Lehrerschaft zuhanden der Schulkommission entgegen. In
dringenden Fillen hat er von sich aus, unter Anzeige an den Prisi-

1) Wahl durch den Gemeinderat seit Einfiihrung der neuen Gemeinde-
ordnung.
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denten, das Erforderliche anzuordnen. 13. Der Oberlehrer erledigt
Klagen von Eltern oder andern Personen gegen Schulkinder, naf:h
Anhorung der Parteien. Der Entscheid kann an die Schulkommis-
sion weitergezogen werden. 14. Er hat die Lehrerkonferenzen ein-
suberufen und zu leiten. 16. Er organisiert im Einverstindnis mit
der Schulkommission und der Lehrerschaft die Fortbildungsschule,
den Handfertigkeitsunterricht und das Schulbaden, sowie die Spei-
sung und die Bekleidung diirftiger Schulkinder. 17. Er beschafft
alle von der Schulkommission oder der Schuldirektion verlangten
statistischen Angaben und Berichte, wofiir ihm die Lehrerschaft
das Material der einzelnen Klassen zur Verfiigung stellt.

V.Lehrerkonferenz § 14. Simtliche Lehrer und Lehrerin-
nen einer Schule bilden die Lehrerkonferenz. Den Vorsitz fiihrt
der Oberlehrer, im Verhinderungsfall ein von der Konferenz be-
zeichneter Stellvertreter. Sie wird vom Oberiehrer, so oft es die
Geschiifte erfordern. oder auf das Begehren von wenigstens einem
Viertel der Lehrerschaft einberufen. — § 15. Die Lehrerkonferenz
wiithlt aus ihrer Mitte einen Sekretédr. Jedes Mitglied ist verpflich-
tet, dieses Amt fiir wenigstens ein Jahr anzunehmen, kann jedoch
die Annahme einer Wiederwahl fiir solange ablehnen, als nicht

alle iibrigen Mitglieder dasselbe ebenfalls wenigstens ein Jahr be-
kleidet haben.

§ 16. Die Lehrerkonferenz begutachtet alle Fragen iiber ge-
meinsame Angelegenheiten der Schule. Inshesondere macht sie zu-
handen der Schulkommission Vorschlige fiir die Klasseneinteilung
zu Beginn des Schuljahres, fiir die Promotionen, fiir die Vertei-
lung der Kredite, fiir die Organisation der Fortbildungsschule, des
Handfertigkeitsunterrichtes und des Schulbadens, fiir die Beklei-
dung diirftiger Schulkinder, und im Verein mit dem Schularzt fiir
die Ferienversorgung und die Schiilerspeisung. Sie ist jederzeit
befugt, Antrige vor die Schulkommission zu bringen.

§ 17. Die Lehrerkonferenz hat im Einverstindnis mit der
‘Schulkommission dariiber zu entscheiden, ob sie nach § 42 des
Primarschulgesetzes vom 6. Mai 1894 bei den Verhandlungen der
Schulkommission durch eine Abordnung vertreten sein solle, oder
ob alle Mitglieder den Verhandlungen beizuwohnen haben. Wird
die Abordnung beschlossen, so ist diese alljihrlich von der Kon-
ferenz zu wihlen. Andernfalls wohnen die Lehrer und die Leh-
rerinnen den Verhandlungen der Schulkommission, bei denen we-

der sie selbst noch ein Kollege personlich beteiligt sind, mit be-
ratender Stimme bei.

c‘)_ Stidtische Miidechenschule Bern. Das »heglement
fir die Midchenschule der Stadt Bern‘ vom 6. Oktober 1915 ent-

hiilt im Hinblick auf die Aufsicht die nachfolgenden Bestiim-
mungen:
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§ 3. Die Aufsicht iiber die Schule fiihrt die Schulkommission.
Die Leitung im besondern ist die Aufgabe der Vorsteher, die sich
im Verhinderungsfalle gegenseitig vertreten. Jede Klasse wird der
besonderen Aufsicht einer I.ehrerin (Klassenlehrerin) unterstellt.

Schulkommission. § 26. Die Schulkommission steht in
betreff ihrer Kompetenz und des Geschiftsganges, soweit die kan-
tonalen Schulgesetze nichts anderes verfiigen, unter den Bestim-
mungen der Gemeindeordnung und den besondern Vorschriften
fiir die einzelnen Verwaltungsabteilungen der Gemeinde Bern. Sie
vollzieht die auf die Schule bezuiglichen Gesetze und Beschliisse der
kompetenten Behorden, sorgt in Verbindung mit der Lehrerschaft
fiir den richtigen Betrieb und fiir das Wohl der Schule und trifft
entweder selbst die notigen Anordnungen oder beantragt sie bei
den Behorden.

§ 27. Die Schulkommission besteht aus neun Mitgliedern. Der
Regierungsrat ernennt ein Mitglied mehr als die Hilfte. Die Ge-
meindevertreter werden vom Stadtrat gewihlt. Die Schulkommis-
sion wiahlt den Prisidenten und den Vizeprisidenten aus ihrer
Mitte. Der Sekretdr wird auf den unverbindlichen Vorschlag der
Kommission vom Gemeinderate gewidhlt, der auch seine Besoldung
festsetzt. Die Amtsdauer der Mitglieder der Kommission betrigt
sechs Jahre. Nach ihrem Ablauf findet jeweilen eine Gesamt-
erneuerung statt, wobei die austretenden Mitglieder wieder wihl-
bar sind. In der Zwischenzeit erledigte Stellen werden fiir den
Rest der Amtsdauer besetzt. Die Schulvorsteher und eine Dele-
gation der Lehrerschaft, bestehend aus je zwei Vertretern der
Ober- und der Sekundarabteilung, wohnen den Sitzungen der
Schulkommission mit beratender Stimme bei. Zu den Sitzungen
der Subkommissionen fiir die einzelnen Abteilungen werden die
betreffenden Delegierten der Lehrerschaft ebenfalls beigezogen.
Wahlverhandlungen werden ohne Zuziehung der Delegation er-
ledigt. Ebenso haben die Mitglieder der Delegation in Angelegen-
heiten, die sie personiich betreffen, den Austritt zu nehmen.

§ 28. Die Verhandlungen der Schulkommission werden vom
Prisidenten, im Verhinderungsfalle vom Vizeprisidenten oder
von einem anderen Mitgliede geleitet. Die Schulkommission kann
nur giiltig verhandeln, wenn wenigstens fiinf Mitglieder anwesend
sind. — § 29. Die Schulkommission versammelt sich, so oft der
Priisident es notig findet oder drei Mitglieder das Begehren stellen.

Aus § 32. Zur rascheren Vorbereitung der Geschifte konnen
Subkommissionen gebildet werden.

(Die in § 31 umschriebenen Obliegenheiten decken sich im
wesentlichen mit den Bestimmungen des kantonalen Sekundar-
schulreglementes vom 21. Dezember 1928.)

§ 33. Der Prisident der Schulkommission, im Verhinderungs-
falle sein Stellvertreter, iiberwacht fortwihrend die Entwicklung
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der Anstalt und leitet alle notigen Verbesserungen ein. Er hat fiir
die Vollziehung der Beschliisse der Schulkommission zu sorgen
und vertritt die Schule nach aullen.

Aus § 34. Der Priisident trifft alle dringenden, zur Siche-
rung des ungestorten Ganges der Anstalt dienlichen Anordnungen.
Inshesondere wird ihm die Befugnis erteilt, durch Prasidialver-
filgung Geschiifte folgender Art zu erledigen: 1. Verteilung der
Schulklassen zum Besuche dureh die einzelnen Kommissionsmit-
glieder; 2. Urlaubsbegehren der Lehrerschaft bis auf einen Zeit-
raum von vier Wochen unter Beriicksichtigung der kantonalen
Bestimmungen (Ubertragung der aus § 31, Ziffer 4, herzuleitenden
Zustindigkeit); 3. Bezeichnung der Stellvertretung in dringenden
Fillen: 4. Aufnahme neuer Schiilerinnen auf Vorschlag der Leh-
rerschaft (vel. §§ 9 und 12); 5. Genehmigung der Promotionslisten;
6. Genehmigung der der Unterrichtsdirektion einzureichenden Jah-
resberichte; 7. Behandlung von Disziplinarfdllen, deren rasche
Erledigung notig ist; 8. Begutachtung tiber anderweitige Verwen-
dung der Schullokale nach Anhérung der Vorsteher. Den Priisi-
dialverfiigungen kommt eine die Kommission bindende Bedeutung
nicht zu. Angelegenheiten, bei denen grundsitzliche Fragen zu
losen sind, sollen dem Entscheid der Kommission vorbehalten blei-
ben; anderseits ist der Prisident berechtigt, eine Verfiigung iiber
die oben angefiihrten Materien abzulehnen und die Angelegenheit
vor das Plenum der Kommission zu bringen.

§ 35. Zur Beaufsichtigung der Handarbeiten und des Haushal-
tungsunterrichtes wird ein Frauenkomitee gebildet, das aus min-
destens zwolf Mitgliedern besteht und von der Kommission gewiihlt
wird, sich aber selbst konstituiert. Die Kommission und speziell
ihr Prisident wird es sich angelegen sein lassen, in besondern
Fragen hygienischer und hauswirtschaftlicher Art den Rat des
Frauenkomitees schriftlich oder durch Veranstaltung von gemein-
samen Vorbesprechungen einzuholen. Den Sitzungen des Frauen-
komitees wohnt eine Delegation der Lehrerinnen bei. Sie hat die

gleichen Rechte, wie sie § 27 den Delegierten in der Kommission
zuerkennt.

VIII. Schulvorsteher, Lehrerschaft, Lehrer-
konferenzen. § 36. Die Schulvorsteher vollziehen die Anord-
nungen der Schulkommission. Sie fithren die unmittelbare Auf-
sicht iiber die Schule, handhaben die Ordnung und die Disziplin
und haben auf alles zu achten, was das Gedeihen der Schule for-
dert. Sie wachen dariiber, daB der Unterricht nach dem vorgezeich-
neten Plan erteilt und die Aufgabenordnung beobachtet wird.

Y 38. Die besondern Obliegenheiten der Vorsteher sind: 1. Be-
such (}es Unterrichts in den Klassen; 2. Einberufung und Leitung
der Konferenzen; 3. Entgegennahme der Eintrittsbegehren von
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Schiilerinnen; 4. Aufstellung der Stundenpline; 5. Unterzeichnung
der Schul- und Abgangszeugnisse; 6. Einfithrung neuer Lehrmit-
tel (vgl. § 43); 7. Genehmigung der Reisepline; 8. Entgegennabme
der Anzeige von Stundenaussetzungen seitens der Lehrerschaft
und Sorge fiir geeigneten Ersatz; 9. Urlaubserteilungen an die
Lehrerschaft bis auf drei Tage (vgl. § 31, Ziifer 4); 10. Urlaubs-
erteilungen an Schiilerinnen bis auf vierzehn Tage (vgl. § 31, Zif-
fer 4); 11. Dispensation nach den geltenden Normen; 12. Anord-
nung der besondern MaBnahmen fiir Spiel und Erholung; 13. Uber-
wachung des Schulinventars; 14. Aufbewahrung der Zeugniskon-
trollen; 15. Berichterstattung an die Kommission tiber Gang und
Stand der Schule.

§ 39. Die Klassenlehrerinnen fithren die Anordnungen der
Schulleitung in ihren Klassen aus. Sie treffen, sofern nicht fiir
einzelne Abteilungen etwas anderes vereinbart wird, die notigen
Vorkehren zur Aufrechterhaltung der Ordnung in ihren Klassen-
zimmern und den zugehorigen Nebenriiumen. Sie wachen iiber das
Wohlverhalten ihrer Schiilerinnen und suchen nach Moglichkeit
mit dem Elternhause Fiithlung zu nehmen. Sie sind befugt, einzel-
nen Schiilerinnen Urlaub bis auf einen Tag zu erteilen. Sie fith-
ren ein genaues Verzeichnis der Verspitungen und Abwesenhei-
ten, besorgen die Eintragungen in die Zeugniskontrolle und ferti-
gen den Jahresbericht iiber ihre Klassen aus. Sie erheben das
Schulgeld und die sonstigen von den Schiilerinnen zu entrichten-
den Betrige.

§ 40. In dringenden Abhaltungsfiillen haben Lehrer und Leh-
rerinnen vor dem Beginn der Stunden dem betreffenden Vorsteher
Anzeige zu erstatten.

§ 41. Im besondern kommt der Lehrerschaft zu: 1, Nach-
haltige Unterstiitzung der erzieherischen Titigkeit der Klassen-
lehrerinnen; 2. Handhabung der Schulordnung: 3. Ausfertigung
der Schul- und Abgangszeugnisse; 4. gegenseitige Vertretung bei
kiirzern Abwesenheiten.

§ 42. Die Lehrer und Lehrerinnen sind berechtigt, Beschwerden
gegen eine Behorde schriftlich bei der ihr zuniichst iibergeordneten
Amtsstelle anzubringen.

§ 43. Durch die Lehrerkonferenz werden die regelmiifligen Zen-
suren besorgt, die Delegierten zu den Schulkommissionssitzungen
gewihlt und folgende Gegenstinde vorberaten: Promotion, Unter-
richt und Stundenpline, Einfithrung neuer Lehrmittel, Verteilung
der Ferien und Ausweisung unwiirdiger und unfihiger Schii-
lerinnen.

§ 44. Die Lehrerkonferenzen finden in der Regel acht Tage vor
der Zeugnisausteilung statt und auBerdem auf Einberufung sei-
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tens der Schulkommission oder der Vorsteher oder auch auf ein
von einem Fiinftel der Mitglieder des Lehrkorpers gestelltes Be-
gehren. Der Besuch der Konferenz ist fir die Lehrerschaft ver-
bindlich. Die Verhandlungen werden vom Vorsteher geleitet und
von einem auf ein Jahr gewihlten Mitgliede protokolliert. In der
Fithrung des Aktuariats soll ein angemessener Wechsel stattfinden.

§ 45. Fragen, die die ganze Schule betreffen, werden in der
Gesamtkonferenz der Lehrerschaft behandelt. Im iibrigen finden
fiir die verschiedenen Abteilungen getrennte Konferenzen statt.
Wenn es die Umstiinde erfordern, konnen von den Vorstehern auch
Fach- und Klassenkonferenzen einberufen werden.

§ 46. Im Interesse der Schule sollen Besprechungen zwischen
der Schulkommission und der Lehrerschaft veranstaltet werden.

Kanton Luzern.

Errichtung der Schulen (Schulgemeinden, Schulkreise).

Das Erziehungsgesetz vom 13. Oktober 1910 setzt fest:

a) Primarsechule: Es sollen so viele Schulen errichiet
werden, daB die Kinder nirgends wegen zu weiter Entfernung
oder Uberfiillung der Schule an zweckmiBiger Beniitzung der-
selben gehindert werden. Die Bestimmung und Abrundung der
Schulkreise erfolgt auf den Antrag des Erziehungsrates durch
den Regierungsrat (§ 6).

b) Sekundarschule. Der Regierungsrat bestimmt mit
Riicksicht auf die Wiinsche der Gemeinden beziiglich Ortlichkeit,
Bediirfnis und Mittel nach dem Antrage des Erziehungsrates
Zahl und Umfang der Sekundarschulkreise und wihlt aus den zu
letzteren gehorenden Gemeinden den Schulort. Sekundarschulen,
welche in zwei aufeinanderfolgenden Jahren am Schlusse des je-
weiligen Schuljahres weniger als 12 Sechiiler zihlen, kénnen auf-
gehoben und die betreffenden Gemeinden andern Sekundarschul-
kreisen zugeteilt werden (§ 19).

¢) Mittelsechulen. Die Errichtung von ferneren Mittel-
schulen auBler den schon bestehenden in Beromiinster, Sursee und
Willisau unterliegt der Genehmigung des Grofen Rates. Dagegen
kann der Regierungsrat auf den Antrag des Erziehungsrates
schon bestehende Schulen oder einzeine Klassen derselben wegen
]é_inger andauerndem Mangel an einer geniigenden Frequenz von
sich aus aufheben. Auf den Antrag des Erziehungsrates bestimmt
der Regierungsrat auch, was fiir Gemeinden zu einem Schul-
bezirke gehéren und wiihlt aus diesen den Schulort (§ 49).
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Schulauf sicht.
Gesamies Unterrichtswesen.

Das Erziehungsgesetz enthiilt hieriiber die nachfolgenden Be-
stimmungen:

Erziehungsrat und Erziehungsdepartement.
§ 180. Dem Erziehungsrate ist unter Oberaufsicht des Regierungs-
rates die Aufsicht und Leitung des gesamten Erziehungswesens
iibertragen. — Aus § 181. Behufs Beaufsichtigung der speziellen
Anstalten, der Mittelschulen und der Kantonsschule bestellt der
Erziehungsrat aus seiner Mitte oder auBerhalb derselben beson-
dere Inspektoren. — § 182. Der Erziehungsrat bezeichnet oder ge-
nehmigt die Lehrbiicher an allen &ffentlichen Lehranstalten; in
betreff der Religionshandbiicher verstindigt er sich mit dem
Dibzesanbischofe.

$ 183. Dem Erziehungsrate stehen ferner zu: 1. die Einteilung
des Schuljahres und die Verteilung der Ferienzeit, soweit die
Volksschule betreffend nach MaBgabe des § 10; 2. der ErlaB von
Reglementen, Instruktionen und Lehrplinen; 3. der AbschluB von
Vertriigen behufs Beschaffung neuer Lehrmittel, Lieferungen an
die Anstalten und dergleichen; 4. die Erteilung der Wahlfihig-
keitszeugnisse fiir die Lehrer; 5. die spezielle Uberwachung der
Studien der Stipendiaten; 6. die Relegation von Schiilern der
speziellen Anstalten, der Mittelschulen und der Kantonsschule;
7. die Aufsicht iiber die Verwaltung der kantonalen Schulanstal-
ten; 8. der Entscheid iiber Anschaffungen fiir die Kantonsbiblio-
thek und andere wissenschaftliche Sammlungen; 9. die Beurtei-
lung von Rekursen gegen Verfiigungen unterer Aufsichtsbehdrden
und Schulbeamten, wenn der Rekurs innert zehn Tagen von der
Mitteilung der angefochtenen Verfiigung an eingereicht wird;
10. die Beurteilung und Bestrafung aller an ihn gelangenden Dis-
ziplinarfille; alle schweren Disziplinarvergehen sind dem Erzie-
hungsrate zur Kenntnis zu bringen.

§ 184. Der Erziehungsrat beantragt dem Regierungsrate:
1. die gemill diesem Gesetze oder nach Umstinden sonst erforder-
lichen Verordnungen; 2. die Festsetzung der Zahl und der Besol-
dung der fiir jede offentliche Schulanstalt erforderlichen Lehrer;
3. die Bestimmung des Umfanges der Schulkreise mit Riicksicht
auf Lage und Bevilkerung nach Einvernahme der betreffenden
Gemeinderite, sowie die Errichtung von Primar-, Sekundar- und
Mittelschulen und die Parallelisierung von solchen; 4. die Ver-
teilung von Stipendien; 5. die Genehmigung der Rechnungen der
speziellen Anstalten, der Kantonsschule, der theologischen Fakul-
tit, des Xaverianischen und der Ursuliner-Fonds, sowie derjeni-
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gen der Stipendienstiftungen; 6. den Entscheid iiber Rechnungs-
streitigkeiten in Schulsachen zwischen einzelnen Gemeinden.

§ 185. Der Erziehungsrat reicht dem Regierungsrate zuhanden
des GroBen Rates alljihrlich einen Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben fiir das gesamte Erziehungswesen ein. Er ist ver-
pflichtet, sich genau an den vom GroBen Rate genehmigten Vor-
anschlag der Ausgaben zu halten und iiber die ihm unterstellten
Verwaltungszweige alljihrlich eine genaue, mit Belegen versehene
Rechnung abzugeben.

§ 186. Der FErziehungsrat ist fiir seine Amtstitigkeit dem
Regierungsrate, sowie dem GroBen Rate verantwortlich. Hr er-
stattet dariiber dem Regierungsrate zuhanden des Groflen Rates
Bericht.

§ 187. Der Vorsteher des Erziehungsdepartements, der gleich-
zeitiz Priisident des Erziehungsrates ist, iiberwacht die Vollzie-
hung der vom Erziehungsrate gefaBten Beschliisse. Er referiert
dem Regierungsrat iiber alle Antrige, welche der Erziehungsrat
bei demselben stellt, sowie iiber alle weitern das Erziehungswesen
beschlagenden Geschiifte, welche allfilliz sonst an den Regie-
rungsrat gelangen. In Dringlichkeitsfiillen steht ihm das Ent-
scheidungsrecht in solchen Fragen zu, welche sonst in die Kom-
petenz des Erziehungsrates fallen; er hat jedoch von daherigen
Verfiigungen dem Erziehungsrate in der nichsten Sitzung Kennt-
nis zu geben.

Volksschulwesen (Primar-, Sekundar- und Biirgerschulen).

Die Schul- und Aufsichtsbehorden der Volksschulen sind:

a) Der Kantonalschulinspektor. Der Kantonal-
schulinspektor wird auf den Vorschlag des Erziehungsrates vom
Regierungsrate auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewahlt. Er
beaufsichtigt das ganze Schulwesen, besucht wihrend einer Amts-
dauer wenigstens einmal alle Schulen des Kantons, nimmt, wo er
es fir notig erachtet, die SchluBpriifung ab, steht mit den Schul-
pilegen und den Bezirksinspektoren in Verbindung und hilt mit
letzteren die notigen Konferenzen ab, vollzieht die Weisungen und
Beschliisse des Erziehungsrates und erstattet diesem, auf Grund
de'.‘e, von den Bezirksinspektoren ihm mitgeteilten Materials, sowie
seiner eigenen Beobachtungen alljihrlich iiber den Gang wund
Bestand des Volksschulwesens mit EinschluB der privaten Pri-
n%arschuleu einen einlidBlichen Bericht. Uberdies gibt er dem Er-
zleh‘l}ugsrate in Fragen des Volksschulwesens Bericht, so oft er
es fiir notig erachtet. Er stellt bei demselben auch jeweilen an-
1éi{_?}lich seines Jahresberichtes oder auch wihrend des Schuljahres
seine Antriige. Der Kantonalschulinspektor fiihrt nach Weisung
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des Erziehungsrates die Voruntersuchung bei Vergenen der Leh-
rer und bei schweren Disziplinarvergehen der Schiiler; er begut-
achtet iiberhaupt alle vom FErziehungsrate ihm iiberwiesenen
Schulfragen. :

Im besondern liegt dem Xantonalschulinspektor ob: 1. Den
Lehrern die notwendigen, durch Gesetze und Verorduungen ge-
rechtfertigten Weisungen zur Ausiibung ihres Berufes zu ertei-
len und sie dabei mit Rat und Tat zu unterstiitzen; 2. die Pline
fiir Reparaturen und Neu- oder Umbauten von Schulhiusern zu
priifen und zu begutachten; 3. die Lehr- und Lektionspline der
offentlichen Volksschulen, sowie der privaten Primarschulen zu
begutachten und erstere zur Genehmigung vorzulegen: 4. neu ein-
zufiihrende Lehrmittel vorzuschlagen. Auch kann der Erziehungs-
rat ihn mit dem Entwurfe von solchen betrauen (Erziehungsge-
setz, §§ 162 und 163).

b) Die Bezirksinspektoren. Der ganze Kanton zer-
fallt in Inspektoratsbezirke, deren Zahl und Umfang vom Re-
gierungsrate festgesetzt werden. Die Bezirksinspektoren werden
auf den Vorschlag des Erziehungsrates vom Regierungsrate auf
eine Amtsdauer von vier Jahren gewihlt (§§ 147 und 148).%)

Der Bezirksinspektor besucht die Primar- und Sekundar-
schulen seines Bezirkes alljihrlich ordentlicherweise je wenig-
stens zweimal und die Arbeits- und Biirgerschulen wenigstens
einmal, simtliche Schulen iiberdies so oft, als auBerordentliche
Umstéinde dies erfordern. AuBerdem nimmt er die SchluBprii-
fungen ab. Im Verhinderungsfalle iibertrigt er die Leitung der
Priifung der Schulpflege. ?)

Bei seinen Schulbesuchen richtet er sein Augenmerk namentlich
auf: 1. Die Disziplin der Schule; 2. den Lehrgang und die Methode
des Lehrers; 3. die Beobachtung des vorgeschriebenen Lehr- und
Stundenplanes und den Gebrauch der verschiedenen Lehrmittel;
4, die Fihrung der verschiedenen Verzeichnisse, sowie des Tage-
buches, der Schulchronik und des Unterrichtsheftes; 5. die Fiir-
sorge fiir die Gesundheit der Kinder. Findet er bei seinen Schul-
besuchen zu Klagen AniafBl, so liBt er dem Lehrer eine schrift-
liche Warnung zukommen, im Wiederholungsfalle macht er dem
Kantonalschulinspektor Anzeige (§ 149).1)

Der Bezirksinspektor iiberwacht ferner die Instandhaltung
der Schullokale und der allgemeinen Lehrmittel. Er trifft, wo
ein Schulverwalter mit der Anschaffung der notigen aligemeinen
Lehrmittel im Verzuge sich befindet, die erforderlichen Verfii-

1) Erziehungsgesetz.

2) Vollziehungsverordnung zum Erziehungsgesetz vom 4. Marz'1922, Ab-
teilung Volksschulwesen, § 229.
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gungen und hat das Reeht, nach zweimaliger erfolgloser Mah-
nung das Fehlende auf Kosten der Schulverwaltung anzuschaffen.
Wo Schulbibliotheken bestehen, hat er vom Bestande und von der
Besorgung derselben, sowie von neuen Anschaffungen Kenntnis
zu nehmen und unpassende Biicher zu entfernen.

Er sorgt fiir fleiBigen Schulbesuch. Wenn ihm Kinder mit
unfleiBigem Schulbesuche verzeigt werden oder wenn er wahr-
nimmt, daB ihm solche hiitten verzeigt werden sollen, so mahnt
er deren Eltern (Pflegeeltern) nochmals oder schreitet sofert
strafend gegen sie ein. Die ausgefiillten BuBen hat er sofort dem
betreffenden Statthalteramte zu verzeigen; auch hat er alljdhr-
lich ein Verzeichnis der ausgefillten GeldbuBen dem Irziehungs-
rate einzureichen. Wenn der Bezirksschulinspektor innerhalb
eines Schulkurses zweimal fruchtlos mit Strafen eingeschritten
ist, so iiberweist er 1m ferneren Riickfalle den Fehlbaren dem
Statthalteramte (§§ 150—154). 1) :

Der Bezirksinspektor hat, wenn es sich um Feststellung der
bisherigen Begrenzung oder um eine neue Abrundung eines
Schulkreises handelt, dem Erziehungsrate hieritber Bericht und
Antrag zu hinterbringen. Der gleichen Amtsstelle hat er, wenn
das Bediirfnis fiir Errichtung neuer oder fiir Trennung oder Ein-
stellung, beziehungsweise Vereinigung schon bestehender Schulen
sich zeigt, rechtzeitig beziiglichen Bericht nebst Gutachten ein-
zureichen. Uberhaupt hat er Auftrage des Kantonalschulinspek-

tors und des Erziehungsrates so bald als moglich zu vollziehen
(8 155).Y)

Alle in betreff der Schule vorkommenden Streitigkeiten zwi-
schen Eltern und Lehrern, sowie Anstinde iiber die Rechte der
Lehrer als solche oder iiber Sachen der Schule werden vom Be-
zirksinspektor geschlichtet, eventuell entschieden (Rekursrecht
nach § 183, Ziffer 9, vorbehalten). Je nach Umstinden wird
er die Weisungen des Kantonalschulinspektors oder des Erzie-
hungsrates einholen (§ 156).2)

Der Bezirksinspektor fithrt in den Versammlungen der Kon-
ferenz den Vorsitz. Fiir den Fall seiner Verhinderung wihlt die
Konferenz einen Vizepriisidenten (§ 157).%)

Verfiigungen in dringenden Fillen (Erkrankungen, Sittlich-
keitsvergehen und dergleichen) bleiben in erster Linie dem Be-
zi1‘k5i315pektor vorbehalten. Er hat jedoch, wenn ihm solche Fille
zur Kenntnis kommen, hievon sofort dem Kantonalschulinspektor

zuhanden des Erziehungsrates, sowie der Schulpflege Anzeige zu
machen (§ 158).1)

1 -
) Erziehungsgesetz.
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Der Bezirksinspektor setzt nach Einvernahme der Schulpile-
gen den Tag der Priifung fiir die ihm unterstellten Schulen an.
Nach Ablauf eines jeden Schuljahres erstattet er dem Kantonal-
schulinspektor zuhanden des KErziehungsrates eingehenden Be-
richt, in dem namentlich folgende Gegenstinde zur Bebandlung
kommen sollen: 1. Amtsverrichtungen des Bezirksinspekiors;
2. Zustand jeder einzeinen Schule (Arbeits- und private Primar-
schulen inbegriffen) hinsichtlich der Lokalitil, der Lehrmittel,
der Schulkinder, der Leistungen und des Priifungsergebnisses;
3. Lehrtiichtigkeit und Diensttreue der Lehrer; 4. Pllichterfiillung
der Schulpflegen und Gemeinderite, beziehungsweise Schulver-
walter (8¢ 159 und 161).%)

¢) Die Schulpflege. Der ganze Kanton zerfdllt in Schul-
pflegekreise, deren Zahl und Umfang vom Regierungsrate be-
bestimmt werden. Sie fallen in der Regel zusammen mit den Leh-
rerwahlkreisen. Ausnahmen kann auf beziigliche Gesuche der
Regierungsrat bewilligen.

Fir jeden Schulpilegekreis besteht eine Schulpflege von fiinf
bis fiinfzehn Mitgliedern, welche von den stimmfidhigen Biirgern
der betreffenden Gemeinde, beziehungsweise des betreffenden
Kreises nach den fiir die Gemeinderatswahlen, beziehungsweise
Bezirksgerichtswahlen bestehenden Vorschriften gewihlt werden,
und zwar auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Wenn ein Pri-
marschulpflegekreis nur eine oder zweil Schulen umfaflit, so ge-
niigt es, wenn die Schulpflege aus drei Mitgliedern besteht: zihlt
dieser aber mehr Schulen, so sollen in die Schulpflege mindestens
fiinf Mitglieder gewahlt und die einzelnen Ortsschulkreise hiebei
entsprechend beriicksichtigt werden. Wenn ein Primarschulpflege-
kreis und ein Sekundarschulkreis zusammenfallen und nur eine
einzige Gemeinde umiassen, so ist es nicht notig, dal zwei Schul-
pflegen gewihlt werden, sondern es kann die Aufsicht tiber beide¢
Schulstufen einer und derselben von der Gemeinde zu wéihlenden
Schulpflege iibertragen werden.

Die Schulpflege wihlt aus ihrer Mitte den Prisidenten und
den Protokollfithrer. Sie kann einen Lehrer des Schulpflegekrei-
ses mit beratender Stimme zu ihren Verhandlungen beiziehen.

Da, wo die Schulen nach Geschlechtern getrennt sind, ist es
den Gemeinden gestattet, mit Zustimmung des Erziehungsrates
besondere Schulpflegen fiir die Tochterschulen zu bestellen und
in dieselben auch Frauen zu wiihlen. In der Stadt Luzern kénnen
entweder besondere Schulpflegen sowohl fiir die Primarschuien
der Knaben und Midchen, wie fiir die beiderseitigen Sekundar-
schulen, oder eine gemeinsame Schulpflege eingefiithrt werden.

1) Erziehungsgesetz.
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Das Wahlreecht steht dem GroBen Stadtrate zu, Welcl}er auch die
Mitgliederzahl bestimmt (E.G. §§ 139, 141, und V. V. §8 213-215). 1)

Die Schulpflege fithrt die Aufsicht iiber die offentlichen Pri-
mar-, Biirger- und Sekundarschulen ihres Kreises, sie iiberwacht
die Pflichterfiillung der Lehrer und Schulverwalter, sowie die
Disziplin der Schule und das Betragen der Schiiler innerhalb und
auBerhalb der Schule und sorgt fiir fleiBigen Schulbesuch der
Kinder. Die Schulpflege hat fiir die ihr unterstellten Schulen
eine Disziplinarverordnung zu erlassen, welehe dem KErziehungs-
rate zur Genehmigung mitgeteilt werden soll. Sie hat die ndm-
lichen Strafkompetenzen wie der Lehrer und darf von diesen in
verschiirftem MaBe Gebrauch machen.

Den Schulpflegen ist gestattet, aus ihrer Mitte eine besondere
Kommission fiir die Aufsicht iiber die Sekundarschule zu er-
nennen.

Die Schulpflege wiihlt einen Schularzt, dem die hygienische
Anufsicht iiber die Schulen des Schulpflegekreises obliegt. Derselbe
soll zu den Sitzungen der Schulpliege jeweilen eingeladen werden.

Die Schulpflege liBt durch eines ihrer Mitglieder jede der ihr
unterstellten Schulen im Laufe eines Semesters wenigstens zwei-
mal besuchen und nimmt in Abwesenheit des Bezirksinspektors
die Schulpriifung ab. Jedem Mitgliede sind bestiisnmte Schulen
beziehungsweise Klassen zur Visitation zuzuweisen. Die Sechul-
pilege erstattet semesterweise dem Bezirksinspektor Bericht iiber
die Schulen ihres Kreises (I£. G. §§ 142—145 und V.V. §§ 216 und
218). %)

d) Der Schulvorsteher. GroBeren Gemeinden ist ge-
stattet, einen. oder mehrere Schulvorsteher zu ernennen. Diesen
Schulvorstehern kionnen mit Genehmigung des Erziehungsrates
einzelne Kompetenzen der Schulpfiege und des Bezirksinspektcrs
iibertragen werden. Wenn eine Gemeinde dies wiinscht, hat sie
sich mit einem beziiglichen Gesuch an den Erziehungsrat zu
wenden. Die Abgrenzung ist in einem solchen Falle genau zu um-
schreiben. Zeigen sich bei derartigen auBerordentlichen Kompe-
tenzzuerkennungen Ubelstiinde, so kann der Erziehungsrat jeder-
zeit die erteilte Ermiichtigung zuriickziehen. Fiir die Verrichiun-
gen der Schulvorsteher erlift der Gemeinderat ein Reglement,
das dem Erziehungsrate zur Genehmigung zu unterbreiten ist £)
(E.G. § 138 und V.V, §§ 211 und 212).?)

e) Der Schulverwalter wird vom Gemeinderat aus sei-
ner Mitte gewiihlt. Er hat die Schulokonomie zu fithren und zu

1) E.G. = Erziehungsgesetz; V.V. = Vollziehungsverordnung.
“) Siehe: Besondere Verhaltnisse der Stadt Luzern.
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iitberwachen. Er fiithrt auch die Rechnung fur die Sekundarschule
und die Burgerschule (E.G. §§ 199, 203 und 208).%)

f) Konferenzen. Die wichtigsten Bestimmungen des Kon-
ferenz-Reglements vom 13. Januar 1922 sind:

§ 1. Zum Zwecke gegenseitiger Belehrung in den zur Schul-
fithrung erforderlichen Kenntnissen und Fertigkeiten, zur allge-
meinen Weiterbildung, Pflege der Kollegialitiit, sowie zur Forde-
rung einer einheitlichen Wirksamkeit bestehen Konferenzen, deren
Besuch fiir die Lehrpersonen der Primar- und Sekundarschulen,
beziehungsweise deren Stellvertreter obligatorisch ist. Es be-
stehen: a) Bezirkskonferenzen, b) eine Kantonalkonferenz, ¢) ein
Sekundarlehrerverein und d) Separatkonferenzen.

§ 3. Gegenstinde der Betiitigung, Beratung und Behandlung
der Schulkonferenzen sind unter anderem:

A. Fiir die Bezirkskonferenzen: Besprechung und Losung der
erziehungsriitlichen Aufgaben, sowie anderer Themata, welche die
Erziehung, den Unterricht und die #uBern und innern Verhilt-
nisse der Schule beschlagen; Mitarbeit bei der Schaffung neuver
und Begutachtung bereits bestehender, neu einzufiithrender Lebr-
mittel, sowie methodische Entwicklung einzelner Abschnitte der
eingefithrten Lehrmittel; Beratung allfidlliger Wiinsche und An-
trige an die Kantonal-Lehrerkonferenz, fiir sie oder zuhanden
des Erziehungsrates.

B. Fiir die Kantonalkonferenz: a) Beratung und Behandlung
von Themata, welche die Erziehung, den Unterricht und die
duBern und innern Verhiltnisse der Schule beschlagen:; b) Bera-
tung allfalliger Wiinsche und Anftriige an die Erziehungsbehorde:
¢) Beratung von Fragen betreffend die Standesinteressen, Wohl-
fahrtseinrichtungen usw.

Y 4. Die Bezirkskonferenzkreise fallen mit den Inspektorats-
kreisen zusammen. Die Konferenzmitglieder konnen iiberdies
Separatkonferenzen bilden, welche sich selbst konstituieren. Von
der Griindung solcher Vereinigungen ist dem Vorstande der be-
treffenden Bezirkskonferenz zuhanden des Vorstandes der Kanto-
nal-Lehrerkonferenz, sowie dem Erziehungsrate Mitteilung zu
machen. Die Separatkonferenzen erstatten ihren Jahresbericht
an die Bezirkskonferenz zuhanden des Generalberichterstatters.

Aus § 5. In den Versammlungen der Bezirkskonferenz fiihrt
der Bezirksinspektor als Prisident den Vorsitz (3 157 des Erzie-
hungsgesetzes). Zihlt ein Inspektoratsbezirk zwei Inspektoren, so
wechseln sie alle zwel Jahre im Vorsitze ab. Die Konferenz wiihlt
auf die Dauner von zwei Jahren aus ithrer Mitte zwel oder vier wei-

1) E. G. = Erziehungsgesetz; V.V. = Vollziehungsverordnung.
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tere Mitglieder in den Vorstand und bezeichnet aus diesen den
Vizeprisidenten, Kassier und Aktuar.

Aus § 7. Die Bezirkskonferenzen versammeln sich ordentlicher-
weise jihrlich dreimal. Wo Separatkonferenzen bestehen, haben
sich diese wenigstens zweimal zu besammeln. Wenn der Vorstand
oder die Mehrzahl der Mitglieder es verlangt, treten sie zu einer
auBerordentlichen Konferenz zusammen.

§ 9. Der kantonale Sekundarlehrerverein gibt sich
eigene Statuten, die dem Erziehungsrate zur Genehmigung vorzu-
legen sind.

§ 10. Die Inspektoren, die Lehrer und Lehrerinnen der Primar-
und Sekundarschulen, des Lehrerseminars und der kantonalen Er-
ziehungsanstalten fiir Taubstumme und fiir Schwachbegabte in
Hohenrain bilden die Kantonal-Konferenz. Sie versammelt sich
jeweilen im September oder Oktober. Zur Beratung und Beschlu8-
fassung von Berufs- und Standesfragen kann der Kantonalvor-
stand von sich aus oder auf das Begehren von einem Drittel der
Delegierten oder von mindestens 200 Mitgliedern jederzeit eine
auflerordentliche Versammlung einberufen.

§ 11. Die Delegiertenversammlung der Kantonal-Konferenz be-
steht aus einem Vertreter des Erziehungsrates, dem Kantonal-
Schulinspektor, den Abgeordneten der Bezirkskonferenzen, einem
Vertreter des Lehrerseminars und je einem Abgeordneten der kan-
tonalen Erziehungsanstalten fiir Taubstumme und fiir Schwach-
begabte in Hohenrain. Jede Bezirkskonferenz wihlt wenigstens
einen Abgeordneten. Zihlt eine Bezirkskonferenz mehr als zwan-
zig aktive Lehrer und Lehrerinnen, so wihlt sie auf je zwarzig
oder eine Bruchzahl von zehn und mehr Mitgliedern einen weitern
Abgeordneten. Die Amtsdauer der Delegierten betriigt vier Jahre.
Die Delegiertenversammlung wihlt aus ihrer Mitte den Vorstard.
Er ziihlt sieben Mitglieder, nimlich: Prisident, Vizepriisident, Kas-
sier, Aktuar und drei Beisitzer. Die Amtsdauer betriigt zwei
Jahre. Der Priisident ist nach einer Amtsdauer von zwei Jahren
nicht wieder wiihlbar. Die Lehrerinnen haben gleiches Wahl- und
Stimmrecht wie die Lehrer. Von der Wahl des Vorstandes ist den
Bezirkskonferenzen und dem Erziehungsrate Mitteilung zu machen.
Zur BeschluBfihigkeit ist in allen Versammlungen die Anwesen-
heit des absoluten Mehres der Mitglieder erforderlich,

Y 12, Die Delegierten versammeln sich jihrlich wenigstens
zwejlmal. In auBerordentlichen Fillen kann der Priisident oder der
Erziehungsrat eine Versammlung einberufen. Im letzteren Falle
hat der Staat die Entschidigung an die Mitglieder zu iibernehmen.

Aus § 13. Die Delegiertenversammlung bestimmt Ort und Zeit
der Abhz_iltupg der Kantonal-Lehrerkonferenz, setzt die Traktan-
den, sowie die Tagesordnung fest, wiihlt den Berichterstatter iiber
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die Tatigkeit der Bezirkskonferenzen und die notigen Referenten
und begutachtet allfillig eingegangene Motionen. Auch beantwor-
tet sie allfidlliz vom Erziehungsrate ihr vorgelegte Fragen. Sie
sorgt fiir das Erscheinen eines Organs und erlifit ein diesbeziig-
liches Reglement. Sie nimmt in der Versammlung von der Kanto-
nalkonferenz den Bericht und die Antrige des kantonalen Bericht-
erstatters entgegen.

§ 14. Der Kantonalvorstand besammelt sich, so oft dies die
Geschifte erfordern. Der Prisident leitet die Versammlungen des
Vorstandes, der Delegiertenversammlung und der Kantonalkonfe-
renz, Er fithrt mit dem Aktuar die verbindliche Unterschrift. Der
Vizeprasident ist der Stellvertreter des Prisidenten im Verhinde-
rungsfalle. Der Kassier besorgt die Kasse und stellt alljdhrlich
der Delegiertenversammlung zuhanden der Kantonalkonferenz
Rechnung iiber Einnahmen, Ausgaben und Vermogensbestand. Der
Aktuar fiithrt das Protokoll iiber die Verhandlungen des Vorstan-
des, der Delegiertenversammmlung und der Kantonalkonferenz, er-
stattet der letztern alljihrlich Bericht iiber die Tatigkeit des Vor-
standes und der Delegiertenversammlung und besorgt mit dem
Préasidenten die notigen Korrespondenzen. Der Kantonalvorstand
bereitet die Geschafte fiir die Delegiertenversammlung und die
Kantonalkonferenz vor. Er erledigt ferner alle Geschifte, welche
nicht in den Geschiftsbereich der Delegiertenversammlung oder
der Kantonalkonferenz gehoren, und erstattet regelmiBig iiber
seine Titigkeit Bericht im Schulblatt. Der Vorstand hat sich jener
Lehrer anzunehmen, denen eine Wegwahl droht, indem er vermit-
telnd eingreift und die Wegwahl zu verhindern sucht. Findet die
Wegwahl dennoch statt und muB sie als nicht hinlidnglich begriin-
det erklidrt werden, so ist sofort die Delegiertenversammlung ein-
zuberufen, welche die fiir die ganze kantonale Lehrerschaft ver-
bindlichen Schritte einleitet.

Aufsichisbehorden fiir einzelne Ficher.

a) Miaddehenhandarbeitsunterriecht. Der Regie-
rungsrat ist ermichtigt. die Stelle einer kantonalen Inspizientin
fiir die Arbeits- und Fortbildungsschulen zu errichten. (Die Stelle
ist noch nicht geschaffen.)

Zur Beaufsichtigung und Beurteilung der Leistungen der
Arbeits- und weiblichen Fortbildungsschulen wird fiir je einen
oder mehrere Inspekioratsbezirke eine Inspizientin bezeichnet.
Diese wird vom Erziehungsrate auf eine Amtsdauer wvon vier
Jahren gewihlt. Die Inspizientinnen haben die ihnen unter-
- stellten Schulen jiahrlich wenigstens einmal zu besuchen und die
Priifung abzunehmen. Sie sorgen fiir genaue Befolgung des
Lehrplanes und Beniitzung der obligatorischen Lehrmittel. Sie
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schenken besondere Aufmerksamkeit dem TUnterrichte in der
Haushalturgskunde. Nach SchluB des Schuljahres erstatten sie
dem Erziehungsrate nach Formular Bericht iiber den Stand ihrer
Schulen. Die Inspizientinnen konnen die Lehrerinnen ihres Kreises
periodisch zu Konferenzen einladen. TFiir diese Konferenzen
findet das Reglement iiber die Konferenzen der Lehrer sinngemiifie
Anwendung (E.G. $ 160 und V. V. § 237).1)

Die niichste Aufsichtsbehorde der Arbeitsschule ist die von
der Schulpflege bestellte Frauenkommission. Ihre Tatigkeit be-
zieht sich in der Hauptsache auf die Methodik und die Leistungen
der Arbeitsschule und die Beschaffung des Arbeitsstoffes. TUber
ihre Beobachtungen erstattet sie den Schulpflegen Bericht und
allfiillige Antrige. Die beziiglichen Verfiigungen erlassen die
fiir die Primarschule zustindigen Organe. Den Frauenaufsichts-
kommissionen kann durch die Schulpflege auch die Beaufsichti-
gung des Unterrichtes in der Haushaltungskunde und verwandten
Fichern an den Primar- und Sekundarschulen iibertragen werden
(E.G. § 146 und V. V. §§ 225 und 226).1)

b) Turnunterricht. Zur Beaufsichtigung des Turn-
betriebes an den Volksschulen karin der Erziehungsrat einen Turn-
inspektor bestellen (§ 238 V.V.1). — Das Turninspektorat ist nun-
mehr eingefithrt. Doch ist die Umschreibung der Pflichten und
Rechte des Turninspektors durch ein besonderes Reglement noch
nicht erfolgt.

Mittelschulen.

Fiir jede Mittelschule besteht eine Aufsichtskommission wvon
fiinf Mitgliedern, welche vom Erziehunggrate jeweilen auf vier
Jahre gewiihlt wird. — Den Aufsichtskommissionen stehen fol-
gende Befugnisse zu: 1. sie wihlen den Rektor der Anstalt auf eine
Amtsdauer von zwei Jahren; 2. sie fithren die Aufsicht iiber die
Schullokalitiiten und das Schulinventar; 3. sie besuchen in be-
stimmter Kehrordnung den Unterricht der einzelnen Klassen;
4. sie beantragen beim Gemeinderate des Schulortes je vor Beginn
eines neuen Schuljahres die zur Anschaffung von allgemeinen
Lehrmitteln, sowie zur TUnterhaltung der wissenschaftlichen
Sammlungen (physikalisches Kabinett, Schulbibliothek und dez-
gleichen) erforderlichen Kredite und geben ihr Gutachten ab be-
treffend Festsetzung der Lehrerbesoldungen; 5. sie haben die
Weisungen des Erziehungsrates zu vollziehen und 6. sie erstatten
demselben alljihrlich Bericht iiber den Gang der ihrer Aufsicht
unterstellten Anstalt, sowie iiber ihre eigene Téatigkeit und ver-
bi.nden damit sachbeziigliche Antrige. — Der Rektor wohnt den
Sitzungen der Aufsichtskommission mit beratender Stimme bei.

1 ) Pl 3 T T T .
) E. G. = Erziehungsgesetz: V.V. = Vollziehungsverordnung.



Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen. 53

Seine Befugnisse entsprechen ungefiihr denjenigen der ReLtoxate
der Kantonsschule Luzern.

Die Lehrer der Mittelschulen, der Kantonsschule und, soweit
notig, auch der speziellen Anstalten bilden Lehrervereine, die das
Recht und auf Verlangen der Erziehungsdirektion auch die Pflicht
haben, diesem ihr Gutachten iiber Disziplin, Lehrplan und Or-
ganisation der betreffenden Anstalt einzureichen (E.G. §§ 169—171
und 83).17)

Besondere Verhiiltnisse der Stadt Luzern.

Auf Grund von § 138 des Erziehungsgesetzes besteht ein
~Reglement betreffend die Befugnisse und Pflichten der Re k-
toren an den Volkssehulen der Stadt Luzern vom 12. Mai
1931° mit den nachfolgenden Bestimmungen:

A.Allgemeines. § 1. Die unmittelbare pidagogische un:l
schultechnische Leitung der Volksschulen liegt bei den zustidn-
digen Rektoraten. — § 2. Die Rektoren handhaben im Auftrag
und nach Weisung der Schuldirektion und der Schulpflegen die
Schuldisziplin und die Schulordnung an den ihnen unterstellten
Schulabteilungen und sorgen fiir den regelmiligen Gang des
Unterrichts. — § 3. Nach Weisung der Schuldirektion vertreten
die Rektoren ihre Schulabteilung nach auBen. — § 4. Die Rektoren
sind nach MaBgabe des Besoldungsregulativs (Art. VI, lit. f) zur
Unterrichtserteilung an den ihnen unterstellten Schulabteilungen
verpflichtet.

B. Besonderes. § 5. Den Rektoren steht insbesondere zu:
a) der ErlaB von Weisungen (miindlich oder schriftlich) an die
Schulhausvorstinde, die Lehrerschaft und die Schulabwarte;
b) die Einberufung von Konferenzen (Klassen-, Fach- oder Ge-
samtkonferenzen); ¢) Antragstellung in auBerordentlichen Diszi-
plinarfiillen und Erledigung gewohnlicher Disziplinarfiille; d) Be-
urlaubungen der Schiiler; e) Gewihrung von kurzfristigem Ur-
laub an Lehrpersonen; f) Erledigung kurzfristiger Stellvertre-
tungen. — § 6. Den Rektoren ist insbesondere iiberbunden: a) die
Organisation ihrer Schulabteilung und die Aufstellung des Stun-
denplanes; b) die Fithrung siimtlicher Schulkontrollen (Absenzen,
Frequenzen ete); e) die Erledigung der gesamten einschligigen
Korrespondenz: d) die Uberwachung der Anschaffungen inner-
halb der Budgetkredite. Vorbehalten sind die Kompetenzen der
kantonalen Erziehungsbehirden und Aufsichtsorgane.

1) E.G. = Erziehungsgesetz; V.V. — Vollziehungsverorduung_
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Kanton Uri.

Gesamtes Schulwesen: Primar-, Sekundar- und allgemeine
Fortbildungsschulen.

Die Schulordnung vom 2. Miirz 1932 enthilt die nachfolgenden
Bestimmungen:

I. Erziehungsrat. §1 Das gesamte Schulwesen des Kan-
tons steht unter der Oberaufsicht des Erziehungsrates, welcher
dariiber dem Landrat alle zwei Jahre Bericht erstattet. Der Land-
rat und der Regierungsrat sollen wenigstens durch je ein Mitglied
im Erziehungsrat vertreten sein.

Aus § 2. Kompetenzen des Erziehungsrates: a) Er vollzieht die
beziiglichen Gesetze, Verordnungen und Beschliisse der Oberbehor-
den. b) Er schreibt die Organisation fiir alle 6ifentlichen Schulen
sor. Die Errichtung neuer Schulen und die Aufhebung bestehen-
der Schulen bediirfen seiner Genehmigung. Er erldft die Lehr-
pline und bestimmt die Einfithrung, Beschaffung, Vergebung und
Abgabe der Lehrmittel und Schulmaterialien. ¢) Er sorgt fiir
piinktliche Handhabung der Schulordnung, erteilt den untergeord-
neten Behiorden die notigen Weisungen, namentlich auch mit Be-
zug auf Herstellung und Instandhaltung der Schullokale, und ver-
anlafBt die entsprechende Ahndung der Zuwiderhandelnden. d) Er
fithrt die Oberaufsicht iiber die Schulgesundheitspflege und erlaft
die beziiglichen erforderlichen allgemeinen Vorschriften. e) Ikm
liegt in GemiBheit der Gesetze und beziiglichen Stiftungen die
kantonale Schulverwaltung ob. f) Er priift und anerkennt die Pa-
tente der Lehrer und Lehrerinnen an den 6ffentlichen Primar- und
Sekundarschulen und erteilt die Lehrbewilligung. g) Die Berichte
dzr Schulinspektion sind ihm jahrlich zur Priifung bis Ende Juli
vorzulegen. h) Er steht in bezug auf das Schulwesen mit den Ge-
meindebehorden und Lehrern in steter Beziehung. i) Er soll durch
seine Mitglieder in mehrjihrigem Turnus die Schulen der verschie-
denen Schulkreise besuchen, mit Taggeld und Reiseentschiidi-
gung.?) k) Er ist befugt, untaugliche Lehrer oder solche, die wie-
derholt den zustindigerseits erteilten Weisungen hartnickig zu-
widerhandeln, nach vorausgegangenem Untersuch in ihren lehr-
amtlichen Verrichtungen zeitweilig einzustellen und deren Erset-
zung beil der Wahlbehorde zu verlangen. Bei unbegriindeter Weg-
wahl von Lehrkriften kann er als Vermittlungsinstanz angerufen
werden. 1) Antriige beziiglich Verbesserung des Unterrichtswesens

) Obliegenheiten der Visitatoren sind: 1. Einblick in das gesamte Schul-
wesen des ihm zugeteilten Kreises; 2. Priifung der Notwendigkeit von Neu-
oder Umbau von Schulhéusern; 3. Schulhygiene: 4. Untersuch bei Vergehen
der Lehrerschaft: 5. Untersuch und Schlichtung von Streitfillen zwischen
Schulrat und Lehrerschaft; 6. Voruntersuch bei Meinungsverschiedenheiten
itber Handhabung und Anwendung der kantonalen Schulordnung.
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und Errichtung neuer Schulen bringt er vor den Landrat und be-
gutachtet alle in dieser Richtung zu erlassenden Verordnungen
und Beschliisse. m) Der Erziehungsrat hat die Kompetenz, Sub-
kommissionen zu wihlen und Fachpersonen beizuziehen.

II. Schulinspektion. Aus § 3. Der Erziehungsrat iiber-
trigt die Inspektion des Schulwesens einem oder mehreren Fach-
méinnern, welchen infolge dieser Wahl, sofern sie nicht bereits
Mitglieder des Erziehungsrates sind, beratende Stimme in dieser
Behorde zukommt. :

§ 4. Die Obliegenheiten der Schulinspektoren sind: a) Jihr-
liche Visitation siamtlicher Schulen des Kantons und rechtzeitige
schriftliche Berichterstattung an den Erziehungsrat. b) Aufsicht
iiber die Handhabung der bestehenden Verordnungen seitens der
Gemeindebehorden und des Lehrpersonals. ¢) Uberwachung der
genauen Einhaltung und Beobachtung der eingefiibhrten Schul-
organisation und der vorgeschriebenen Schulzeit. d) Priifung der
Schulfithrung, Lehrmethode und der Stundenpliine, letzteres wenn
moglich bei Beginn des Schuljahres. e) Achtnahme auf die Lei-
stungen der Lehrerschaft, den Fortgang, den fleiligen Schulbe-
sueh, sowie auf die Fortsehritte und Befihigung der Kinder. f) Ein-
sichtnahme in die der Schule seitens der Schulgemeinde zugewen-
deten materiellen und moralischen Unterstiitzung. g) Untersuchung
des Bestandes und der Einrichtung der Schullokale, Obsorge, daB
dieselben die Verwirklichung des Schulzweckes ermoglichen und
auch in sanitarischer Beziehung den berechtigten Anforderungen
gebithrend Rechnung tragen, iiberhaunt Uberwachung der Schul-
gesundheitspflege.

Die nihere Regelung der Tiligkeit der Schulinspektoren wird
durch ein vom Erziehungsrat zu erlassendes Reglement bestimimt.

III. Schulrite. § 5. In jeder Gemeinde besteht ein Schul-
rat von mindestens drei Mitgliedern, dem die Beaufsichtigung der
Ortsschulen speziell zur Pflicht gemacht wird.

Aus § 6. Dem Schulrate kommen folgende Rechte und Pflich-
ten zu: a) Er vollzieht die das Gemeindeschulwesen betreffenden
kantonalen Vorschriften. Er ist der Vollstrecker der Weisungen
und Auftrige des Erziehungsrates. b) Er richtet seine Aufmerk-
samkeit auf die Pflichterfiillung des Lehrerpersonals, auf die
Schulzueht und das Betragen der Schiiler in und aufBer der Schule.
¢) Er iiberwacht den regelmifigen Schulbesuch und sorgt fiir Be-
strafung der Eltern, Pflegeeltern, Vormiinder oder Dienstherres,
welche ihre schulpflichtigen Kinder und Untergebenen nicht zum
fleiBigen Besuche der Schule anhalten oder ihnen denselben gar
erschweren oder verunmoglichen. d) Er untersucht Beschwerden
gegen die Lehrerschaft und spricht nach Umstinden Riige aus.
Klagen auf Einstellung im Amte oder Entlassung iiberweist er,
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nachdem er sich von deren Begriindetheit iiberzeugt hat, unver-
ziiglieh an den Erziehungsrat. e) Er unterstiitzt die Lehrer-
schaft in der Ausiibung ihres Berufes und bietet ihr zur Besei-
tigung von Hindernissen, welche einem gedeihlichen Wirken ent-
gegenstehen, hilfreiche Hand. f) Er entscheidet im Rekursfalle,
ob Kinder mehr als ein Jahr die gleiche Klasse und wo Spezial-
oder Hilfsklassen bestehen, welehe Kinder diese zu besuchen
haben. g) Er triigt Sorge, daB nur die vom Erziehungsrate
genehmigten Lehrmittel in der Schule Verwendung finden.
h) Er besucht wenigstens viermal im Jahre die sédmtlichen
Schulabteilungen. i) Er sorgt fiir monatliche Auszahlung
der Gehiilter an die weltliche Lehrerschaft und an die geistlichen
Lehrkrifte. Er unterhilt fortwihrend die geeigneten Beziehun-
gen mit den Lehrkriften und stellt ihnen bei Weggang oder auf
Verlangen iiber ihre Leistungen und ihre Auffithrung amtliche
Zeugnisse zaus. k) Er sorgt im Erkrankungsfalle eines Lehrers
fiir einen geeigneten Ersatz unter Kenntnisgabe an den Erzie-
hungsrat, sowie unter Beriicksichtigung der einschligigen Be-
stimmungen des Gesetzes iiber die Beitragsleistung des Kantons
an die Lehrerbesoldungen vom 2. Mai 1920 (Art. 5). 1) Wegziehende
Kinder hat er der Schulbehorde des neuen Wohnortes sofort zu
melden, mit Zustellung der Zeugnisse. m) FEr iiberwacht und
handhabt die Schulgesundheitspflege in seiner Gemeinde, n) FEr
sorgt dafiir, daf die Lehrerschaft und die Schulkinder, nach Mal-
gabe des Bundesgesetzes betreffend MafBnahme gegen die Tuber-
kulose vom 13. Juni 1928 und der bundesriitlichen und kantonalen
Vollziehungs-Verordnungen, sowohl beim Schuleintritt, als auch
periodisch iirztlich untersucht und die vorgeschriebenen MaBnah-
men zur Bekimpfung der Krankheit getroffen werden. o) Bei
Fragen organisatorischer Natur, wie zum Beispiel Schul- und
Ferienverteiiung, Anschaffung von Anschauungsmaterial ete., soll
die Lehrerschaft beigezogen werden.

b

versammelt und leitet die Behirde, sorgt fiir Vollziehung ihrer Be-
schliisse, bewilligt den Lehrern auf Vorweis geniigenden Grundes
einzelne Urlaubstage, unterzeichnet die vom Schulrate ausgehen-
den Schreiben, erteilt gemif § 6, Ziffer 1, Verwarnungen und
erliit Vorladungen. FKEr gestattet unter besondern Umstinden auf
Verlangen der Eltern einzelnen Kindern innerhalb eines Viertel-
Jahres fiir die Dauer von hochstens drei Tagen bei Ganztagschulen
und von drei Halbtagen bei Halbtagschulen aus der Schule zu
bleiben (§ 22), nimmt sowohl die Klagen der Lehrer, als Beschwer-
den iiber dieselben in erster Linie entgegen.

IV. Schulratsprisidium. § 7. Der Schulratspriisident

Bei Dispenserteilung ist die Lehrerschaft hievon sofort zu be-
nachrichtigen.
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Lehrerkonferenzen. Aus § 16. Zur Aneiferung und
Fortbildung der Lehrerschaft finden alljihriich Lehrerkonferenzen
statt, deren Besuch fur das ganze Lehrpersonal obligatorisch ist.
Die Durchfithrung ist dem Kantonalen Lehrerverein zu iiber-
tragen. Der Kanton leistet an jede Konferenz Fr. 100.— Der
Lehrerverein ist verpflichtet, iiber die Konferenzen dem FErzie-
hungsrat Bericht zu erstatten.

Besondere Bestimmungen iiber Mddchenhandarbeitsunterricht
und hauswirlschaftliche Fortbildungssehulen.

Der Unterricht in weiblichen Handarbeiten und das hauswirt-
schaftliche Fortbildungssehulwesen unterstehen einer Inspek-
torin, die der Erziehungsrat wiihlt und dem sie jdhrlich einen
schriftlichen Bericht abzustatten hat (8 3 Scechulordnung). Gemiaf
besonderem Reglement vom 26. Januar 1933 sind die Aufgaben der
Arbeitsschulinspektorin folgende: a) Beaufsichtigung des Lehr-
plans: b) Begutachtung der Arbeitsmethoden, Arbeitsstoffe und Ge-
rite; ¢) Beratung der Arbeitslehrerinnen. Alljihrlich hat die
Arbeitsschulinspektorin in jeder Schule zwei Besuche abzustatten,
wovon ein Schulbesuch und ein Examenausstellungsbesuch. Uber
die Titigkeit der Arbeitsschulen und der hauswirtschaftlichen
Fortbildungsschuien ist dem KErziehungsrat ein Inspektionsberieht
einzureichen.

Die, Inspektorin wird vom Erziehungsrat alle zwei Jabre
gewiihlt.

Die hauswirtschaftlichen Fortbildungsschulen stehen unter der
nimlichen Aufsichtsbehorde wie die Gemeindeschulen. Es liegt
aber im freien Ermessen der Gemeinden, hiefiir eine Frauen-
kommission zu bezeichnen. Die vom Erziehungsrat fiir die Hand-
arbeiten ernannte Inspektorin besucht auch die hauswirtschaft-
lichen Fortbildungsschulen (§ 51 Sehulordnung).

Kanton Schwyz.
Gesamtes Schulwesen; Primar- und Sekundarschule.

Grundlage ist immer noch die Organisation des Volkssehul-
wesens vom 26. Oktober 1877 /18. Juli 1878 mit den nachfolgenden
Bestimmungen:

Allgemeine Grundsdlze.

§ 4. Die Leitung beziehungsweise Uberwachung der offent-
lichen und Privatschulen, sowie des Privatunterrichts iiben die
hiefiir aufgestellten staatlichen Behorden aus. § 5. Ohne Bewil-
ligung des Erziehungsrates darf weder eine neue Schule errichtet,
noch eine bereits bestehende aufgehoben werden.
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Schulkreise, Sekundarschulen,

Aus § 7. Jede Gemeinde bildet einen Schulkreis und soll
wenigstens eine offentliche Schule in ihrem eigenen Schulhause
halten. Die Gemeinden sind verpflichtet, so viele fernere Schulen
unter einheitlichen Sehulbehérden zu errichten, als einzelne Ort-
«chaften der Gemeinde mehr als eine Stunde von der nichst-
oelegenen Schule entfernt liegen und mehr als vierzig schulpflich-
tige Kinder zihlen. Die neue Errichtung dieser Ortsschulen be-
stimmt, nach eingeholtem Gutachten des Gemeinderates, der Er-
ziehungsrat.

§ 80. In jedem Bezirk soll wenigstens eine Sekundarschule
gehalten werden, sofern die Zahl der Anmeldungen hiefiir oder
die Frequenz 12 Schiiler betrigt.

Die Behorden.

§ 63. Der Kanton iibt die Leitung und die Oberaufsicht iiker
das kantonale Volksschulwesen durch folgende Behorden aus:
a) durch den Kantonsrat; b) durch den Regierungsrat; ¢) durch
das Erziehungsdepartement; d) durch den Erziehungsrat; e) durch
das Schulinspektorat; f} durch die Gemeinden und Gemeinde-
behorden.

a) Der Kantonsrat § 64 Der Kantonsrat erliBt gemall
den $§ 34 und 36 der Verfassung die vom Erziehungsrat und Re-
gierungsrat vorberatenen Verordnungen iiber das Schulwesen. Er
wihlt laut § 43 der Verfassung auf vierjihrige Amtsdauer den
Erziehungsrat. Er tibt laut ¢ 48, lit. a, d und { der Verfassung die
Oberaufsicht iiber die Verwaltung im Erziehungswesen.

b) Der Regierungsrat. § 6). Dem Regierungsrat kommt
im Krziehungswesen zu: 1. Die Ausiibung aller ihm durch die vor-
liegende Schulorganisation eingeriumten Kompetenzen, nament-
lich derjenigen gemifl den ¢§ 58, 539 und 60.%) 2. Die Vollziehung
der Beschliisse des Erziehungsrates gemiB § 56 der Verfassung.
3. Die Genehmigung der Vorlagen des Erziehungsrates an den
Kantonsrat und an die Jiitzische Direktion. 4. Die Genehmigung
des Budgetvorschlages des Erziehungsrates an den Kantonsrat, mit
Inbegriff der Feststellung des Kost- und Schulgeldes der Seminar-
zoglinge. 5. Die Genehmigung der Jahresrechnung und des Jah-
resberichtes des Erziehungswesens an den Kantonsrat. 6. Die Wahl
und Entlassung des Direktors, der Lehrer und Hilfslehrer am Se-
minar. 7. Die letztinstanzliche Entscheidung in Rekursen hetref-
fend das Erziehungswesen.

1 : e :
o ) Betreffen Erstellung und Einrichtung, wie Reparaturen von Schul-
ldausern.
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¢) Das Erziehungsdepartement. § 66. Der Chef des
Erziehungsdepartementes als Reprisentant der Regierung ist kom-
petent, alle Geschifte, welche die Verwaltung des Krziehungswesens
betreffen und nicht dem Erziehungsrate vorbehalten sind, von sich
aus zu erledigen, und solche Geschifte, welche dem Krziehungsrat
zufallen, in dringenden Fillen durch Priasidialverfiigung vorliaafig
abzuwandeln. Der Chef des Erziehungsdepartementes ist von Am-
tes wegen Prisident des KErziehungsrates und der Inspektorats-
und Lehrerpriifungskommission.

d) Der Erziehungsrat. Der Erziehungsrat besteht mit
Zuziehung des Departementschefs aus fiinf Mitgliedern (8§ 67 bis
69 der Schulorganisation). Die Schulinspektoren konnen mit be-
ratender Stimme zugezogen werden. Der Erziehungsrat wiihlt
einen Sekretir frei aus den Angestellten der Kantonskanzlei. Er
hat im allgemeinen die Aufgabe, iiber die IErfiillung aller Vor-
schriften der Schulorganisation, beziehungsweise der von ihm er-
lassenen Reglemente, Instruktionen, Verfiigungen ete. zu wachen;
er bestimmt und leitet nach vorheriger Genehmigung der Regie-
rung die periodischen Wiederholungskurse der Lehrer und sorgt,
daB von Zeit zu Zeit Instruktionskurse fiir Arbeitslehrerinnen ab-
gehalten werden. Er ist befugt, auBerordentliche Priifungen und
Visitationen anzuordnen, Experten zu ernennen und deren Ent
schidigung zu bestimmen usw.

Aus Art. 70 und 71. Der Erziehungsrat wihlt: a) Seinen Vize-
priasidenten; b) die Maturititspriifungskommission von drei Mit-
gliedern; ¢) die Lehrerpriifungskommission von wenigstens vier
Mitgliedern mit Zuzug des Seminardirektors und die Seminar-
direktion von fiinf Mitgliedern; d) den oder die Schulinspektoren;
e) den Prisidenten der Lehrer-, Alters-, Witwen- und Waisen-
kasse, deren Statuten er zu genehmigen hat und die er auch selbst
abandern darf.

§ 74. Der Erziehungsrat hat dem Regierungsrate vorzulegen:
a) Die jahrliche Rechnung des Erziehungswesens, namentlich be-
ziiglich des Seminars und der Staatsbeitrige an das Schulwesen:
b) die Vorschldge fiir das Jahresbudget an den Kantonsrat; ¢) die
Entwiirfe aller Verordnungen im Erziehungswesen laut § 64; d) den
Amtsbericht des Erziehungswesens.

-e) Das Schulinspektorat. Der Erziehungsrat ubt die
Oberaufsicht iiber sidmtliche Primar- und Sekundarschulen des
Kantons zunichst durch das Mittel des Inspektorates. Dem Ir-
ziehungsrat ist anheimgestellt, einen einzigen oder mehrere Schul-
inspektoren auf je vier Jahre zu ernennen. Der oder die Schul-
inspektoren in Verbindung mit dem Chef des Erziehungswesens,
oder in Stellvertretung mit dem Vizeprisidenten des Erziehungs-
rates, bilden die Inspektorats- und ILehrerpriifungskommission,
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deren Befugnisse eine besondere Instruktion bestimmt, die vier
Inspektionskreise, nimlich Schwyz, Arth-KiiBnacht, Einsiedeln-
Hife und Mareh vorsieht (§ 75 der Organisation und § 2 der In-
struktion fiir die Schulinspektoren). Das Schulinspektorat iiber-
wacht den Vollzug der Verordnung seitens der Schulriite, Leh-
rer und Schiiler. Es wahrt die Einheit des Unterrichts und der
Lehrmittel, itberwacht die Disziplin und den geregelten Schul-
besuch, die Leistungen der Lehrer, die Titigkeit der Schulriite,
priift die Schulrechnungen und tritt in Streitigkeiten iiber Schul-
angelegenheiten vermittelnd ein und berichtet nach Vorunter-
suchung an die Erziehungsdirektion (§ 76).%)

Insbesondere fillt ihm zu: a) Die Priifung der jahrlich erstell-
ten Stundenpline fiir jede Schule; b) die Genehmigung der noti-
gen Lehrmittel, sofern sie der Lehrplan nicht vorsieht; ¢) der Be-
such und die Priifungen der Schulen, mit Inbegriff der Privat- und
Hausschulen; d) die regelmiiBige Kontrolle der Schulbesuche durch
zweimonatliche Finsichtnahme in die Absenzlisten und in die
Strafkontrolle des Schulrates und durch Klagestellung an die Kr-
ziehungsdirektion gegen saumselige Schul- und Gemeinderiite;
e) die Kontrolle iiber richtige Fithrung der dem Lehrer und dem
Schulrat vorgeschriebenen Kontrollisten und Jahresberichte. Letz-
tere hat er im Laufe des Monats Mai zu sammeln und mit seinen
Notizen und Vorschliigen dem Erziehungsrat vorzulegen (§ 77).%)

f) Gemeindebehorden. § 83. Der Gemeindeschulrat, be-
ziehungsweise der Schulrat reprisentiert die Gemeinde hinsicht-
lich der Leitung und Beaufsichtigung der Volksschule. Jede Ge-
meinde hat ihren eigenen Schulrat. Nur auspahmsweise werden
von dem KErziehungsrat in Wiirdigung lokaler Bediirfnisse und
okonomischer Verhiiltnisse mehrere Ortsschulrite in der gleichen
Gemeinde bewilligt. Fiir die Bezirke Marech und Héfe wihlt der
Bezirksrat einen Schulrat fiir die Sekundarschulen. In diesen Fil-
len iibt der Ortsschulrat und Bezirksschulrat die Pflichten und
Rechte des gewihnlichen Gemeindeschulrates.

§ 85, Der Gemeinderat wihlt auf die Dauer von zwei Jahren
aus allen Biirgern den aus drei oder mehr Mitgliedern bestehen-
den Schulrat samt dessen Prisidenten. Wo eine Gemeinde aus
mehreren Ortschaften mit eigenen Schulen besteht, sollen die-
selben nach Moglichkeit im Schulrate vertreten sein. Primar-
schullehrer diirfen weder Mitglied noch Sekretir des Schulrates
sein, wohl aber zu den Beratungen berufen werden.

$ 86. Der Schulrat wihlt: a) den Vizeprisidenten aus seiner
Mitte; b) den Kassier und Sekretir in oder auBer seiner Mitte;
¢) den Weibel auBer seiner Mitte.

1) Organisation.
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§ 87. Der Sechulrat besammelt sich ordentlicherweise alle
Monate einmal und auBerordentlich, so oft der Prisident oder
zwei Mitglieder es verlangen; ebenso, wenn der Schulinspektor
eine miindliche Besprechung fiir notwendig erachtet.

S 88. Der Schulrat iiberwacht den Gang aller Primar- und
Sekundarschulen, sowie der Privat- und fakultativen Schulen in
der Gemeinde, eventuell im Orte, und beaufsichtigt die Pflicht-
erfilllung der Lehrer. Seine Mitglieder besuchen zu diesem Ende
moglichst oft die Schule, iiberwachen die Absenzen (§§ 43 und 44),
und unterstiitzen den Lehrer mit Rat und Tat.

§ 91. Der Schulratsprisident besammelt den Schulrat, erldaft
die Mahnungen wegen nachlissigen Schulbesuches; bereitet die
Verhandlungsgegenstinde vor und sorgt fiir Vollziehung der Be-
schliisse; er unterzeichnet nebst dem Sekretir die Ausfertigungen
und bewahrt die Akten. Das Nihere besagt die Imstruktion.?)

Lehrer-Konferenzen, § 56. Der Erziehungsrat sorgt
durch besonderes Reglement fiir Abhaltung von Lehrerkonferenzen
und fir die tidtige Anteilnahme der Lehrer an denselben mittelst
miindlicher und sechriftlicher Arbeiten. Deren Besuch und die
Ausfertigung von Aufgaben sind fiir alle Primar- und Sekunday-
lehrer obligatorisch.

Spezielle Bestimmungen iiber die Beaufsichtigung
einzelner Ficher.

Eine Inspektion fiir einzelne Ficher findet nicht statt; immer-
hin kann es vorkommen, dafl der Ortsschulrat etwa Fachleute zur
Abnahme der Turnpriifung beizieht.

Die Aufsicht iiber die Midchenarbeitsschulen ist nicht staat-
lich geordnet, doch werden sie von Frauen- und Téchtervereinen
im Kanton besucht und beaufsichtigt. In einzelnen Gemeinden
wird auch die SchluBpriifung fiir die weiblichen Arbeiten von
fachkundigen Frauen im Auftrage des Ortsschulrates besorgt und
geleitet.

Kanton Obwalden.
Gesamtes Schulwesen; Primarschule.

Allgemeines. Die grundlegenden Bestimmungen enthilt
die Kantonsverfassung vom 27. April 1902 mit den seitherigen
Abinderungen:

Aus Art. 8. Der Staat iiberwacht und fordert nach MaBgabe
der Gesetzgebung den offentlichen Unterriecht. Fiir den Primar-

') Die Instruktion fiir die Schulrite vom 19. Februar 1880 enthélt noch
einige weitere Bestimmungen iiber die Obliegenheiten dieser Behdorde.
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unterricht sorgen unter Leitung und Aufsicht des Staates die
Gemeinden. — Die Freiheit des Privatunterrichtes wird, urier
Wahrung der staatlichen Aufsicht iiber die Erreichung des fiir
die éffentliche Volksschule verlangten Lehrzieles, gewihrleistet.

Schulgemeinden. Artikel 2 des Schulgesetzes vom
1. Dezember 1875 mit den seitherigen Abinderungen, bestimmt:
.Jede Einwohnergemeinde hat — unter Aufsicht und Mitwirkung
des Staates — die Pflicht, dafiir zu sorgen, daB es allen schul-
pflichtigen Kindern moglich gemacht werde, durch den Besuch
einer Primarschule die fiir das gewohnliche Leben notigen Kennt-
nisse zu erlangen.”

Schulaufsieht. Die Leitung und Beaufsichtigung des
Sehulwesens im Kanton Obwalden besorgen der Regierungsrat,
der Erziehungsrat, der Schulinspektor und in jeder Gemeinde
ein Schulrat. (Art. 7.)

Der Erziehungsrat als dem Regierungsrat unter-
geordnete Verwaltungsbehiorde besteht aus fiinf Mitgliedern und
wird, wie auch sein Priisident, vom Kantonsrat gewéhlt. Kr be-
aufsichtigt und leitet nach MafBigabe der Gesetze und Verord-
pungen das offentliche Schulwesen des Kantons. Demselben steht
unter Beizug des bischiflichen Kommissars und eines weiteren
geistlichen Mitgliedes, sofern dieselben nicht ohnehin dem Er-
ziehungsrate angehoren, auch die stiftungsgemifBe Verwaltung
der kantonalen kirchlichen Fonds und Stiftungen, sowie die Vor-
beratung kirchlich-religioser Angelegenheiten gemischter Natur
zu, wenn letztere den ganzen Kanton beschlagen. (Art. 33, lit. e.
und Art. 40 der Kantonsverfassung und Art. 8 des Schulgesetzes.)

Art. 9.7) Der Erziehungsrat versammelt sich mindestens alle
drei Monate ordentlicher Weise; auBBerdem so oft ihn der Pri-
sident zusammenberuft oder wenn zwei Mitglieder es verlangen.
— Art. 10.* Der Erziehungsrat hat folgende Obliegenheiten:
a) Er leitet und beaufsichtigt das gesamte Primarschulwesen des
Kantons; er priift und patentiert das Lehrpersonal und sorgt fiir
genaue Vollziehung des Schulgesetzes und der Schulverordnung;
b) er bestimmt den Lehrplan, die Schulbiicher und Schulmittel
und erlifit die notigen Disziplinarverordnungen und Regulative;
¢) er wihlt zur nidhern Beaufsichtigung der simtlichen Schulen
einen im Schulfache erfahrenen Sechulinspektor fiir die verfas-
sungsgemifie Amtsdauer von vier Jahren; d) er hat das Ent-
scheidungsrecht dariiber, ob und in welchem Umfange Schulen
in Nebenbezirken von Gemeinden zuzulassen seien; e) der Er-
ziehungsrat erstattet alljihrlich dem Kantonsrate Bericht iiber
das Gesamtsechulwesen des Kantons, was iibrigens weitere sofor-

') Schulgesetz.
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tige Verfiigungen des KErziehungsrates und des Regierungrates
nicht ausschlieft. Den daherigen kantonsritlichen Verhand-
lungen kann mit beratender Stimme derjenige kantonale Schul-
inspektor beiwohnen, der im Berichtsjahre die Primar- und Fori-
bildungsschule inspiziert hat. (Kantonsratsbeschluf vom 20. Fe-
bruar 1883.)

Aus Art. 11.7) Dem vom Erziehungsrat auf eine vierjahrige
Amtsdauer gewihlten Schulinspektor liegt es ob, wenig-
stens einmal im Jahre jede Schule des Landes zu besuchen, in
derselben eine eingehende Prufung vorzunehmen und iiber deren
Ergebnis dem Erziehungsrat einen umfassenden Bericht, jeweilen
bis spiitestens 1. September, einzureichen, damit diese Behorde die
GewiBheit habe, ob und inwieweit dem Geist und den Bestim-
mungen dieses (Gesetzes nachgelebt und dessen Zweck erreicht
worden sei oder nicht. Immerhin liegt es in der Befugnis des Er-
ziehungsrates, den Schulinspektor anzuweisen, einzelne oder alle
Schulen des Landes ofters zu besuchen.

Art. 15.1) In jeder Gemeinde wihlt der Gemeinderat einen
Schulrat von drei bis fiinf Mitgliedern und aus dessen Mitte
den Priisidenten auf die verfassungsgemilBe Amtsdauer von vier
Jahren. Austretende Mitglieder sind wieder wihlbar. — Aus
Art. 16.1) Der Schulrat versammelt sich in der Regel monatlich
einmal oder so oft ihn der Priisident zusammenruft. Wenigstens
ein Mitglied des Schulrates besucht einmal im Monat alle Schulen
der Gemeinde und erstattet bei der niichstfolgenden Sitzung iiber
seinen Befund dem Schulrate Bericht. — Aus Art. 17.%) Der Schul-
rat beaufsichtigt die Lehrkrifte und Schulen; er hat dariiber
zu wachen, daB in der Schule nur solche Schulmittel gebraucht
werden, welche vom KErziehungsrate genehmigt oder vorgeschrie-
ben sind. Er gibt dem Gemeinderate zuhanden der verfassungs-
gemifen Wahlbehorde sein Gutachten iiber Anstellung und Ent-
lassung des Lehrpersonals ab. Er sorgt fiir Ordnung und Schul-
zucht, fiir fleiBigen Schulbesuch und fiir getreue Pflichterfiillung
ab Seite der Lehrkrifte. — Art. 18.%) Die Schulrite bestimmen im
Einverstindnisse mit dem Gemeinderate den Anfang und Schlufl
des Schuljahres, sowie die Einteilung der Ferien, wobei die Zeit
des Anpflanzens und der driickendsten Sommerhitze beriicksich-
tigt werden sollen. — Art. 19.7) Der Schulrat wohnt der Ersffnung
und Sechlufipriifung der Schulen bei, sowie auch der Inspektion
und Priifung durch den kantonalen Schulinspektor. — Art. 20.7)
Der Gemeinderat oder, wo selber es fiir gut findet, die Einwohner-
gemeinde wihlt auf die Dauer von vier Jahren einen, oder, wo
lokale Verhiltnisse es erfordern, mehrere Schulfondsver-

1) Schulgesetz.
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walter (Schulkassier). Diese Verwaiter haben iiber ihre Amts-
fithrung dem Gemeinderate alljiihrlich gesonderte Rechnung ab-
zulegen.

Midehenhandarbeitsunterricht und Turn-
unterricht. Der Midehenhandarbeitsunterricht wird jeweilen
durch eine vom FErziehungsrat bezeichnete Arbeitslehrerin, der
Turnunterricht durch einen Turnlehrer inspiziert.

Kanton Nidwalden.
Gesamtes Schulwesen; Primarschule.

Schulgemeinden, Schulkreise, Schulbezirke.
Der Kanton zerfillt in Schulgemeinden (Art. 37).%) In der Regel
bildet jede Bezirksgemeinde zur Besorgung des offentlichen Pri-
marschulwesens zugleich auch die Schulgemeinde (Art. 89).7%)

Art. 3.2) Jede Schulgemeinde des Kantons hat unter Aufsicht
und Leitung des Staates gemiB Art. 26 der Kantonsverfassung
die Pflicht, fiir den laut diesem Gesetz offentlichen, obligaiorischen
Unterricht zu sorgen. — Wo die offentlichen Verhiiltnisse es notig
oder wiinschbar machen, konnen mehrere Bezirksgemeinden oder
Teile solcher zu einer Schulgemeinde vereinigt oder einzelne Fi-
lialen oder sonstige Teile einer Bezirksgemeinde als besondere
Schulgemeinden abgetrennt werden. — Sowohl die Vereinigung
als die Lostrennung kann vom hohen Landrate nach eingeholtem
Gutachten des Erziehungsrates nur auf gewichtige Griinde hin
und gegen Ausweis geniigender Mittel zur Bestreitung der dal-
aus erwachsenden Bediirfnisse bewilligt werden.

Schulaufsieht. Der Staat iiberwachi und fordert den
offentlichen Unterricht. Fir den Primarunterricht sorgen nach
MaBgabe des Art. 27 der Bundesverfassung unter Leitung wvnd
Aufsicht des Staates die Schulgemeinden. — Die Freiheit des Pri-
vatunterrichts wird unter Wahrung der gesetzlichen Aufsicht der
Staatsbehorden iiber Erreichung des Lehrzieles -der offentlichen
Primarschule grundsitziich anerkannt {Art. 31).1)

Art. 10.?) Die Leitung und Beaufsichtigung des Schulwesens
besorgen: a) Der Landrat, b) der Regierungsrat, ¢) der Erzie-
hungsrat, d) der Erziehungsprisident, e) der Kantonsschulinspek-
tor, f) die Schulgemeinden, g) die Ortsschulrite.

Die Oberaufsicht iiber das Schulwesen steht dem Landrat
und dem Regierungsrat zu. — Der Landrat priift und ge-

') Verfassung des Kantons Unterwalden nid dem Wald vom 27. April 1913.

®) Schulgesetz des Kantons Nidwalden vom 10. September 1879 mit den
seitherigen Abdnderungen.
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nehmigt alle Vorschlige fiir die Hebung des Unterrichtswescns
und erliBt die allgemeinen Schulverordnungen. — Dem Regie-
rungsrat steht die Vollziehung der Beschliisse des Erziehungs-
rates zu.

Die Spezialaufsicht iiber das kantonale Schulwesen liegt in
erster Linie beim Erziehungsrat, der gemidfl Art. 58 der
Kantonsverfassung auf eine Amtsdauer von drei Jahren vcm
Landrat gewihlt wird.

Der Erziehungsrat besteht ans einem Mitgliede des Regie-
rungsrates als Priasident, dem Kantonsschulinspektor und funf
frei gewihlten Mitgliedern.

Er beaufsichtigt und leitet im Sinne von Art. 317) das Schul-
und Erziehungswesen des Kantons; er patentiert nach erfolgtem
Ausweis iiber geniigende Befihigung das Lehrpersonal fiir die
offentlichen Schulen, bestimmt die Lehrmittel und macht dem
Landrate die zur Hebung des Schulwesens notigen Vorschlige
(Art. 66). 1)

Der Prisident des Erziehungsrates ist kompetent, alle Ge-
schifte, welche die Verwaltung des Erziehungswesens betreffen
und nicht dem Erziehungsrate vorbehalten sind, sowie Kkleinere
minderwichtige Klagen iiber nachlidssigen Schulbesuch von sich
aus zu erledigen (Art. 16).32)

Der Kantonsschulinspektor wird vom Landrat auf
eine dreijiahrige Amtsdauer ernannt. F'r hat jede Schule zweimal
im Jahre zu besuchen, und zwar am Anfang und am Schlusse des
Jahres. Der Erziehungsrat kann ihn anweisen, einzelne oder alle
Schulen des Kantons ofters zu besuchen, und erstattet jihrlich
iiber das Schulwesen Bericht. Der Schulbericht erscheint im
Druck.

Die Schulgemeinde, das heifit die stimmfihigen Einwohner
eines Schulkreises, wiithlt den Schulrat, das Lehrpersonal nach
dem jeweiligen Schulgesetze, genehmigt die Schulrechnung, dekre-
tiert die Schulsteuern, entscheidet tiber die Erstellung der Schul-
lokalitiaten usw. (Art. 90).7)

Der von der Schulgemeinde auf eine sechsjihrige Amtsdauer
gewiihlte Ortsschulrat von drei bis funf Mitgliedern (inklusive
Prisident) tuberwacht das Schulwesen, verwaltet das Schulver-
mogen und ordnet unter anderem weniger wichtige Gebiuderepa-
raturen an (Art. 90f).Y) Er besammelt sich in der Regel beim
Beginne eines jeden Monats des Schuljahres. Er wohnt der Fr-
offnung des Kurses und der SchluBpriifung, sowie auch den In-
spektionen der Schulen durch den kantonalen Schulinspektor bei.

1) Verfassung.
%) Schulgesetz.
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Wenigstens ein Mitglied des Schulrates besucht einmal im Monat
die Schulen seiner Gemeinde und erstattet hieritber in der nach-
sten Schulratssitzung Bericht (Art. 24).7)

Die Midehenhandarbeitsschulen stehen unter der
Aufsicht der betreffenden Ortsschulrite. Diese haben unter an-
derem die Arbeitsschulen zn besuchen, monatlich die vorkommen-
den Schulversiumnisse zu priifen und notigenfalls die gesetz-
lichen Strafen zu verhiingen, sowie eine jihrliche Priifung oder
Ausstellung der verfertigten Gegenstinde anzuordnen.?) FEine
Inspektorin hat die Pflicht der Uberwachung der Midchen-
arbeitsschulen; sie hat daher dieselben jihrlich zweimal zu be-
suchen und iiber das Resultat der Priifung an den kantonalen
Schulinspektor schriftlichen Bericht zu erstatten. Auch der
Schulinspektor kann zu jeder Zeit Einsicht von der Arbeitstiitig-
keit nehmen.

Obligatorische Lehrerkonferenzen. Ordnet der
Erziehungsrat Lehrerkonferenzen an, so sind die Lehrer verpflich-
tet, daran teilzunehmen (Art. 78).%)

Kanton Glarus.
Primar- und Sekundarschule.

Gemifl Art. 74 der kantonalen Verfassung besteht die Pri-
marschulgemeinde aus samtlichen innerhalb der Gemeinde
wohnenden stimmberechtigten Schulgenossen. einschlieBlich der
dem betreffenden Schulkreise zugeschiedenen stimmfihigen Kan-
tons- und Schweizerbiirger. — Sie beschlieBt innerhalb der gesetz-
lichen Schranken iiber die Schulangelegenheiten ihres Kreises, hat
die Aufsicht iiber die Verwaltung des Schulvermogens und trifft
die ihr durch das Gesetz zustehenden Wahlen. — Die Griindung,
sowie die Aufhebung der Bergschulen steht dem Regierungsrate
zu oder kann mit dessen Einwilligung geschehen. ®)

Auch das Sekundarschulwesen ist Sache der Gemein-
den, entweder einer einzelnen Gemeinde fiir sich oder in Verbin-
dung mit andern.

: Aufsicht. Dem Regierungsrat, beziehungsweise der Er-
ziehungsdirektion, steht iiber siimtliche Schulen die Ober-
aufsicht zu, welche auch auf die nicht zum Organismus der Volks-
schule gehiorenden Kleinkinderbewahranstalten ausgedehnt wer-

) Schulgesetz.

8 21 der Verordnung fiir die Gemeindeschulen des Kantons Unter-
walden nid dem Wald vom 7. Oktober 1880.

%) Gesetz iiber die Bergschulen vom 8. Juni 1879, § 5.
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den kann. Diese Aufsieht wird durch das Inspektorat aus-
geiibt.

Durch das ..Reglement betreffend die Verrichtungen des Schul-
inspektorates vom 12. April 1876 ist ein auf drei Jahre durch
den Landrat bestellter Schulinspektor vorgesehen. Er ist das
Bindeglied zwischen den Gemeindeschulraten und dem Regierungs-
rat. — Der Inspektor hat jede Primarschulabteilung im Sommer
einmal und wenigstens jeden zweiten Winter einmal (Hauptinspek-
tion), jede Repetierschule und jede Sekundarschule, sowie die
hohere Stadtschule in Glarus je nach Lehrerzahl und Bediirfnis
zu besuchen; sodann iiber jede Schule alle zwei Jahre schriftlichen
Bericht zu erstatten. Dazu kommt die Visitation der Fortbildungs-
schulen. — Gleicherweise ist er gehalten, allfillig bestehende Pri- -
vatschulen jihrlich ein- bis zweimal zu inspizieren und im iibri-
gen soviel besondere Inspektionen vorzunehmen, als ausdriickliche
Verfiigungen des Regierungsrates es notwendig machen. — Er hat
jahrlich wenigstens einmal mit jeder Schulpflege des Kantcns
itber den Stand des Schulwesens der betreffenden Gemeinde ein-
laBliche Beratung zu pflegen, nachdem er in Anwesenheit der
Schulpflege die Inspektion vorgenommen hat. — Der Inspekior
darf keinen andern Beruf treiben. Er steht nach dem ganzen Un-
fange seiner amtlichen Funktionen unter der Aufsicht der KEr-
ziehungsdirektion, respektive des Regierungsrates, und hat dessen
Weisungen Folge zu leisten.

AuBBerdem besteht fiir den Kanton Glarus das Amt einer A r-
beitsschulinspektorin. Diese wird jeweilen bei der alle
drei Jahre stattfindenden Besetzung der kantonalen Amtsstellen
durch den Landrat gewihlt.

Der Knabenhandarbeitsunterrieht in den Schulen
des Kantons wird durch den Schulinspektor inspiziert.

Schulpflegen (Schulrite). Die unmittelbare Aufsicht
iiber die Primarschule ist den auf drei Jahre gewihlten Ge-
meindeschulpflegen (Schulriten) tiberbunden. Uber die Arheits-
schulen fithren in der Mehrzahl der Gemeinden neben den Schul-
riten lokale Frauenkommissionen die Aufsicht.

Die Leitung und Beaufsichtigung der Sekundarschule ist
dem Gemeindeschulrat des Schulortes tibertragen. Fiir Schulen. fur
deren Bestand zwischen mehreren Gemeinden eine Ubereinkunft
abgeschlossen worden ist, ist ein besonderer Sekundarschulrat zu
ernennen, in welchem jede einzelne Gemeinde vertreten sein mubB.
Die Genehmigung der Jahresrechnung steht der Schulgemeirde
des Schulortes zu. Bei Schulen, fiir deren Bestand zwischen meh-
reren (Gemeinden eine Ubereinkunft abgeschlossen worden ist,
liegt dieg Genehmigung der Jahresrechnung dem Sekundarschuol-
rate ob. (Revidierter § 54 des Schulgesetzes.)
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Kanton Zug.

Primar- und Selundarschule (eingeschlossen Untergymnasien)
und obligatorische Biirgerschule.

Schulgemeinden, Schulkreise. a) Primar-
schule. Jede politische Gemeinde bildet fiir sich eine Schul-
gemeinde (§ 89).1) :

§ 5.1) Uber die Notwendigkeit der Vermehrung oder Ver-
minderung der bestehenden Primarschulen entscheidet der Regie-
rungsrat auf ein nach Anhérung des Einwohnerrates ausgefer-
tigtes schriftliches Gutachten des Erziehungsrates hin.

Die ., Vollziehungsverordnung zum Schulgesetz des Kantons Zug
vom 11. Dezember 1900“ fithrt diese Bestimmung des nidhern aus.

§ 1. a) Auf Verlangen des Regierungsrates miissen die be-
stehenden Primarschulen vermehrt werden: 1. wegen zu groBer
Anzahl der Schiiler; 2. wegen zu weitem Schulweg. Auf gleiches
Verlangen miissen sie vermindert werden, wenn bei normalen
Verhiiltnissen wiihrend drei aufeinanderfolgenden Jahren keine
geniigende Schiilerzahl (d. i. nicht wenigstens 10 Schiiler) vor-
handen war und keine Aussicht ist, daB dieselbe sich in den
nichsten Jahren wieder vermehren werde. b) Hat eine Ge-
meinde, welche in mehrere Schulkreise eingeteilt ist, in einer
ilirer Schulen eine zu grofe Schiillerzahl, so ist eine andere Kreis-
einteilung vorzunehmen. c¢) Bei allen diesen Verinderungen diir-
fen jedoch Verhiltnisse, welche nur voriibergehend die Zahi
der Schiiler vermehren oder vermindern, nicht in Betracht
kommen.

b) Sekundarschule. § 35. ') Die Errichtung einer Se-
kundarschule ist Sache der betreffenden Gemeinde, vorbehiiltlich
Genehmigung des Erziehungsrates. Die Gemeinden haben das Vor-
schlagsrecht. Wiinschen sie eine Sekundarschule oder eine Erwei-
terung derselben, so haben sie dem Erziehungsrate ein schriftlictes
und motiviertes Gesuch einzureichen.

¢) Biirgers qh u le. In jeder Gemeinde ist eine Biirgerschule
zu errichten (§ 25).7)

Kantonale Schulbehorden.

a) Regierungs- und Erziehungsrat. Die Aufsicht
iiber die séimtlichen Schulanstalten des Kantons wird unter Ober-
leitung des Regierungsrates durch den Erziehungsrat besorgt. Er
besteht aus sieben Mitgliedern und wird vom Regierungsrat auf
f»iue Amtsdauer von vier Jahren gewiihlt. Der Erziehungsdirektor
15t von Amtes wegen Priisident des Erziehungsrates; der Vizepriasi-
dent wird durch die Behorde selbst gewiihlt (§ 93).1)

') Schulgesetz fiir den Kanton Zug vom 7. November 1898,
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Der Erziehungsrat versammelt sich, so oft die Geschiifte es er-
fordern oder drei Mitglieder es verlangen (§ 94).7)

Aus § 95.1') Seine speziellen Verrichtungen sind: a) Ir
wacht iiber Vollziehung aller beziiglich des Schulwesens erlassenen
Gesetze und Verordnungen; b) er berit und schligt dem Regie-
rungsrate zweckdienliche Verordnungen im rziehungswesen ver;
c) er iiberwacht die gute Vorbereitung, die Priifung und Fortbil-
dung der Lehrer und erteilt fiir zeitweilige Stellvertretung die Ge-
nehmigung; d) er bestimmt den Lehrplan, die Unterrichts- und
Stundenpliine, die in den Schulen einzufiithrenden Lehrmittel, letz-
teres nach vorgingiger Anhorung der Lehrerkonferenz: e) er lafit
sich von den Gemeinden und dem Inspektorate iiber den Zustand
der Schulen jihrlich Bericht abstatten und gibt auf Grund der-
selben dem Regierungsrate zuhanden des Kantonsrates alljahrlich
einen allgemeinen Bericht ab; [) er macht dem Regierungsrate
Vorschlige beziiglich Abhaltung von Lehrerkursen, Errichtung
von gewerblichen Schulen usw.; g) er besorgt die Inspektion der
Schulen nach einem von ihm aufzustellenden und vom Regierungs-
rate zu genehmigenden Regiemente; h) er erliifit im Einverstind-
nis mit dem Sanititsrat tiber Handhabung der Schulgesundheits-
pflege an den offentlichen und privaten Schulen die notigen Wei-
sungern.

§ 96. Der Erziehungsrat wihlt aus seiner Mitte den kantcna-
len Schulinspektor und die Visitatoren.

b) Schulinspektorate und Visitatoren. Das Re-
glement betreffend Inspektion der Schulen vom 20. Februar 1932
setzt in Ausfithrung von § 95, lit. g, des Schulgesetzes vom 7. Novem-
ber 1898 fest: § 1. Der Kanton Zug errichtet fiir-die Inspektion
der Schulen folgende Inspektorate: 1. Inspektorat fiir die Primar-
schulen; 2. Inspektorat fiir die Sekundarschulen; 3. Inspektorat
fiir die gewerblichen und kaufminnischen Fortbildungsschulen;
4. Inspektorat fiir die hauswirtschaftlichen Fortbildungsschulen:
5. Inspektorat fiir den Unterricht in den weiblichen Handarbeiten
an den Primar- und Sekundarschulen; 6. Inspektorat fiir die Biir-
gerschulen. — § 2. Das zustiindige Inspektorat besorgt in der Regel
die Inspektion sdmtlicher Ficher an den betreffenden Schulen.
Ausnahmsweise konnen durch BeschluB des FErziehungsrates in
Primar- und Sekundarschulen fiir einzelne Ficher, wie Gesang,
Turnen und Zeichnen, Fachinspektorate errichtet werden. — § 3.
Dem Erziehungsrat steht es frei, verschiedene Inspektorate dem
gleichen Inspektor zu iibertragen. — § 4. Die Inspektoren werden
vom Erziehungsrate gewihit. Thre Amtsdauer failt mit jener des
Erziehungsrates zusammen. — § 5. Die Inspektoren fiir die Pri-

1) Schulgesetz.
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mar- und Sekundarschulen sind aus der Mitte des Erziehungsrates
zu withlen. — § 6. Der Erziehungsrat kann fiir einzelne inspekto-
rate auBer dem Inspektor zu dessen Entlastung einen Stellver-
treter bezeichnen. — § 7. Wird ein Stellvertreter bestimmt, so ist es
Sache des Inspektors, die Schulen zu bezeichnen, die im betreffen-
den Schuljahr vom Stellvertreter zu besuchen sind. — § 8. Der In-
spektor besucht jede Schule wenigstens einmal im Schuljahr. Der
Sekundarschulinspektor nimmt iiberdies die Aufnahme- wund
SchluBpriifungen der Sekundarschulen ab. Ist neben dem Inspck-
tor ein Stellvertreter bestimmt, so sind die Inspektionen zwiseckhen
Inspektor und Stellvertreter so zu verteilen, dafi der Inspektor
wenigstens im Zeitraum von zwei aufeinanderfolgenden Schul-
jahren siimtliche Schulen seiner Zustindigkeit besucht. — § 9. Der
Kanton wird durch den Erziehungsrat in Visitationskreise einge-
teilt. Zur Beaufsichtigung der Primar-, Sekundar- und Biirger-
schulen wihlt der Erziehungsrat fiir jeden Visitationskreis einen
Visitator und einen Stellvertreter. Der Visitator, oder in des-
sen Verhinderung der Stellvertreter, hat sidmtliche Schulen seines
Kreises wenigstens einmal im Schuljahr zu besuchen. — § 10. Die
Inspektoren und Visitatoren konnen die ihnen unterstellten Schulen
jederzeit besuchen. Doch ist es wiinschenswert, daB die Zeit der
Visitation in der Regel auf die ersten zwei Drittel, die Zeit der In-
spektion in der Regel auf die zweite Hilfte des Schuljahres verlegt
werde. — § 12. Der Inspektor bezeichnet den Priifungsstoff. Die
Fragestellung ist in der Regel Sache des Lehrers; doch steht es
dem Inspektor frei, durch Fragen in die Priifung einzugreifen
oder die Priifung selbstindig abzunehmen. — § 13. Der Inspektor
hat besonders die einheitliche Durchfithrung der Schulgeseize
und des Lehrplanes, sowie die Erreichung des durch den Lehrplan
festgesetzten Lehrzieles, der Visitator mehr den methodischen Auf-
bau des Unterrichtes zu iiberwachen. Beide richten i1hre Aufmerk-
samkeit: 1. Auf den Zustand der Schulriumlichkeiten und der in-
nern Kinrichtung (Bestuhlung, Beleuchtung, Liiftung, Heizung,
gesundheitliche Anlagen usw.): 2. auf die Haltung der Schiiler
wiithrend des Unterrichtes und deren Spielbeschéiftigﬁng wahrend
der Freipausen; 3. auf die zweckdienliche Einteilung des Stunden-
planes; 4. auf die gewissenhafte Fiihrung der Vorbereitungshefte.
des Klassenmanuals, der Schulchronik, der Schiiler- und Absenzen-
verzeichnisse und der Notentabellen; 5. auf das Vorhandensein und
den Zustand der vorgeschriebenen Lehrmittel und von zweckdien-
lichem Anschauungsmaterial, sowie deren zweckmiBige Beniitzung:
6. auf die Befolgung des Lehr- und Stundenplanes, die Behandlungs-
weise und Krgebnisse des Unterrichtes im allgemeinen und in ein-
zelnen Fiichern: 7. auf Disziplin, Ordnung, Reinlichkeit und auf den
Gesundheitszustand der Schiiler und deren geistige Leistungsfihig-
keit: 8. auf die Reinlichkeit der Aufsatz- und Rechnungshefte uund
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deren sorgfiltige Korrektur; 9. auf die Tichtigkeit, den FleiB, die
erzieherische Titigkeit und das sittliche Verhalten der Lehrer;
10. auf die Amtsfithrung der Schulkommission, namentlich in be-
zug auf den Besuch der Schule, gesetzliche Aufnahme und Ent-
lassung der Schiiler, Klasseneinteilung, Einhaltung der gesetz-
lichen Schulzeit, Behandlung der unentschuldigten Absenzen. —
§ 20. Die Inspektorate fiir die Primar- und Sekundarschulen be-
sammeln, vor endgiiltiger Festlegung ihrer Berichte, die Visita-
toren zu einer Konferenz, um auf Grundlage der Berichte die Zen-
surnote jeder Schule und die SchluBantrige an den Erziehungsiat
vorzubereiten. — § 23. Die Inspektorate haben iiber die ihnen unter-
stellten Schulen an die Erziehungsdirektion als Grundlage fiir den
regierungsritlichen Rechenschaftsbericht iiber das Schulwesen
kurze Gesamtberichte auszuarbeiten, die sich iiber den Stand der
Schulen, deren Entwicklung und allfiillige Verbesserungsvor-
schlige aussprechen sollen.

Gemeinde-Schulbeliorden.

In jeder Schulgemeinde soll vom Einwohnerrat eine Schul-
kommission von mindestens fiinf Mitgliedern gewithii werden,
welche die Aufsicht iiber alle staatlichen Primar- und alle
gemeindlich unterstiitzten Privatscechulen ihrer Gemeinde zu
fithren hat. Die jeweiligen Ortspfarrer sind von Amtes wegen
Mitglieder der Schulkommission (§ 89).1)

§ 90.') Im allgemeinen hat die Schulkommission folgende
Pllichten: a) Die Beaufsichtigung und Leitung der Schulen ihres
Schulkreises; b) die Handhabung und Vollziehung der Schulgesetze
und der darauf beziiglichen Verordnungen und Weisungen; ¢) die
Beaufsichtigung und Unterstiitzung der Lehrerschaft in bezug auf
Erfiillung ihrer Pflichten und Handhabung der Disziplin; d) die
Uberwachung des Schuibesuches, Warnung der Fehlbaren und
Uberweisung der Strafbaren an den Einwohnerrat: e) kriftige
- Mitwirkung zur Hebung und Forderung des Schulwesens, Hebung
von MiBverhéltnissen zwischen Schule und Haus, Eltern und
Lehrern; f) das Vorsehlagsrecht iiber Wahl und Entlassung von
Lehrern, sowie die Wahl einer weiblichen Fachkommis-
sion von mindestens drei Mitgliedern; g) Vorschlige fiir bedeu-
tende Anschaffungen von Schulgeriiten, sowie fiir Besorgung von
Reparaturen an denselben und den Schullokalen, iiberhaupt .An-
ordnung alles dessen, was zum leiblichen und geistigen Wohl
der Schiiler und zur Forderung der Schule gereicht: h} der ErlaB
einer Disziplinarverordnung fiir die Primar- und Sekundarschii-
ler. — § 91.7) Im speziellen hat die Schulkommission folgende Ob-
liegenheiten: a) Sie besorgt die jdhrliche Einschreibung und Auf-

1) Schulgesetz.
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nahme der schulpflichtigen Kinder, deren Einteilung in Klassen
und leitet die Schulersffnung; b) sie besucht durch hiefiir bezeich-
nete Mitglieder jiihrlich wenigstens viermal siamtiiche Schulen des
Kreises und erstattet jedes Schuljahr iiber den Stand derselben,
sowie iiber die Arbeitsschulen durch die Fachkommission dem
Einwohnerrat Bericht; ¢) sie leitet die offentiichen Priifungen;
d) sie iiberwacht die genaue Fiihrung der Notentabellen, Absen-
zenlisten, Schulchroniken und bewahrt dieselben auf; e) sie ent-
scheidet iiber Entlassung eines Kindes aus der Primarschule und
beziiglich Steigen der Kinder in eine hohere Kiasse, oder deren
Zuriicksetzung in eine tiefere. In beiden Fiéllen ist der Lehrer zu
beraten, der sein Gutachten schriftlich oder miindlich abgeben
kann; f) sie iibersendet dem kantonalen Schulinspektor mit An-
fang eines jeden Schuljahres zwei Exemplare des Lektions- und
Stundenplanes, gibt ihm und dem Visitator rechtzeitig Kenntnis
von den Ferien, den ordentlichen sowohl als den auBerordent-
lichen; g) sie zeigt dem Erziehungsrate sofort allfdllige Verinde-
rungen im Lehrpersonal. Stellvertretungen usw. an; h) sie sorgt
fiir gehorige Vollziehung der jeweiligen Verordnung betreffend
Schulgesundheitspilege. — § 92. Der Priisident der Schulkommis-
sion sorgt fiir Ausfithrung aller Obliegenheiten, iiberwacht sie
und ordnet alle Geschiifte und Beratungen zur gehorigen Zeit an.
In dringenden Fillen handelt er von sich aus, gibt aber der Kom-
mission in der nichsten Sitzung davon Kenntnis.

Der Primarschulkommission sind auch die Sekundar-
und die obligatorische Biirgerschule unterstellt. Die Schul-
kommission hat die Biirgerschule alle Monate einmal durch ein
Mitglied besuchen zu lassen und die Absenzen strenge zu kontrol-
lieren (§ 19).7)

Lehrerkonferenzen.

1. Jihrlich finden wenigstens zwei Lehrerkonferenzen statt,
eine im Frithling und eine im Herbst. Beide Konferenzen sind
fiir simtliche Lehrer an den o6ffentlichen Schulen obligatorisch.
— 2. Die Lehrer, welche die Konferenz besuchen und am gemein-
samen Mittagessen teilnehmen, erhalten ein Taggeld. Solche, die
ohne geniigende schriftliche Entschuldigung von der Konferenz
wegbleiben, bezahlen eine BuBe; die BuBen flieSen der Lehrer-
unterstiitzungskasse zu. — 3. Die Lehrerschaft wihlt einen Konfe-
renzvorstand, bestehend aus einem Priisidenten, einem Vizepriisi-
_(leuten und einem Aktuar. Die Amtsdauer betrigt vier Jahre.
Nach Ablauf derselben findet eine Neuwahl statt. Die Vorstands-
mitglieder konnen wiedergewihlt werden. — 4. Der Vorstand hat:
a) die Konferenzen zu bestimmen und die notwendigen Ancrd-

1) Vollziehungsverordnung zum Schulgesetz vom 11. Dezember 1900.
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nungen hiefiir zu treffen; b) das Thema dem Erziehungsrate vor-
zulegen, der es bestitigen oder beliebig abindern kann; ¢) ein Ver-
zeichnis iiber die Teilnehmer und ein genaues Protokoll iiber die
Verhandlungen zu fithren; d) am Ende eines jeden Jahres dem Er-
ziehungsrate einen schriftlichen Bericht zu erstatten. — 5. Die
Auskiindigung des Themas soll wenigstens zwei Monate vor der
Konferenz stattfinden. —- 6. Als Themata fir die Verhandlungen
konnen alle das Schulwesen betreffenden Fragen dienen, besonders
aber solche, welche die Fortbildung und Hebung des Lehrerstandes
und der Schule zum Gegenstande haben (§ 44).%)

Kanton Freiburg.
Schulgemeinden, Schulkreise, Schulbezirke.

a) Primarschule. Das Gesetz itber den Primarunterricht
vom 7. Oktober 1884 setzt fest:

Art. 5. Jede Gemeinde des Kantons soll wenigstens eine offent-
liche Schule entweder fiir sich allein oder gemeinschaftlich mit
einer oder mehreren benachbarten Gemeinden besitzen. — Jede
Gemeinde oder Gruppe von Gemeinden, welche eine oder mehrere
offentliche Schulen besitzt, bildet einen Schulkreis. — Die Unter-
abteilungen eines Schulkreises, sowie die Verteilung der Schiiler
auf die wverschiedenen Schulen eines Kreises oder seiner Unter-
abteilungen werden von den Ortsreglementen bestimmt.

Art. 6. Die Errichtung von neuen Schulen, die Aufhebung be-
stehender Schulen, die Bildung und Auflésung von Schulkreisen
darf nur mit Bewilligung des Staatsrates stattfinden. — Dieser letz-
tere kann sogar, auf Verlangen, einem Schulkreise einzelne Héau-
sergruppen benachbarter Gemeinden zuteilen, wenn sie von der
Schule ihrer politischen Gemeinde weit entfernt sind. In diesem
Falle iibernimmt die letztere Gemeinde einen durch die Vereini-
gungsurkunden zu bestimmenden Teil der Schulkosten.

b) Regionalschule. Das Primarschulgesetz bestimmt in
bezug auf die Regionalschulen folgendes:

Art. 124. Der Staatsrat kann die Errichtung von Primarschulen
der obern Stufe fiir die vorgeriickteren Kinder eines oder mehre-
rer Schulkreise begiinstigen. Diese in Art. 11 des gegenwirtigen
Gesetzes vorgesehenen Schulen werden unter Mitwirkung des
Staates und der beteiligten Gemeinden errichtet, sobald wenigstens
zwanzig Schiiler dafiir eingeschrieben sind. Fin besonderes Ge-
setz wird ihre definitive Organisation, sowie die finanzielle Betei-
ligung des Staates an denselben ordnen, welche auf jeden Fall

1) Vollziehungsverordnung zum Schulgesetz vom 11. Dezember 1900.
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nicht mehr als drei Fﬁuftel der Besoidung des Lehrers betragen
darf.

Die speziellen Bestimmungen iiber die Organisation der Regio-
nalschulen enthiilt das ,Reglement fiir die Regionalschulen vom
7. Februar 1895*.

Art. 3. Die Errichtung von Regionalschulen unterliegt der Ge-
nehmigung des Staatsrates. Sie konnen ohne dessen Guthelﬁqu
nicht aufgelost werden. — Art. 4. In der Regel umfafit der Kreis
einer Regionalschule siimtliche Gemeinden, die in einem Umfange
von vier Kilometer um den Sitz der Schule herum gelegen sind.

¢) Sekundarschule. Thre Errichtung beruht auf den
nachfolgenden Bestimmungen des Sekundarschulgesetzes vom
28. November 1874:

Art. 95. In jedem Bezirk ist wenigstens eine offentliche Sekun-
darschule zu errichten. Doch sind diese Bestimmungen des Sekun-
darschulgesetzes nicht auf den Saanebezirk anwendbar, welcher
Sitz der Industrieschule und des Lehrerseminars ist. Die Gemein-
den des Friedensgerichtskreises Cournillens genieflen die gleiche
Begiinstigung. Der Sensekreis umfaflt die Gemeinden des Sense-
bezirkes, sowie diejenigen des Friedensgerichtes Gurmels und die
Gemeinde Jaun, der Schulkreis Murten alle Gemeinden dieses aiten
Bezirkes. — Art. 96. Eine oder mehrere Gemeinden kénnen aus dem
Ertrag ihrer gewohnlichen Einkiinfte, aus demjenigen von Privat-
subskriptionen oder besonderen Stiftungen Freischulen errichten.
Diese Gemeinden haben aber die gesetzlichen Lasten zugunsten der
Bezirksschule, die allen Einwohnern des Bezirkes ohne Unterschied
offen steht, gleichwohl zu tragen.

d) Fortbildungsschulen. Sie scheiden sich in allge-
meine, landwirtschaftliche und in Haushaltungsschulen. Obligato-
rische Errichtung durch die Gemeinder. Die Haushaltungssehulen
speziell werden nach und nach in den verschiedenen Gemeinden
eingerichtet. Der Staatsrat bestimmt ihren Sitz und bezeichnet die
Gemeinden, die demselben Schulkreis anzugehiren haben.

Schulaufsieht.
Gesamtes Schulwesen: Primarsehule.

Dem Staate steht die Oberauflsicht iiber das Eriiehuugsweseu
zu. Der Kirche ist nach Art. 17 der Kantonsverfassung vom 7. Mai
1887 ein entsprechender Einfluf zugesichert: ,,Un concours effi-
cace est assuré au clergé en cette matiére.* Die kantonalen Be-
horden sind die Erziehungsdirektion, die Studienkommission. die
Oberamtménner und die Schulinspektoren. Die Ortsbehérden sind -
die Gemeinderiite, die Or tsschulkommissionen, die Schuldirektoren.
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Alle das Schulwesen beireflenden Wahlen, welche nicht durch
das Primarschulgesetz vom 17. Mai 1884 andern Behorden iiber-
tragen sind, liegen in der Befugnis des Staatsrates.

a) Kantonale Behorden. Der Erziehungsdirek-
tion als oberster Erziehungsbehorde und unter ihrem Vorsitz ist
eine Studienkommission von zwolf Mitgliedern beigegelben.
Sie bereitet die auf das Unterrichtswesen beziiglichen Gesetze und
Reglemente vor, bestimmt unter Vorbehalt des Staatsrates die
Lehrmittel und Schulprogramme; sie hat das Recht der Inspektion
itber samtliche Primar- und Sekundarschulen; sie hat von Amtes
wegen den Vorsitz bei den Lehrerpatentpriifungen und setzt das
Ergebnis derselben fest; sie nimmt die von der PPrimarlehrerschaft
in ihren Konferenzen ausgedriickten Wiinsche entgegen. (Alige-
meines Reglement fiir die Primarschulen des Kantons Freiburg
vom 8. August 1899, Art. 112.) Die Studienkommission zerfilit in
eine franzosische Sektion (4 Mitglieder), eine deutsche Sektion
(2), technische Sektion (2) und die . Section de Morat” (5). Was
die letztere anbetrifft, so ist dariiber folgendes zu sagen:

Durch BeschluB des Staatsrates vom 8. November 1875 ist die
Sektion Murten der vorberatenden Studienkommission eingesetzt
worden ') als Mittelglied zwischen den Ortsschulkommissionen und
der Erziehungsdirektion. Der BeschluB setzt im wesentlichen fol-
gendes fest: ,Die aus vier Mitgliedern und von einem Abgeord-
neten der Direktion des offentlichen Unterrichts prisidierte Sek-
tion Murten der Studienkommission besitzt, unabhingig von den
Verrichtungen, die ihr durch den BeschluB8 vom 29. Januar 1875
zugeschieden sind, die Pflichten und Befugnisse der hohern Zen-
tralschulkommission eines besondern Kreises™® (Art. 1). Dieser
Kreis umfaBt alle Schulen des Bezirkes Murten und die von den
Protestanten in den andern Teilen des Kantons gegriindeten freien
Schulen, welche den Charakter von o6ffentlichen Schulen erlangt
haben (Art. 2). Die Kommission ernennt ihren Vizeprisidenten und
Sekretir aus ihrer Mitte. Die Schulinspektoren konnen mit be-
ratender Stimme zu den Sitzungen einberufen werden, wenn es
sich um Schulen ihres Inspektoratskreises handelt (Art. 3). Die
Kommission bt im Auftrag der Erziehungsdirektion die OLker-
aufsicht iiber alle Schulen des Kreises aus (Art. 4). IThre besonde-
ren Befugnisse sind unter anderem: Beaufsichtigung der Orts-
schulbehorden, Lehrer und Schiiler; Aufsicht iiber Schuilokalititen
und Schulmobiliar, iiber die Vollziechung der Anordnungen des
Kreisinspektors; Abgabe von Gutachten fiir die Ernennung der
Schulinspektoren oder die Wahl der von den Gemeinden verge-

1) BeschluB des Staatsrates vom 29. Januar 1875 und BeschluB vom
8. November 1875 betreffend Festsetzung der Befugnisse der Sektion Murten
, der vorberatenden Studienkommission.
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schlagenen Lehrer oder Lehrerinnen; Genehmigung der Lehrpline
und der Wahl der Biicher fiir alle Schulen ihres Kreises; Aufsieht
iiber die genaue Ausrichtung der Besoldungen usw. — Die Kom-
mission versammelt sich regelmiifig alle zwei Monate, aullerdem
wenn es die Geschifte erfordern.

Der Oberamtmann hat in seinem Bezirke die Aufsicht
iiber das Primarschulwesen vom administrativen Standpunkte
- aus. I9r hat namentlich folgende Befugnisse und Obliegenheiten:
Installation der Lehrer bei ihrem Amtsantritte; wenigstens ein-
maliger Besuch der Schulen per Jahr und Einreichung eines Jah-
resberichtes an den Staatsrat vom administrativen Standpunkt
aus; Aufsicht iiber Schulhiiuser, Schulmobiliar und -material, Be-
sichtigung der Schulregister und der Protokolle der Ortsschul-
kommissionen.

Die Inspektoren der kantonalen Schulkreise werden vom
Staatsrat auf eine vierjihrige Amtsdauer ernannt. Sie haben die
Schulen ihres Kreises jihrlich wenigstens zweimal zu besuchen
und ihren Befund iiber die Leistungen der Lehrerschaft abzugeben.

Die Inspektoratskreise sind folgendermaBen umschrieben:
I. Kreis: Stadt Freiburg: II. Kreis: Kreise Belfaux, Prex und
Cournillens, sowie die Pfarreien Ecuvillens und Corpataux;
ITI. Kreis: Sensebezirk und Kreis Gurmels; IV. Kreis: Kreise La
Roche, Vuippens, Le Mouret, Farvagny, ohne die Pfarreien Ecu-
villens und Corpataux; V. Kreis: Kreise Buile, Gruyére, Albeuve
und Charmey: VI. Kreis: Seebezirk, ohne die Kreize Cormondes
und Cournillens, und die offentlichen freien Schulen der refor-
mierten Kreise; VII. Kreis: Glane; VIII. Kreis: Broye; IX. Kreis:
Veveyse und Kreis Vaulruz.

Die 6ffentlichen freien Schulen sind nach einer besondern Ent-
scheidung des Staatsrates einem der Inspektionskreise zuzuzihlen.

Das Erziehungsdepartement ordnet gewohnlich einmal jihrlich
eine gemeinsame Konferenz der Oberamtminner und Inspektoren
an, um sich iiber ihr gemeinschaftliches Vorgehen zu verstindi-
gen und mit vereinter Tatigkeit fiir das Wohl der Schulen wirken
zu konnen (Reglement, Art. 116). — Fiir die Bewiltigung der In-
spektionsaufgabe sind neun Schulinspektoren bestimmt.

Der Arbeitssechulunterricht der Midchen ist einer
besondern Tnspektion unterstellt. Die Inspektoratskreise sind fol-
gende: I. Kreis: 3. und 6. Schulkreis; II. Kreis: Franziosische
Schulen der Stadt Freiburg, 4. und 5. Schulkreis; III. Kreis:

I’zvu_tsche Schulen der Stadt Freiburg, 2. und 8. Schulkreis: IV.
Kreis: 7. und 9. Schulkreis.

VDIP Inspektorinnen besuchen jede Primarschule und die Haus-
haltungschulen jihrlich mindestens zweimal. Sie vereinigen die .
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Lehrerinnen zu Konferenzen und erstatten iiber ihre Titigkeit
jahrlich Bericht an die Erziehungsdirektion.

b) Ortsbehorden. Die Gemeinderite haben gemiB Gesetz
und Reglementen folgende Befugnisse: 1. Krnennung derjenigen
Mitglieder der Ortsschulkommissionen, deren Wahl nicht einer
andern Behorde iibertragen ist; 2. Sorge fiir alle materiellen Be-
diirfnisse der Schule und des Lehrers gemifl Gesetz und Reglement;
3. Aufsicht iiber die Schulverwaltung; 4. das Recht, sich jederzeit
von Schulkommission oder Lehrer iiber die Schule in jeder Be-
ziehung Bericht erstatten zu lassen.

In jedem Schulkreis besteht eine Ortsschulkommission,
welche je nach der Volkszahl aus drei bis ell fiir eine Amts-
dauer von vier Jahren ernannten Mitgliedern besteht. Der Staats-
rat ernennt ohne Riicksicht auf die Bevolkerung ein Mitglied, das
zugleich mehreren Schulkommissionen angehéren kann. Die Kom-
mission ernennt ihren Prisidenten, ihren Vizeprisidenten und
ihren Sekretir selbst. — Die Gemeinderiite wiahlen zwer Mitglieder
in den Kreisen von 150 Seelen und darunter, vier in den Kreisen
von 151 bis 500 Seelen, sechs in den Kreisen von 501 bis 1000 Seelen,
acht in den Kreisen von 1001 bis 2500 Seelen, zehn in den Kreisen
von 2501 Seelen und dariiber. — In den aus mehreren Gemeinden
bestehenden Kreisen werden die Mitglieder soviel als moglich aus
jeder Gemeinde im Verhiltnis zu der Bevolkerung genommen.
Auf jeden Fall muB jede Gemeinde wenigstens einen Vertreter
haben.

Der Staatsrat kann bei Renitenz oder Nachlissigkeit alle oder
einzelne Mitglieder der Schulkommission abberufen. Die ab-
berufenen Mitglieder sind durch den Gemeinderat nicht wieder
wihlbar.

Die Schulkommission versammelt sich vom 1. November bis
30. April monatlich ordentlicherweise je einmal, aullerordentlicher-
weise, so oft es die Geschiafte erfordern, auBlerdem behufs Teil-
nahme an der vom Inspektor geleiteten Jahrespriifung. Die Mit-
glieder konnen fiir ihre Betitigung aus der Gemeindekasse eine
Entschiidigung erhalten; sie wird durch das Ortsreglement jedes
Schulkreises festgesetzt. :

Falls der Inspektor es fiir gut findet, kann er die Ortskommis-
sion unter seinem Vorsitz versammeln. Von zwei Sitzungen wird
wenigstens eine zu Schulbesuchen verwendet. In den Schulkreisen
mit mehreren Schulen trifft die Ortskommission die nétigen MaB-
regeln, damit jedes Mitglied jede Schule wenigstens viermal im
Jahre besucht. :

In den Gemeinden, weleche mehrere Schulen haben, kann das
Ortsreglement die Errichtung der Stelle eines Direktors vor-
sehen, welchem die unmittelbare Leitung der offentlichen Schulen
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des Ortes iibertragen wird. Seine Befugnisse werden durch das
Ortsreglement festgesetzt (Primarschulgesetz von 1884, Art. 71).

Die Ortsschulkommission bezeichnet fiir die Maddchen-
arbeitsschule eine oder mehrere Damen, welche insbesondere
den Handarbeitsunterricht iiberwachen. Diese Damen kénnen sich
zu einem Komitee vereinigen (Art. 121).7)

=

Was die sogenannten freien Schulen? anbetriiit, so hat
der Staat die Oberaufsicht iiber sie. Die Ortsschulbehorde und der
Schulinspektor iiberwachen insbesondere den Eintritt und die Ent-
lassung der Schiiler und vérgewissern sich iiber ihre Leistungen.
Die Schulbehorden diirfen sich iibrigens nicht direkt in die freien
Schulen einmischen. Jene konnen bei MiBbrduchen ihre Klagen
durch den Inspektor an den Staatsrat richten, welch letzterer auf
Grund einer Untersuchung entscheidet (Reglement, Art. 226).

Die freien Schulen konnen den Charakter von ,o6ffentlichen
freien Schulen* erlangen, sofern sie sich in den vom Staatsrat zu
genehmigenden Statuten verpflichten, sich in bezug auf Wahl und
Besoldung der Lehrer, Unterricht, Disziplin, Schulbesuch, Geneh-
migung der Schulrechnungen nach den Vorschriften der Schul-
gesetze und Reglemente zu richten. Die von den Beteiligten er-
nannte Schulkommission hat alle Befugnisse, welche das Gesetz

den Gemeinderidten und Ortsschulkommissionen erteilt (Reglement,
Art. 227).

¢) Lehrerkonferenzen. Art. 110 des Gesetzes iiber das
Primarschulwesen vom 17. Mai 1884 sieht als hauptsichlichste Mit-
tel zur Fortbildung der Primariehrer vor: a) Die Wiederholungs-
kurse; b) die Bezirkskonferenzen. '

Aus Art, 110.%) Die Lehrer sind verpflichtet, den Bezirkskonfe-
renzen beizuwohnen. — Aus Art. 199.1) Die im Gesetz vorgeschrie-
benen Kreiskonferenzen sind entweder allgemein oder partiell.
Die allgemeinen Kreiskonferenzen versammeln in der Regel alle
Lehrer des betreffenden Kreises. Sie sollen wenigstens einmal im
Jahre stattfinden. Die partiellen Konferenzen versammeln die
Lehrer, welche weniger als acht Kilometer vom Konferenzort ent-
fernt sind. Sie finden nachmittags statt. Die Lehrer besuchen die
Musterschulen und halten darin Probelektionen ab. — Aus Art.
200.7) Der Inspektor oder die Inspektorin bezeichnet den Ort, Zeit
und Programm dieser Konferenzen. Er 148t die Lehrer und Leh-

) Allgemeines Reglement.

%) Jeder Biirger kann unter Beobachtung der Vorschriften des Primar-
sg-hu]gesptzos durch selbstindiges Vorgehen auf eigene Kosten und Gefahr
eine frme‘ Schule errichten. Vergleiche Art. 2 des Primarschulgesetzes.

") Primarschulgesetz. y
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rerinnen einberufen. Er schligt ihnen zur miindlichen oder schrift-
lichen Behandlung Aufgaben vor. — Aus Art. 201.7) Ein von Am-
tes wegen von der Konferenz bezeichneter Lehrer ist verpflichiet,
die Stelle eines Sekretirs zu versehen.

Regionalschule.

MafBigebend sind die nachfolgenden Bestimmungen des allge-
- meinen Reglements fiir die Regionalschulen vom 7. Februar 1895:

Inspektion und Aufsicht. Art. 13. Die besondern Be-
horden, die iiber den guten Gang der Regionalschule zu wachen
haben, sind: a) ein vom Staatsrate erwahlter Inspektor; b) eine
mit der Aufsicht der Schule betraute Kommission.

Art. 14. Die Inspektion der Regionalschule kann entweder dem
Primarschulinspektor des Kreises, in welchem die Schule ihren
Sitz hat, oder einem besondern Inspektor itibergeben werden. —
Art. 15. Der Inspektor besucht in der Regel die Schule jahriich
zweimal. Er kiindigt diese beiden Besuche den Gemeindebehorden
und dem Prasidenten der Regionalschulkommission an. — Er
wacht dariuber, daB} die Absenzen nach den im allgemeinen Regle-
mente fiir die Primarschulen (Art. 39 bis 50) vorgesehenen Vor-
schriften geahndet werden. — Er unterbreitet jedes Jahr der Er-
ziehungsdirektion einen Bericht iiber den Gang der Regional-
schulen.

Art. 16. Die Aufsichtskommission der Regionalschule besteht
im allgemeinen aus fiinf Mitgliedern. Diese werden auf vier Jahre
gewihlt: namlich zwei von der Erziehungsdirektion und drei von
einer Versammlung, die aus je zwei Abgeordneten jeder Gemeinde
gebildet wird. — Je nach den Verhiltnissen kann die Zahl der
Mitglieder auf sieben erweitert und von der Erziehungsdirektion
ergianzt werden. — Die Kommission wihlt aus threr Mitte iliren
Priasidenten und ihren Sekretir. — Art. 18. Die Kommission be-
stimmt im Einverstiandnis mit dem Inspektor die Dauer der tig-
lichen Unterrichtsstunden und die Zeit der Schulferien. — Die
Ferien konnen auf vier aufeinanderfolgende Monate sich er-
strecken, wenn die Bediirfnisse der Gegend es erfordern. — Art. 19.
Die Kommission iibt eine genaue Aufsicht iiber die Art und Weise,
wie der Lehrer seinen Unterricht erteilt. Sie besucht die Kurse,
notigenfalls durch Abordnung einzelner Mitglieder, wenigstens je
_alle zwei Monate. — Jedes Mitglied kann zu jeder Zeit dem Unter-
richt beiwohnen. .

Sekundarschule.

Die ortliche Aufsicht iiber die Sekundarschulen wird von einem
Schulrat von drei Mitgliedern ausgeiibt, bestehend aus dem Ober-

1) Allgemeines Reglement.
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amtmann, einem von der Erziehungsdirektion ernannten und
einem vom Gemeinderate derjenigen Gemeinde, wo die Schule
ihren Sitz hat, oder in dessen Ermanglung von den vereinigten
Abgeordneten der Gemeinden des Bezirkes gewiihiten Mitglied.
Wenn jedoch eine Gemeinde als Sekundarschulort den grofiten
Teil der Unterhaltungskosten derselben bestreitet, so kann infolige
eines besonderen Beschlusses des Staatsrates die Aufsicht iiber
die Schule einer ortlichen, vom Gemeinderate dieser Gemeinde
erwiihlten Kommission anvertraut werden, unbeschadet der den
Oberbehorden zustehenden Befugnisse (Art. 115 Sekundarschul-
gesetz).
Haushaltungssechulen.

Die Bestimmungen iiber die direkte Sehulaufsicht sind nieder-
gelegt in dem durch Staatsratsbeschlufl vom 2. Juli 1927 revidier-
ten Reglement iiber die Haushaltungsschulen vom 10. Juni 1905:

Art. 35. Die mit der Beaufsichtigung der Haushaltungsschule
beauftragten Behorden sind: a) die Bezirksinspektorin; b) das
Schulkomitee.

Art. 36. Die Inspektorin besucht die Sehule jihrlich mindestens
zweimal. Sie sorgt fiir Ahndung der Absenzen, Kontrolle der
Buchhaltung, erteilt die erforderliche methodische Anleiiung und
reicht alljihrlich der Erziehungsdirektion die Jahresrechnung und
das Budget mit einem Bericht iiber den Gang der Schule ein.

Art. 37. Das Komitee besteht in der Regel aus fiinf Mitglie-
dern, die durch eine Versammlung von je zwei Delegierten pro
Gemeinde gewiihlt werden. Je nach den Umstiinden kann die Zahl
der Mitglieder auf sieben erhoht und durch die Erziehungsdirek-
tion erginzt werden. — Das Komitee bezeichnet aus seiner Mitte
den Prisidenten und Schriftfithrer. Es arbeitet das besondere
Reglement der Schule aus, beaufsichtigt den Gang der Schule,
besucht die Kurse, wenn notig durch eine Abordnung, mindestens
:1]le zwel Monate. Die einzelnen Mitglieder konnen jederzeit dem
_I=nter1'ic-.hte beiwohnen. — Siémtliche Komiteemitglieder woknen,
insofern es moglich ist, der von der Inspektorin geleiteten Jah-
resschluBpriifung bei.

Kanton Solothurn.
Gesamtes Schulwesen.

: Die oberste leitende und entscheidende Behorde in Schulsacken
st der Regierungsrat. Unter ihm steht das Erzi ehungs-
departement. Thm und dem Erziehungsrat steht die
Oberaufsicht iiber das gesamte Unterrichtswesen zu.
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Die Kompetenzen dieser Behiorde sind umschrieben in der kan-
tonsritlichen Verordnung betreffend die Organisation des Erzie-
hungsrates vom 27. September 1888:

Art. 1. Der Erziehungsrat des Kantons Solothurn besteht aus
fiilnf Mitgliedern. Der Vorsteher des Erziehungsdepartements ist
von Amtes wegen Mitglied und Prisident desselben; die tibrigen
Mitglieder werden vom Kantonsrat auf die Dauer von vier Jah-
ren gewahltf.

Art. 2. Dem Erziehungsrate werden inshesondere zur Vor-
beratung und Begutachtung uberwiesen: 1. Alle auf das Schul-
wesen beziiglichen Gesetze, Verordnungen und Reglemente; 2. die
Errichtung neuer und die Aufhebung bestehender Schulen und
Schulklassen; 3. die Kinrichtung und die Lehrpline der einzelnen
gesetzlichen Schulanstalten; 4. die Lehrmittel fir die Bezirks-
schulen und die Kantonsschule; 5. die Besoldung der Professoren
der Kantonsschule; 6. die AusschlieBung von Primarlehrern aus
dem Lehrerstande, die Entlassung beziehungsweise Abberufung
von Bezirkslehrern und Professoren der Kantonsschule. — Art. 3.
Der Erziehungsrat hat das Vorschlagsrecht fiir folgende Wahlen:
1. Der Professoren der Kantonsschule; 2. der Schulinspektoren und
der Mitglieder der Bezirksschulkommissionen, sowie der Inspek-
torinnen der Arbeitsschulen; 3. der Mitglieder der Bezirksschul-
pflegen, sowie der Inspektoren der Bezirksschulen; 4. der Mitglie-
der der Maturititspriifungskommission; 5. der Priifungskommis-
sionen fiir Primar- und Bezirksiehrer.

Art. 4. Der Erziehungsrat unterstiitzt das Erziehungsdeparie-
ment in der Beaufsichtigung des gesamten Unterrichtswesens vnd
behandelt auBerdem alle diejenigen, den Unterricht betreffenden
Geschiifte, die ihm der Regierungsrat zuweist. — Art. 5. Die Mit-
glieder des Erziehungsrates haben von Amtes wegen Sitz und
Stimme in den Konferenzen der Bezirksschulinspektoren und in
den Sitzungen der Schulsynode. — Art. 6. Der Erziehungsrat kann
bei seinen Beratungen einzelne Lehrer oder Sachverstindige Lei-
ziehen.

Art. 7. Der Erziehungsrat versammelt sich auf Einladung des
Prisidenten so oft, als es die Geschiafte erfordern, oder wenn ein
Mitglied desselben es verlangt. Das Aktuariat kann einem Beam-
ten oder Angestellten des Erziehungsdepartementes oder der
. Staatskanzlel tibertragen werden.

Primarschule.

Schulgemeinden, Schulkreise, Schulbezirke.
Gemeinden und Ortschaften, die keine eigene Schule haben, miissen
ihre Kinder in eine benachbarte Schule schicken. Der Regierungs-
rat wird diese Schule bestimmen, und wo nicht bereits Ubungen

6
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oder Vertrige vorhanden sind, die Entschidigung festsetzen,
welche diejenige Gemeinde, die keine Schule hat, an die andere,
wohin die Kinder geschickt werden, leisten soll.?)

Ohne Bewilligung des Regierungsrates darf weder eine neue
Schule errichtet, noch eine bereits bestehende aufgehoben werden
(Sehulgesetz §§ 14 und 15).

Schulkommissionen und Inspektorate. Jeder
Schulbezirk, der identisch mit dem Wahlkreis (zehn Wahlkreise)
ist, hat eine vom Regierungsrat auf vier Jahre gewahlte Be-
zirksschulkommission, die aus wenigstens fiinf Mitglie-
dern besteht. Derselben gehoren die Inspektoren des Bezirkes und
zwei oder drei (in der Praxis derzeit bis zwanzig) andere vom Re-
gierungsrat bezeichnete Mitglieder (worunter ein Lehrer) an. Sie
fiberwacht das gesamte Primarschulwesen des Bezirks und ord-
net alljiihrlich mit den Lehrern und Schulfreunden des Bezirks
einen Schulverein an, in dem der Zustand der Schulen und die
Verbesserungsvorschlige beraten werden* (Vollziehungsveroerd-
nung des Regierungsrates des Kantons Solothurn zum Primar-
schulgesetz, vom 26. Mai 1877).

Die Gemeindeschulkommissionen bestehen aus drei
bis neun Mitgliedern, die von der Gemeinde gewihlt werden. Sie
haben die unmittelbare Aufsicht iiber die Schulen. Die Lehrer des
Ortes konnen nicht Mitglieder derselben sein, wohl aber von ihnen
zu den Beratungen beigezogen werden. Die Kommission versam-
melt sich withrend des Winters jeden Monat einmal, wihrend des
Sommers je zur Feststellung der Ferien und wenn es die Erledi-
gung eines Geschiiftes erfordert. Sie bezeichnet diejenigen Mit-
glieder, welche die Primar- und Fortbildungsschule wahrend jedes
Monats zu besuchen und darauf zu achten haben, daB der Lehrer
an den bestimmten Tagen und Stunden Schule halte und die Ver-
saumnisse der Kinder dem Friedensrichter verzeige.

Fiir jeden Bezirk wiihlt der Regierungsrat auf eine Amtsdauer
von vier Jahren einen oder mehrere Schulinspektoren.
Zurzeit zihlt der Kanton rund 80 Primarschulinspektorate, Ihre
Gesamtzahl unterliegt Anderungen je nach Bediirfnis.

Die letzte Regelung in bezug auf die Inspektorate erfolgte am
1. August 1933 in Anwendung von Ziffer IV des Gesetzes betreffend
Sparmafinahmen des Staates vom 12. Februar 1933 durch Proviso-
rische Abiinderung einzelner Artikel des Regulativs iiber die Riick-
vergiitungen der Auslagen der Primarschulinspektoren ete. vom
17. Dezember 1919. Der hier in Frage kommende Art, 1 lautet nun-
mehr wie folgt: Jede Primarschule ist durech den zustindigen

1) GemiB d

€ _ er Vollziehungsverordnung zum Gemeindegesetz vom 15. Juli
1881 hat die po :

litische oder Einwohnergemeinde das Schulwesen zZu besorgen
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Schulinspektor jihrlich wenigstens einmal zu besuchen, am
Schlusse des Schuljahres ist die ordentliche Fihigkeitspriifung
abzunehmen. AuBerdem findet eine Priifung an der allgemeinen
Fortbildungsschule statt.

Die ,Verordnung betreffend die Anstellung eines Kantonal-
schulinspektors vom 29. Oktober 1918‘ schuf das kantonale
Schulinspektorat in Bestitigung und uniaherer Umschrei-
bung der bereits im Regierungsratsbeschlu vom 15. April 1515
niedergelegten Obliegenheiten: ~

§ 1. Zum Zwecke der staatlichen Beaufsichtigung der Primar-
und Fortbildungsschule und ihrer Lehrer ernennt der Regierungs-
rat aufler den Ortsinspektoren einen Kantonalschulinspektor. Die
Amtsdauer betrigt sechs Jahre. — § 2, Der Kantonalschulinspek-
tor ist dem Erziehungsdepartement unterstellt. Er beaufsichtigt
das ganze Primar- und Fortbildungsschulwesen und besucht zu
diesem Zwecke die Schulen des Kantons nach freier Wahl oder
nach den Weisungen des Erziehungsdepartementes. — § 3. Bei
seinen Schulbesuchen wacht der kantonale Inspektor dariiber, daB
Gemeinden, Schulbehorden und Lehrer ihren gesetzlichen und ver-
ordnungsgemiifien Verpflichtungen gegeniiber der Schule in jeder
Beziehung nachkommen. Er erteilt ithnen Weisungen, gibt An-
regungen und macht auf Mingel aufmerksam: iiber ungesetzliche
und unhaltbare Zustidnde und iiber Verhiltnisse, die auf grobe Un-
korrektheiten hindeuten, erstattet er sofort Bericht an das Er-
ziehungsdepartement. — § 4. Der Kantonalschulinspektor ist be-
fugt, den Sitzungen der Bezirksschulkommissionen, der Schul-
vereine und der Lehrervereine beizuwchnen und an ihren Bera-
tungen teilzunehmen. — § 5. Der Kantonalschulinspektor vollzieht
die Weisungen und Auftrige des Erziehungsdepartementes. Ins-
besondere fiihrt er die Untersuchungen bei schweren Disziplinar-
vergehen der Schiiler, bei Klagen und Beschwerden von seiten der
Eltern, Lehrer und Schulbehorden. Er begutachtet alle vom Er-
ziehungsdepartement ihm iibertragenen pidagogischen und schul-
organisatorischen Fragen. Die Pline fiir Um- oder Neubauten
von Schulhiusern hat er in Verbindung mit dem Kantonsbau-
meister zu priifen und zu begutachten. Thm fillt auch die Aufgabe
zu, den jahrlichen Bericht iiber den Stand der Schulen an das Er-
ziehungsdepartement und den Regierungsrat auszuarbeiten. — § 6.
Dem Inspektor liegt nicht nur ob, das Erziehungsdepartement auf
Ubelstinde im Schulwesen aufmerksam zu machen, sondern ikm
auch Anregungen und Vorschliige, die der Erziehung und dem Un-
terricht foérderlich sind, zur Priifung zu unterbreiten. — § 7. Der
Kantonalschulinspektor ist von Amtes wegen Mitglied der kan-
tonalen Lehrmittelkommission; er hat nur beratende Stimme. —
3§ 8. Der Regierungrat kann dem Kantonalschulinspektor an der
Lehrerbildungsanstalt der Kantonsschule eine beschriinkte Zahl
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von Unterrichtsstunden iibertragen. Uberdies kann er vom Regie-
rungsrat als zentrales Aufsichtsorgan gegeniiber den Bezirks-
schulen bezeichnet werden.

Allgemeine Fortbildungsschulen,

Das ,,Gesetz betreffend die Kantonsschule, die landwirtschaft-
liche Winterschule und die Fortbildungsschulen vom 29. August
1909 ordnet die Aufsicht wie folgt:

§ 75. Die oberste leitende und entscheidende Behorde ist der
Regierungsrat. Durch diese Bestimmung werden die Befugnisse,
welche Verfassung und Gesetz dem Kantonsrate einrdumen. nicht
berithrt. — § 98. Die Oberaufsicht iiber: die allgemeine Fortbil-
dungsschule fiihren Regierungsrat, Erziehungsrat, Bezirks- und
Ortsschulkommission. Die Aufsicht iiber die allgemeine Fortbil-
dungsschule iiben diejenigen Personen aus, welchen die Primar-
schulinspektion iibertragen 1st. Die Aufsicht iiber die Primar-
und Fortbildungsschule wird durch Verordnung des Kantonsrates
geregelt.?)

Bezirksschulen.

Errichtung. § 2.2) Soweit nicht besondere Mittel in hin-
reichender Weise vorhanden sind, werden die Bezirksschulen unter
Mitwirkung der Gemeinden mittelst SchluBnahme des Kantons-
rates durch den Staat errichtet. Eine bestehende Bezirksschule
darf ohne Einwilligung des Regierungsrates nicht eingehen. Der
Regierungsrat bestimmt den Schulort und bezeichnet diejenigen
Gemeinden, welche an eine Bezirksschule Beitrige leisten sollen.

Aufsicht, Behorden. § 19.2) Die nichste Aufsicht iiber
die Bezirksschule wird einer Bezirksschulpflege von sie-
ben bis neun Mitgliedern iibertragen.?®) Dieselbe wird vom Regie-
rungsrat auf die Amtsdauer von drei Jahren gewihlt, wobei die
Leistungen der beteiligten Gemeinden und die Vertretung der Ge-
meindeschulkommission zu beriicksichtigen sind.

§ 21.2) Die spezielle Aufsicht iiber die Handhabung des Lehr-
planes und iiber den Fortgang der Schule wird von einem durch
den Regierungsrat zu ernennenden Inspektorat ausgeiibt. Das-
selbe veranstaltet in Verbindung mit der Bezirksschulpflege die
Priifungen und erstattet dem Regierungsrate Bericht. Die In-
spektoren der Bezirksschule haben wihrend eines Schuljahres
Jeder Schule drei Besuche (Aufnahmepriifung inbegriffen) abzu-
statten und die schriftliche und miindliche Priifung abzunehmen

1) Abschnitt Primarschule: Kantonales Schulinspektorat.
®) Gesetz iiber die Bezirksschulen des Kantons Solothurn vom 18. April 1875.
%) Tatsichlich 10—20 Mitglieder.
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(Art. 13, Regulativ iiber die Riickvergiitung der Auslagen der
Primarschulinspektoren etec.).

§ 22.1) Die oberste leitende und entscheidende Behorde fiir die
Bezirksschulen ist der Regierungsrat. Er iiberwacht dureh das
Erziehungsdepartement die Verrichtungen der Inspektoren. Be-
zirksschulpflegen und Lehrer.

Besondere Bestimmungen betreffend die Aufsicht iiber die
Mcidchenarbeitsschulen und den Twurnunterricht.

a) Mddehenarbeitssehulen. Die nichste Aufsicht iiber
die Arbeitsschulen fir Midchen, sowie die Anschaffung des
notwendigen Arbeitsmaterials liegt den Frauenkommissionen ob,
weleche von den Ortsschulkommissionen gewiithlt werden. Zur
Beaufsichtigung der Arbeitsschulen sind iiberdies die Gemeinde-
schulkommission und der Inspektor berufen (Vollziehungsverord-
nung zum Primarschulgesetz, § 49).

Fiir die spezielle Beaufsichtigung der Arbeitsschulen werden
Jjeweilen mit den Primarschulinspektoren auf die Amtsdauer von
zwel Jahren fiir jeden Bezirk eine oder zwei Arbeitssechul-
inspektorinnen gewihlt, die die ihrer Inspektion unter-
stellten Schulen wihrend des Schuljahres einmal zu besuchen und
die SchluBpriifung abzunehmen haben. Sie haben den Fortgang
der Schulen zu beobachten und die Lehrerinnen auf allfillige
Fehler und Mingel aufmerksam zu machen. Notigenfalls haben
sie an das Erziehungsdepartement zu berichten. Sie haben Ein-
zel- und Bezirkspriifungsberichte anzufertigen (Art. 6 und 7 des
Regulativs iiber die Riickvergiitungen ete. vom 17. Dezember 1919).

Die staatliche Beaufsichtigung der Midchenarbeitsschulen er-
folgt dureh die kantonale Arbeitsschulinspektorir.
Uber ihre Anstellung und Obliegenheiten handelt die kantons-
riitliche Verordnung vom 28. November 1919 mit den nachfolgen-
den wichtigsten Bestimmungen:

§ 1. Zum Zwecke der staatlichen Beaufsichtigung der Arbeits-
schulen und ihrer Lehrerinnen ernennt der Regierungsrat aufBer
den Orts-Inspektorinnen eine kantonale Arbeitsschulinspektorin.
Die Amtsdauer betrigt sechs Jahre. — § 2. Die kantonale Arbeits-
schulinspektorin ist dem FErziehungsdepartement unterstellt. Sie
beaufsichtigt das gesamte Arbeitsschulwesen und besucht zu
diesem Zwecke die Schulen des Kantons nach freier Wahl oder
nach den Weisungen des Krziehungsdepartementes.

§ 3. Bei ihren Schulbesuchen wacht die kantonale Inspektorin
dariiber, daB Gemeinden, Schulbehérden und Lehrerinnen ihren

1) Gesetz iiber die Bezirksschulen des Kantons Solothurn vom 18. April 1875.



86 Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen.

gesetzlichen und verordnungsgemifBen Verpflichtungen gegeniiber
der Schule in jeder Beziehung nachkommen. Sie erteilt ihnen
Weisungen, gibt Anregungen und macht auf Mingel aufmerksam;
itber ungesetzliche und unhaltbare Zustinde und iiber Verhilt-
nisse, die auf grobe Unkorrektheiten hindeuten, erstattet sie sofort
Bericht an das Erziehungsdepartement.

§ 4. Die kantonale Arbeitsschulinspektorin ist befugt, den
Sitzungen der Arbeitsschulvereine und der Arbeitslehrerinnen-
vereine beizunwohnen und an ihren Beratungen teilzunehmen; zu
den Sitzungen der Bezirksschulkommissionen wird sie bel der Be-
handlung' der Arbeitsschulberichte beigezogen.

§ 6. Der Inspektorin liegt nicht nur ob, das Erziehungsdepar-
tement auf Ubelstinde im Schulwesen aufmerksam zu machen,
sondern ihm auch Anregungen und Vorschlige, die der Erziehung
und dem Unterricht forderlich sind, zur Prifung zu unterbreiten.
— § 7. Die kantonale Arbeitsschulinspektorin hat die Erteilung
des Fachunterrichtes an den Bildungskursen fiir Arbeitslehrerin-
nen und an den Wiederholungs- und Fortbildungskursen, wie sie
in § 17 der Verordiiung vora 5. Oktober 1909 zum Gesetz betreffend
die Kantonsschule, die landwirtschaftliche Winterschule und die
Fortbildungsschulen vom 29. August 1909 vorgesehen sind, zu iiber-
nehmen. — § 8. Sofern an der Lehrerbildungsanstalt der Kantons-
schule besondere Stunden fiir den Handarbeitsunterricht der Mé&d-
chen eingefiithrt werden sollten, kann der Regierungsrat die In-
spektorin auch hier zur Erteilung von Unterricht heranziehen. —
§ 9. Die Arbeitsschulinspektorin kann iiberdies vom Regierungs-
rat als zentrales Awufsichtsorgan gegeniiber den Haushaltungs-
schulen bezeichnet und mit der Ausarbeitung des jahrlichen Be-
richtes iiber den Stand dieser Schulen an das Erziehungsdeparte-
ment beauftragt werden.

b) Turninspektoren. Durch Abinderung des Regula-
tivs iiber die Riickvergiitung der Auslagen der Schulinspektoren
am 17. Dezember 1932 wurden die Bestimmungen betreffend das
Turninspektorat einer Revision unterzogen. Art. 10 und 11
lauten in der neuen Fassung wie folgt:

Art. 10. Die Aufgabe der Turninspektoren erstreckt sich auf:
a) Die Beaufsichtigung des Turnunterrichtes und die Beratung der
Lehrerschaft in der Erteilung eines passenden Unterrichtes, wo-
bei jede Schule in der Regel jahrlich zweimal zu besuchen ist; zur
Beurteilung des Turnunterrichtes sollen keine Priifungen veran-
staltet werden; b) die Uberwachung und Innehaltung der gesetz-
lich vorgeschriebenen Turnstunden widhrend des ganzen Jahres
durch Kontrolle der Stundenpline und der unter lit. a festgelegten
Besuche; ¢) die Uberwachung der Schaffung richtiger Turn- und
Spielplétze (Turnhallen usw.), der richtigen Instandhaltung dieser
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Anlagen, wobel als Grundlagen die Vorschriften des Bundesrates
(Normalien) gelten; d) die Herstellung des notwendigen Kontaktes
mit den Schulbehtrden des Bezirks und der Gemeinden, sowie der
Gemeindebehorden zur Erwirkung der Innehaltung der notwendi-
gen Vorschriften; e) die Zustellung, Entgegennahme und das Aus-
filllen der Berichte einer jeden Schule und Zustellung derseihen
spatestens den 15. Mai an das Erziehungsdepartement.

Art. 11. Die Turninspektoren treten in der Regel jihrlich ein-
mal zur kantonalen Turninspektorenkonferenz zusammen. Dieser
liegt ob: a) Die Entgegennahme des Gesamtherichtes iiber die
korperliche Erziehung an den Schulen des Kantons im voraus-
gegangenen Schuljahr; b) die Beratung iiber die Forderung der
korperlichen Erziehung im Kanton Solothurn; e¢) die Behandlung
weiterer ihr vom Erziehungsdepartement zugewiesener KFragen.

Der Prisident der Turninspektorenkonferenz wird vom KEr-
ziehungsdepartement ernannt. Er ist der fachtechnische Berater
des Erziehungsdepartementes in allen die korperliche Erziehung
betreffenden Fragen. Er verfolgt die, Vorginge auf dem Gehiete
der korperlichen Erziehung der Schuljugend und orientiert das
Departement iiber besonders aktuelle Fragen. Er ist der Berater
der Turninspektoren bel der Beschaffung und Verbesserung wvon
Hallen, Turn- und Spielplitzen, Badeanlagen usw., und vertritt
das Departement in solchen Fragen bei den Gemeinden. Er fiihrt
die Oberleitung iiber die Fortbildung der Lehrerschaft auf dem
Gebiete der korperlichen Erziehung. Er erstellt den jihrlichen
Gesamtbericht iiber den Stand des Schulturnens und weitere not-
wendig werdende Berichte. Als Protokollfithrer der Turninspekto-
renkonferenz amtet ein Sekretir des Erziehungsdepartementes.

Lehrervereinigungen.

a) Schulsynode. § 67.') Der Vorstand des Erziehungs-
departementes (Erziehungsdirektor) mit Zuzug des Erziehungs-
rates ?) und zwanzig weiterer Mitglieder, welche auf zwei Jahre
gewihlt werden, bilden eimne Schulsynode. Die Lehrerschaft,
sowle der Regierungsrat wihlen aus jedem Wahlkreis je ein
Mitglied.

3 68.1) Die Schulsynode hat namentlich folgende Belugnisse:
a) Abgabe piadagogischer Gutachten; b) Wahl einer Lehrmiitel-
kommission; ¢) Priifung der von dieser vorgeschlagenen oder aus-
gearbeiteten Lehrmittel und definitiver Entscheid iiber deren An-
nahme. Die Synode soll wenigstens einmal im Jahr durch den
Regierungsrat einberufen werden.

1) Primarschulgesetz.

) Kantonsritliche Verordnung betr effend dle Organisation des Erziehungs-
rates vom 27. September 1888.
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b) Lehrerverein [fiir Primarlehrer] (§ 538 des Gesetzes).

§ 78.1) Die Lehrer eines Bezirkes sollen sich zun einem oder
mehreren Vereinen vereinigen, deren Zweck in wissenschaftlicher
und pidagogischer Fortbildung besteht. — § 79.') Die Lehrerver-
eine erlassen die zu ihrer Organisation notigen Verfiigungen und
Statuten von sich aus. — § 80.%) Die Lehrervereine haben dem Er-
ziehungsdepartement von jeder Wahl des Priisidenten Kenntnis
zu geben. — § 81.7) Am Schlusse eines jeden Schuljahres hat jeder
Lehrerverein dem Erziehungsdepartement einen Bericht iiber seine
Titigkeit und speziell iiber die von den einzelnen Lehrern geliefer-
ten Arbeiten einzureichen. — § 82.)) Der Kantonaliehrer-
verein?) hat jeweilen von der Bestellung des Vorstandes dem Er-
ziehungsdepartement Kenntnis zu geben.

¢) Auch fiir die Bezirkslehrer besteht ein kantonaler
Verein.

Kanton Baselstadt.
Gesamtes Schulwesen.?)

Grundlage ist das Schulgesetz des Kantons Baselstadt vom
4, April 1929 mit den nachfolgenden wichtigsten Bestimmungen:

Schulbehorden, Schulaufsicht.

§ 78. Die Ausfithrung der Schulgesetze und die Oberaufsicht
itber alle offentlichen und privaten Schulen liegen dem Erzie-
hungsdepartement ob.?

Aus § 79. Zur Mitwirkung beim Entscheid uber alie auf die
Organisation des Erziehungs- und Untlerrichtswesens beziiglichen
Fragen wird dem Erziehungsdepartemeni ein aus neun Mitglie-
dern bestehender Erziehungsrat beigegeben. Priisident ist
von Amtes wegen der Departementsvorsteher. Die iibrigen acht
Mitglieder wiahlt der GroBe Rat jeweilen zu Beginn der Amts-
periode auf drei Jahre. Der Erziebungsrat erliBt die zur Aus-
fithrung der Schulgesetze erforderlichen Ordnungen und Regle-

1) Vollziehungsverordnung.
%) Der Kantonallehrerverein entspricht der Schulsynode anderer Kantone.

) Die Schulgesetzgebung des Kantons Baselstadt 1i8t die fiir die andern
Kantone vorgenommene Trennung in Volksschulwesen und hdheres Schul-
wesen nicht zu. Daher muliten auch die im Gesetz niedergelegten Bestim-
mungen iiber die Aufsicht und Leitung der hioheren Mittelschulen hier mit
aufgenommen werden. Die beruflichen Bildungsanstalten und die Univer-
sitit werden im nichsten Band behandelt.

*) Dem Erziehungsdepartement ist das notige Verwaltungspersonal bei-

gegeben. Es besteht also eine Kanzlei des Erziehungsdepartementes, die alle
Verwaltungsarbeiten besorgt.
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mente und stellt die Lehrziele auf. Die erlassenen Ordnungen und
Reglemente (mit Ausnahme der Schulordnungen) unterliegen der
Genehmigung des Regierungsrates. Er trifft die ihm durch Gesetz
zugewiesenen Wahlen (§ 92) und macht die gesetzlichen Wahlvor-
schlige zuhanden des Regierungsrates (S 93 und § 140). Er bestimmt
auf den Antrag der zustindigen Inspektionen die Besoldungen
und innerhalb der zur Verfiigung stehenden Kredite auf den An-
trag der unteren Behorden die obligatorischen Lehrmittel. Er iibt
iitberhaupt alle ihm gesetzlich zugewiesenen Befugnisse aus.

§ 80. Zur Beaufsichtigung und allgemeinen Leitung der ein-
zelnen Schulanstalten bestehen folgende, dem FErziehungsrate
untergeordnete Inspektionen: 1. Inspektion der Kinder-
girten; 2. Inspektion der Knaben-Primar- und Sekundarschule;
3. Inspektion der Midchen-Primar- und Sekundarschule; 4. In-
spektion der Knaben-Realschule; 5. Inspektion der Miadchen-Real-
schule; 6. Inspektion des humanistischen Gymnasiums; 7. Inspek-
tion des Realgymnasiums; 8. Inspektion des mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Gymnasiums; 9. Inspektion des Midchengym-
nasiums; 10. Inspektion der Handelsschule; 11. Inspektion der
Schulen von Riehen und Bettingen. Die Inspektionen fithren aufer-
dem die Aufsicht tiber die Privatschulen, die ihnen vom Erzie-
hungsrat unterstellt werden.

§ 81. Das Erziehungsdepartement hat das Recht, zur Behand-
lung oder zum Entscheid bestimmter Fragen alle Inspektionen
oder einzelne Gruppen von Inspektionen zu gemeinsamen Sitzun-
gen unter dem Vorsitz des Vorstehers des Erziehungsdepartements
oder eines von diesem bezeichneten Vorsitzenden einzuberufen.

§ 82. Die Inspektionen der Primar- und Sekundarschulen und
der Realschulen in der Stadt bestehen aus je vierzehn Mitgliedern
und einem Prisidenten. Die Inspektionen der tibrigen Schul-
anstalten, inbegriffen die der Schulen von Riehen und Bettingen,
bestehen aus je sechs Mitgliedern und einem FPrisidenten.

9 83. Fiir die Zusammensetzung der in § 82 erwihnten Inspek-
tionen gelten folgende Vorschriften: Wiihlbar sind die im Kanton
wohnhaften minnlichen und weiblichen Schweizerbiirger, weiche
das 20. Altersjahr zuriickgelegt haben und das Aktivbiirgerrecht
besitzen, insofern sie entweder Kantonsbiirger, oder als Biirger
eines andern Kantons seit drei Monaten im Kanton niedergelassen
sind. In die fiinfzehngliedrigen Inspektionen der M:idchenschulen
sind mindestens fiinf, in die der Knabenschulen mindestens drei
weibliche Mitglieder zu wihlen. In die siebengliedrigen Inspektio-
nen der Knabenschulen ist mindestens je ein weibliches Mitglied,
in die der Midchen- und der gemischten Schulen (Kindergiirten,
Schulen von Riehen und Bettingen, Handelsschule) sind minde-
stens zwei weibliche Mitglieder zu wiihlen. Die Zahl der miinn-
lichen Mitglieder darf in keiner Inspektion unter zwei betragen.
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§ 84. Die Mitglieder und Prisidenten aller Inspektionen wer-
den unter angemessener Beriicksichtigung der verschiedenen poli-
tischen Parteien vom Regierungsrat jeweilen zu Beginn seiner
Amtsperiode auf die Dauer von drei Jahren gewiihlt. Die Mehr-
heit der Mitglieder jeder Inspektion mufl aus Viitern, respektive
Miittern von Kindern bestehen, die die Anstalt, deren Inspektion
zu wihlen ist, als Schiiler besuchen oder besucht haben.

Aus § 85. Der Schulvorsteher ist von Amtes wegen Mitglied
der Imspektion der ihm unterstellten Schulanstalt. Die Lehrer-
konferenzen der einzelnen Schulen wihlen fiir eine Amtsdaver
von drei Jahren in geheimer Abstimmung aus ihrer Mitte je einen
stiindigen Vertreter in die Inspektion, sowie je einen Ersatzmann.
Der Schulvorsteher und der Vertreter der Lehrerschaft haben in
den Sitzungen der Imspektion nur beratende Stimme.

Aus § 8. Die Inspektionen sind die verantwortlichen Behor-
den fiir die ihnen unterstellten Schulen. Sie behandeln die Ein-
gaben der Lehrerkonferenzen und erstatten ihnen vom Ergebnis
ihrer Verhandlungen schriftlich Bericht. Die Mitglieder der In-
spektionen sind zu den Lehrerkonferenzen einzuladen und haben
an ihnen beratende Stimme. Die Inspektionen stellen dem Erzie-
hungsrat Antrag iiber die provisorische und definitive Anstellung,
Entlastung, Pensionierung und Entlassung von Lehrern und leh-
rerinnen; sie wiahlen die Vikare mit festem Jahrespensum urter
Mitteilung an den Erziehungsrat.®) Sie stellen an den Erziehungs-
rat Antrige iiber Verinderungen im Unterrichisbetrieb; ihre Mit-
glieder iiberzeugen sich dureh Schulbesuche von der Einhaltung
der Unterrichtspline und der Schulordnung. Die Inspektionen
beaufsichtigen die Organisation der Klassen und die Zuteilung
der Lehrer und Schiiler fiir die einzelnen Schulstufen, Scehulabtei-
lungen und Schulhduser. Sie genehmigen das Pensum der Klassen
und Lehrer im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften. Sie sorgen
fiir die Aufstellung des Budgets, der Jahresrechnung und des Jah-
resberichtes ihrer Schule. Die Inspektionen konnen die ihnen iiber-
tragene Schulaufsicht unter die Mitglieder nach lokalen oder sach-
lichen Gesichtspunkten verteilen. Die Inspektion der Kindergiir-
ten kann auflerdem zur Mitwirkung bei der Leitung fiir die einzel-
nen Kindergirten Frauenkommissionen von drei bis fiinf Mitglie-
dern ernennen, deren Obliegenheiten der Erziehungsrat auf An-
trag der Inspektion durch eine Ordnung festsetzt. Der Regierungs-
rat wird auf den Antrag des Erziehungsrates iiber die Tiitigkeit der
Inspektionen eine Ordnung erlassen. 2)

1) Vergleiche §8 92 und 94 des Schulgesetzes.

*) Diese Gesetzesbestimmung ist erfiillt durch ErlaB der ..Ordnung fiir
die Tatigkeit der Schulinspektionen® vom 27. Juni 1930. Diese enthilt vor

allem Bestimmungen iiber dic Art und Weise, wie die Inspektionen sich ver-

sammeln und iiber die Organisation der der Inspektion vorgeschriebenen
Schulbesuche. .
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$ 88. Fiir die unmittelbare Leitung der einzelnen Schulen sind
folgende Schulvorsteher vorgesehen: Kindergirten, ein Vor-
steher; Knaben-Primar- und Sekundarschule, Mddchen-Primar- und
Sekundarschule, Knaben-Realschule, Midchen-Realschule, Humani-
stisches Gymnasium. Realgymnasium, Mathematisch-naturwissen-
schaftliches Gymnasium, Midchen-Gymnasium, Handelsschule, je
ein Rektor. Als Vorsteher der Kindergirten und der Midchenschulen
konnen auch weibliche Personen gewiithlt werden. Die Leitung der
Schulen in Riehen und Bettingen, sowie die der Hilfsklassen fiir
- Schwachbegabte und fiir Schiiler und Schiilerinnen mit kérperlichen
Gebrechen wird vom Regierungsrat auf Antrag des Erziehungsrates
je einem der Vorsteher der Primar- oder Realschulen oder einem
Lehrer im Nebenamt tubertragen. Sofern die Zahl der Primar-
sechulklassen erheblich zunimmt, kann auf Antrag des Regierungs-
rates die Zahl der Primarschulrektorate durch GroBratsbeschluB
vermehrt werden. In diesem Falle erfolgt die Zuteilung der Ge-
schifte an die einzelnen Rektoren der gleichen Schulanstalt auf
Grund eines Antrages der Inspektion durch Beschluf des Erzie-
hungsrates. Falls einzelne Maturitiatsschulen in einer Anstalt ver-
einigt werden, kann die Leitung auch einem Schulvorsteher iiber-
tragen werden. Die Schulvorsteher, ausgenommen der Vorsteher
der Kindergirten, sind verpilichtiet, an der von ihnen geleiteten
Schule ohne besondere Bezahlung sechs Unterrichtsstunden zu er-
teilen. Ausnahmen wvon dieser Vorschrift konnen in besonderen
Fallen durch BeschluB des Erziehungsrates bewilligt werden. Zur
Entlastung der Schulvorsteher oder zur Erledigung bestimmter
Aufgaben konnen fiir einzelne Schulanstalten Konrektoren er-
nannt werden.

Aus § 94. Die Schulvorsteher sind befugt, Vikare, die nur wih-
rend kurzer Zeit eine Stellvertretung iibernehmen, anzustellen.
Dauert die Stellvertretung unvorhergesehenerweise liinger als vier
Wochen an, so ist das Einverstidndnis der Inspektion einzuholen.

§ 93. Die Wahl der Schulvorsteher und der Konrektoren er-
folgt durch den Regierungsrat auf Grund eines Antrages des Er-
ziehungsrates, der vorher einen Vorschlag der zustindigen Inspek-
tion einzuholen hat. — § 95. Die Schulvorsteher werden auf eine
Amtsdauer von sechs Jahren gewiihlt und sind nach Ablauf dieser
Zeit wieder wiihlbar. Fiir ihre Entlassung wihrend der Amtsdauer
gelten die gleichen Bestimmungen wie fiir die Lehrer und Leh-
rerinnen (§§ 105 und 106). Werden sie nach Ablauf der Amtsdauer
nicht wieder gewiahlt, so konnen sie durch BeschluBB des Re-
gierungsrates als Lehrkrifte, entsprechend ihrer fritheren Stel-
lung, verwendet oder bei Entlassung aus dem Schuldienste ent-
sprechend den Bestimmungen des Geselzes betreffend die Pensio-
nierung der Staatsangestellten entschidigt werden, es sei denn, daB
sie die Nichtwiederwahl durch Nachlissigkeit oder Pflichtverlet-
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zung verschuldet haben. Fiir alle andern Fille, namentlich unver-
schuldete Dienstunfiihigkeit, gelten die Bestimmungen der §§ 105
und 106.

Die Schulvorsteher haben, wie die Lehrer, in der Regel im
Kantonsgebiet zu wohnen und sind wie diese verpflichtet, der Wit-
wen- und Waisenkasse der Basler Staatsangestellten beizutreten,
sofern sie beim Eintritt in den Schuldienst das 50. Altersjahr nicht
iiberschritten haben (§§ 100 und 101).

GemiiB § 98 des Schulgesetzes werden die Pflichten und Rechte
der Schulvorsteher und Konrektoren, wie auch der Fachinspekto-
ren und Schulhausvorsteher durch Amtsordnungen geregelt. )

Zur Entlastung der Schulvorsteher in den einzelnen Schul-
hiusern werden von der zustindigen Schulhauskonferenz ein
Schulhausvorsteher und ein Stellvertreter auf eine
Amtsdauer von drei Jahren gewihlt (§ 89).2)

Aus § 90. Auf den Antrag des KErziehungsrates kann der Re-
gierungsrat auf bestimmte Zeit fiir den Turnunterricht und
den Handarbeitsunterrieht in Knaben- und M:idchen-

1) Die Amtsordnung fiir die Vorsteherin der staatlichen
Kindergédrten vom 12. Dezember 1933 unterstellt die Inhaberin dieses
Amtes der direkten Aufsicht der Inspektion der Kindergarten.

Fir die Rektoren der 6ffentlichen Schulanstalten be-
steht eine vom Regierungsrat am 27. November 1931 genehmigte Amtsord-
nung, die deren Amtsfithrung der direkten Aufsicht der Schulinspektionen
unterstellt und ihre Befugnisse und Pflichten in den nachfolgenden Bestim-
mungen umschreibt: Die Rektoren haben dafiir zu sorgen, daB der Unter-
richt gewissenhaft und zweckmiBig erteilt wird, die Lehr- und Stundenpline
eingehalten werden und der Erziehung der Schiiler die wiinschenswerte Sorgfalt
gewidmet wird. Durch regelmillige Besuche der Klassen verschaffen sie sich
einen griindlichen Einblick in die Verhiltnisse der Schule und eine moglichst
genaue Kenntnis der Leistungen der Lehrer und Schiiler. Sie férdern die
Fortbildung der Lehrer und die Erzielung von Fortschritten im Schul- und
Unterrichtsbetrieb. Sie beralen die Lehrer in allen Angelegenheiten und
fiihren insbesondere die jungen Lehrer ins Lehramt ein. Die Rektoren sorgen
fiir die Vertretung der Tchrer, die verhindert sind, ihren Unterricht zu er-
teilen. Die Rektoren sind befugt, Fach- und Schulhauskonferenzen zur Be-
ratung bestimmter Fragen einzuberufen.

*) Der Schulhausvorsteher iibt die ihm durch die am 21. Juni 1930 vom
Regierungsrat genehmigte Amtsordnung iibertragenen Kompetenzen aus. Im
iibrigen sind fiir ihn die von der Inspektion oder vom Rektor erteilten Wei-
sungen verbindlich. Die wichtigsten Aufgaben des Schulvorstehers sind ge-
milB der Amtsordnung folgende: Er kann nitigenfalls zur Beschiftigung und
Beaufsichtigung der Klasse eines Lehrers, der verhindert ist, den Unterricht
zu erteilen, die Lehrerschaft des Schulhauses in Anspruch nehmen; er hat
die Dienstleistungen der Vikare zu kontrollieren: er hat den Eltern und
anderen Personen, die sich an ihn wenden, Auskunft zu geben: er iiberwacht
die Aufrechterhaltung der Ordnung im Schulhaus; er beruft die Schulhaus-
konferenzen und leitet dieselben nach MaBgabe der geltenden Vorschriften.

Von allen wichtigen Beschliissen der Konferenz hat er dem Rektor Kenntnis
zu geben.
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schulen Lehrkriifte als Fachinspektoren anstellen. Solche
Fachinspektoren konnen auch fiir andere Fiicher angestellt wer-
den, falls die Mehrheit der zustindigen Fachkonferenzen einen da-
hingehenden Antrag stellt. Sofern die Fachinspektoren aus den im
Basler Schuldienst befindlichen Lehrkriften bestellt werden, wer-
den sie fiir die Dauer ihrer Titigkeit als Fachinspektoren in ihrem
Pensum entlastet ohne Kiirzung ihrer Besoldung. Die Fachinspek-
toren wohnen den Sitzungen der Inspektionen derjenigen Schul-
anstalten, an denen sie wirken, mit beratender Stimme bei, sofern
Gegenstiinde behandelt werden, die ihrem Aufgabenkreis angeho-
ren. Die Fachinspektoren haben in Verbindung mit den Schulvor-
stehern vor allem aul die Erreichung des Lehrzieles und das Zusam-
menarbeiten der Lehrer desselben Faches auf den verschiedenen
Schulstufen einzuwirken. Sie sollen die Lehrerschaft der von ihnen

vertretenen Ficher beraten.?)
*

Im weiteren enthiilt das Schulgeselz folgende wichtige
und interessante Bestimmung: § 91. Den Eltern soll die Mog-

1) Fiir das Fachinspektorat fir den Turnunterricht an
den Knaben- und Midchenschulen Basels besteht die Amtsordnung vom
26. Marz 1932. Die wichtigsten Verpflichtungen der Turninspekteren sind:
Sie begutachten zuhanden des Erziehungsdepartementes die die Schule betref-
fenden Fragen auf dem Gebiete der Leibesiibungen und arbeiten Vorschriften
aus; sie iiherwachen den Turn- und Sportbetrieb und berufen die Lehrkrifte,
die in den verschiedenen Schulanstalten die Leitung des Spiel- und Sport-
nachmittages inne haben, nach Bediirfnis zu Besprechungen ein; bei de:
Veranstaltung von Kursen arbeiten sie die Kurspliane aus etc.

Die Amtsordnung fiir den Fachinspektor des Handarbeits-
unterrichtes an Knabenschulen vom 12. Dezember 1930 gibt
ebenfalls eine nahere Umschreibung der Verpﬂlchtungen dieses Fachinspek-
torats.

Die Amtbordnung fir die Fachinspektorin des Hand-
arbeitsurnterrichts anmn Maddchenschulen vom 12. Dezember
1930 nennt als die wichtigsten Pflichten der Inhaberin dieses Amtes: Schul-
Lesuche und Leitung der methodischen Ausbildung der Kandidatinnen de=
Arbeitslehrerinnenkurses. In Verbindung mit den Schulvorstehern beantragt
sie den Erziehungsbehorden die Einrichtung von Einfithrungs- und Fortbil-
dungskursen fiir die im Amte stehenden Handarbeitslehrerinnen und ist an
der Uberwachung dieser Veranstaltung mitbeteiligt. Sie hat die Arbeits-
lehrerinnen, je nach Bediirfnis, jahrlich aber mindestens einmal zu Kon-
ferenzen einzuladen, in denen Fragen des Fachunterrichts und auch allge-
meine Schulfragen besprochen werden sollen. Auch unterstehen ihr die Be-
ratungen iiber Teil- oder Totalrevision der Lehrpldne fiir Handarbeit. Die
Schulvorsteher und die weiblichen Mitglieder der Inspektionen sind jeweilen
zu Fachkonferenzen einzuladen. Nach Bediirfnis kann die Fachinspektorin
auch besondere Konferenzen mit den weiblichen Mitgliedern der Inspektionen
der verschiedenen Schulanstalten abhalten zur gegenseitigen Aussprache
tiber Beobachtungen und Erfahrungen.

Die Amtsdauer aller dieser Inspektorate ist sechs Jahre. Wiederwihl-
barkeit ist zulidssig. Am SchluB des Jahres mufBl von jedem Inhaber eines
Fachinspektorats ein Bericht an den Vorsteher des Erziehungsdepartementes
abgelegt werden.
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lichkeit eines Mitsprache- und Mitberatungsrechts durch MaB-
nahmen wie Schulbesuche und Ellernabende weitgehend gewahrt
werden. Im weitern konnen zu diesem Zwecke bei jeder Schul-
anstalt Elternbeirite sowohl fiir die einzelnen Klassen wie
fiir die gesamte Anstalt bestellt werden. Die nihern Vorschriiten
werden auf den Antrag des Erziehungsrates durch Verordnung des
Regierungsrates aufgestellt. Den Sechiilern und Schiilerinnen ist
gestattet, der Lehrerschaft, den Schulvorstehern, den Inspektionen
und dem Erziehungsdepartement gegeniiber ihre Wiinsche und Be-
schwerden in bezug auf alle sie betreffenden Schulangelegenheiten
vorzubringen.
Verwaltung.

Das Schulgesetz bestimmt: Aus § 136. Zur Besorgung von
Schulmaterial und Lehrmitteln besteht eine dem Erziehungsdepar-
tement direkt unterstellte zentrale Schulmaterialverwaltung. Den
Schulvorstehern konnen im Falle des Bediirfnisses zur Mithilfe bei
Erledigung der Verwaltungsgeschifte die erforderlichen Hilfs-
kriifte beigegeben werden. Als solche kommen in erster Linie Leh-
rer in Betracht, die im Nebenamte mit dieser Arbeit betraut wer-
den konnen. Die Ubertragung dieser Arbeiten im Nebenamt erfolgt
durch den Erziehungsrat auf Antrag der zustindigen Inspektion.
Falls die Verwaltungsgeschiifte einer Schule einen solechen ,Umfang
annehmen, daf3 sie nicht im Nebenamte durch Lehrer besorgt wer-
den konnen, so sollen nach Anhorung der Inspektion ein Sekretir
oder eine Sekretirin gewihlt werden; erforderlichenfalls kann
auch noch weiteres Bureaupersonal beigezogen werden. Der Schul-
materialverwalter, sowie die hauptamilich angestellten Sekretiire
und Sekretéirinnen sind Beamte. Sie unterstehen dem Beamten-
gesetz und werden vom Regierungsrat auf den Vorschlag des Er-
ziehungsdepartementes gewihlt, das bei den Vorschligen fiir Sekre-
tire und Sekretirinnen zuvor die beteiligien Schulvorsteher anzu-
héren hat.

Lehrerkonferenzen und Schulsynode.

Das Schulgesetz fithrt hieriiber aus:

a) Lehrerkonferenzen. § 113. An Lehrerkonferenzen sind
vorgesehen: 1. Gemeinsame Konferenzen verschiedener Schulanstal-
ten: 2. Konferenzen der einzelnen Schulanstalten: 3. Fachlehrer-
konferenzen; 4. Schulhauskonferenzen. Mitglieder der Konferenzen
sind alle an den beteiligten Schulanstalten definitiv angestellten
Lehrer und Lehrerinnen, die Schulvorsieher und die Fachinspek-
toren; die provisorisch angestellten Lehrer und Lehrerinnen und
die Vikare und Vikarinnen mit festem Pensum nehmen an den
Verhandlungen mit beratender Stimme teil. Der Besuch der Kon-
ferenz ist fiir ihre Mitglieder obiigatorisch.
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§ 114. Die Konferenzen behandeln solche Fragen der Erziehung,
vornehmlich Fragen ihrer Schulanstalten, die ihnen wvon den
Schulbeh6rden oder von der Synode zur Beratung zugewiesen
worden sind oder die die Konferenzen ausgewihlt haben. Sie kon-
nen fermer iiber alles beraten, was geeignet ist, ihre Mitglieder
praktisch oder theoretisch weiterzubilden. Den Konferenzen sind
alle wichtigen, vor allem simtliche ihre cigenen Schulen betreifen-
den Fragen zur Begutachtung vorzulegen, im besondern auch Vor-
schriften, die den Pflichtenkreis der Lehrer bertihren. Die Konfe-
renzen haben das Recht, bei den Schulbehorden in Angelegenheiten,
die das Schulwesen betreffen, Antrige zu stellen.

§ 115. Die einzelnen Konferenzen wiahlen aus ihrer Mitte auf
eine Amtsdauer von drei Jahren einen Vorstand, bestehend aus
einem Prisidenten, der die Verhandlungen leitet, einem Vizepriisi-
denten und einem Aktuar; in groBern Schulanstalten kénnen
auBerdem zwei Beisitzer gewidhlt werden. Die Leitung gemein-
samer Konferenzen verschiedener Schulanstalten erfolgt abwechs-
lungsweise durch den Konferenzprisidenien einer der beteiligten
Schulanstalten. — § 117. Die Konferenzen wiithlen aus ihrer Mitte
in geheimer Abstimmung die Vertreter und Ersatzmiinner in die
Inspektion ihrer Schulen.

Aus § 118. Die Konferenzen der einzelnen Schulanstalten ver-
sammeln sich jihrlich wenigstens zweimal. Sie treten auBerdem
zusammen: 1. Auf Anordnung der Schulvorsteher, der Inspektio-
nen oder des Erziehungsrates; 2. auf Anordnung des Vorstandes:;
3. auf Verlangen von mindestens einem Fiinftel der Mitglieder.

§ 119. Die im gleichen Schulhaus unterrichtende Lehrerschaft
der einzelnen Schulanstalten hat das Recht, neben den allgemeinen
Konferenzen ihrer Schule besondere Konferenzen einzube-
rufen zur Behandlung pidagogischer und schultechnischer Fragen.
Diese Konferenzen werden vom Schulhausvorsteher geleitet.

§ 120. Die Fachlehrer und -lehrerinnen einer Schule oder meh-
rerer Schulen konnen sich zur Behandlung besonderer Fragen
ihres Unterrichtsgebietes, der Lehrmittelauswahl und -beschaffung
und zum Zweck ihrer theoretischen und praktischen Weiterbildung
in Fachkonferenzen versammeln. Fiir die Leitung gelten
die Vorschriften des § 115. Falls fiir ein Fach besondere Inspekto-
ren eingesefzt sind, so sind sie Mitglieder dieser Konferenzen. An-
trige der Fachkonferenzen bediirfen der Genehmigung der Ge-
samtkonferenzen.

§ 121. Der Erziehungsrat erlifit nach Anhorung der zustindi-
gen Inspektionen und Konferenzen eine Geschiftsordnung fiir die
Lehrerkonferenzen, Fachkonferenzen und Schulhauskonferenzen.?)

1) Die Geschiftsordnung fiir die Lehrerkonferenzen vom 26. Mai 1930
enthdlt im wesentlichen die Bestimmungen iiber deren Durchfithrung und
iiber die Konferenzwahlen.
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b) Schulsynode. § 122, Mitglieder der Schulsynode sind
simtliche Mitglieder der Lehrerkonferenzen der einzelnen Schul-
anstalten, ebenso die definitiv angestellten Lehrer und Lehrerin-
nen der Schulen fiir Berufsbildung und der Kindergiirten. Den
Universititslehrern steht der Beitritt zur Schulsynode frei. Die
Mitglieder der Schulbehorden, provisoriseh angestellte Lehrer und
Lehrerinnen, Vikare mit festem Pensum, pensionierte Lehrer und
Lehrerinnen und Lehrer und Lehrerinnen an Privatschulen konnen
mit beratender Stimme an den Verhandlungen teilnehmen. Der
Besuch der Verhandlungen der Schulsynode kann vom Erziehungs-
departement je nach den Beratungsgegenstinden fiir alle Lehr-
krifte oder fiir die Lehvkriifte einzelner Schulanstalten obligato-
risch erklart werden.

§ 123. Die Schulsynode behandelt Fragen der Erziehung und
des Schulwesens, die ihr von den Schulbehorden zur Beratung
zugewiesen worden sind oder deren Behandlung sie selbst oder ihr
Vorstand beschlossen hat.

Aus § 124, Die Geschifte der Schulsynode werden von einem
aus 23 Mitgliedern bestehenden Vorstande geleitet. Dieser setzt
sich zusammen: 1. Aus dem Prisidenten, dem Vizeprisidenten und
dem Aktuar, die von der Schulsynede in geheimer Abstimmung
gewidhlt werden und den leitenden Ausschufl bilden; 2. aus den
von den einzelnen Schulanstalten gewihlten Vertretern. KEs wiih-
len die Lehrerkonferenzen der Primar- und Sekundarschulen je
drei Delegierte, der Realschulen je zwei Delegierte, des humanisti-
schen Gymnasiums, des Realgymnasiums, des mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Gymnasiums, des Midehengymnasiums, der
Handelsschule, der Schulen von Riehen und Bettingen, der Ge-
werbeschule, der Frauenarbeitsschule, der Kindergirten und die
der Schulsynode angehdrenden Universititslehrer je einen Dele-
gierten. Die Amtsdauer des Vorstandes betrigt drei Jahre. Die
Mitglieder sind wieder wiihlbar. Der Priisident ist erst nach Ab-
lauf der folgenden Amtsperiode als solcher wieder wihlbar.

§ 125. Dem Synodalvorstand werden alle wichtigen, die Or-
ganisation mehrerer oder aller Schulen betreffenden Fragen zur
Begutachtung vorgelegt. Fragen einzelner Schulen behandelt er,
sofern es die zustindige Konferenz wiinscht. Der Synodalvorstand
bereitet die Geschifte vor und behandelt alle ihm von den Behor-
den oder von der Synode iiberwiesenen oder von ihm selbst gestell-
ten Fragen, auch diejenigen, die nach seinem Dafiirhalten nicht von
der Synode zu beraten sind, und erstattet die Berichte an die Be-
horden. Er bestimmt von Fall zu Fall zwei Delegierte, die der Be-
handlung dieser Fragen im Erziehungsrat mit beratender Stimme
beiwohnen. Bei der Wahl der Delegierten in den Erziehungsrat
sollen die Interessen der an der Behandiung der vorliegenden
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Frage hauptsichlich interessierten Schulanstalten moglichst ge-
wahrt werden.

§ 126. Zur Priifung neu einzufiihrender, sowie zur Revision
und Ersetzung bestehender l.ehrmittel bestellt der Synodalvor-
stand eine stindige Lehrmittelkommission, die das Reeht nat, wei-
tere Sachverstandige beizuziehen.

Aus § 127. Die Synode versammelt sich ordentlicherweise jihr-
lich einmal. AuBerordentliche Versammlungen finden statt: 1. Wenn
es der Erziehungsrat beschiieBt; 2. wenn es der Vorstand der
Schulsynode zur Behandlung dringlicher Geschifte beschlieBt:
3. wenn es 100 Mitglieder unter Angabe der zu behandelnden Ge-
schafte schriftlich verlangen.

§ 129. Der Regierungsrat erliBt auf Antrag des Erziehungs-
rates, der vorher den Synodalvorstand anzuhoren hat, eine Ge-
schiaftsordnung fiir die Synode, den Synodalvorstand und die
stindige Lehrmittelkommission.

Kanton Baselland.
Schulgemeinden, Schulbezirke.

Das Schulgesetz fiir den Kanton Basellandschaft vom 8. Mai
1911 verfiigt hiertiber folgendes:

a) Primarschule. Der Primarunterricht wird in den
offentlichen Schulen jeder Schulgemeinde erteilt. Schulgemeinde
i1st jede politische Gemeinde, vorbehalten die bisherigen Vereini-
gungen (Benken-Biel, Arisdorf{-Hersberg, Buckten-Kiinerkinden-
Riimlingen und Zeglingen-Kilchberg). — Der Landrat hat das
Recht, nach Anhorung der betreffenden Gemeinden und wenn sich
das Bediirfnis hierzu zeigt, Anderungen zu treffen (§ 12).

b) Sekundarschule. Aus § 29. Die Gemeinden haben das
Recht, fiir sich allein oder in Verbindung mit Nachbargemeinden
im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen Sekundarschulen fiir
Knaben und Midchen oder auch nur fiir letztere zu errichten. —
Aus § 30. Errichten mehrere Einwohnergemeinden zusammen eine
Sekundarschule, so gelten folgende Bestimmungen: Die beteiligten
Gemeinden bilden zusammen die Sekundarschulgemeinde. Diese
versammelt sich am Schulorte so oft, als die Geschifte es erfer-
dern. Der Gemeindeprisident  des Schulortes fithrt den Vorsitz,
der Gemeindeschreiber das Protokoll. Die ordentlichen Geschiifte
der Sekundarschulgemeinde sind: Wahl der Lehrer, der Sekundar-
schulpflege, des Sekundarschulkassiers und der Sekundarschul-
rechnungspriifungskommission, Festsetzung der Besoldungen, Auf-
stellung des Jahresbudgets. Genehmigung der Jahresrechnung. Die
Sekundarschulgemeinde kann durch Beschlufl einzelne oder alle

7
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ihr zukommenden Obliegenheiten einer besondern Kommission
(Sekundarschulkommission), in welcher die beteiligten Gemeinden
vertreten sein miissen, iibertragen. Die Wahlen, welche die Se-
kundarschulgemeinde zu treifen hat, sind nach den kantonaien
Vorschriften betreffend Wahlen und Abstimmungen vorzunehmen.
Der Sekundarschulkassier wird frei aus der Einwohnerschaft der
beteiligten Gemeinden auf drei Jahre gewiihlt. Die Rechnungsprii-
fungskommission soll aus drei Mitgliedern bestehen und wird auf
drei Jahre gewiihlt. Der Rechnungspriifungsgang ist folgender:
Sekundarschulpflege, Rechnungspriifungskommission, Sekundar-
schulgemeindeversammlung, beziehungsweise Sekundarschulkom-
mission, Direktion des Innern, Regierungsrat. — § 31. Unterhilt
eine Gemeinde fiir sich allein eine Sekundarschule, so konnen die
Funktionen betreffend die Sekundarschule den entsprechenden Be-
amten der Einwohnergemeinde iibertragen werden.

¢) Bezirksschule. § 40. Der Staat unterhiilt in jedem Be-
zirk je eine Bezirksschule. Die bisherigen Schulorte (Therwil,
Liestal, Biockten und Waldenburg) werden beibehalten, sofern
nicht dringende Ursachen eine Verlegung der einen oder an-
dern Schule bedingen; im letzteren Falle beschlie8t der Landrat
itber die Verlegung, nachdem seitens des in Aussicht genommenen
neuen Schulortes ein geeigneter Bauplatz unentgeltlich zur Ver-
fiigung gestellt und ein Beitrag von wenigstens 25 % an die Bau-
kosten zugesichert sein wird.

d) Fortbildungsschule. Aus ¢ 24. In jeder Primarschul-
gemeinde soll eine Fortbildungsschule bestehen. Ausnahmsweise
konnen mit Genehmigung des Regierungsrates mehrere kleine Ge-
meinden eine Fortbildungsschule gemeinsam halten lassen.

Aufsichisbehérden.

Das gesamte Schulwesen ist der Erziehungsdirektion
unterstellt; die Oberaufsicht steht dem Regierungsrat. zu
Der letztere erldfit die notigen Vorschriften iiber die Verrichtungen
des Schulinspektors und der Priifungsexperten, sowie iiber die
Art und Weise der Priifungen, des ferneren die Lehrpline, die
Schulordnung und die Vorschriften iiber die Ferien, die Entschi-
digung der Vikare und die Abgabe der Lehrmittel; er entscheidet
iiber Rekurse gegen Beschliisse des Erziehungsrates und Verfiigun-
gen der Erziehungsdirektion (§ 74).

Aus§72. DerErziehungsrat besteht aus dem Erziehungs-
direktor und sechs weitern Mitgliedern, welche auf die Dauer von
drei Jahren gewiihlt werden und zwar durch den Regierungsrat
zwel, durch den Landrat vier Mitglieder. Von den letztern sollen
zwel, ein Primar- und ein Mittelschullehrer, der aktiven Lehrer-
schaft angehoren; fiir beide hat diese Doppelvorschlige einzubrin-
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gen. — Den Vorsitz fithrt der Erziehungsdirektor; die Schreib-
geschifte besorgt dessen Sekretiir. — Der Schulinspektor hat den
Sitzungen mit beratender Stimme beizuwohnen.

§ 73. Dem Erziehungsrat stehen folgende Befugnisse zu:
1. Ausarbeitung der allgemeinen und speziellen Lehrpliane; 2. Ent-
scheide iiber Petitionen und Beschwerden, sowie iiher die Zuldssig-
keit der Nebenbeschiftigung der Lehrer und iiber deren Wohnsitz;
3. Vornahme der in § 70 vorgesehenen Wahlen; 4. Berichterstat-
tung und Antragstellung: a) bei Aufstellung von Reglementen
und Verordnungen, sowie Revision des Schulgesetzes; b) bei Er-
richtung neuer Schulen; ¢) bei Aufhebung bestehender Schulen:
d) bei Einfithrung, Beschaffung, Vergebung und Abgabe der Lehr-
mittel und Schulmaterialien; e) bei Amtseinstellung und Abberu-
fung strafbarer Lehrer (§ 64), sowie bei Versetzung von Lehrern
in den Ruhestand (§ 37, lit. b).

Die technische Awufsicht iiber die Schulen fithrt ein kan-
tonaler Schulinspektor. Er wird auf Vorschiag des
Regierungsrates durch den Landrat auf die Dauer von drei Jah-
ren gewdahlt und steht unter der Erziehungsdirektion. — Der
Schulinspektor wohnt in iiestal. Er hat seine ganze Zeit dem
Amte zu widmen. Die wichtigen Obliegenheiten und Rechte des
Schulinspektors sind: er besucht jede Schule des Kantons, die
offentlichen, die Anstalts- und Privatschulen, jahrlich mindestens
einmal; er priift abwechselnd einen Teil der Primarschulen, ebenso
die Anstaltsschulen; die tibrigen Priifungen an den Primarschulen
werden durch Experten abgenommen; er ist von Amtes wegen
Mitglied der Kommission fiir Prifung der Bezirks- und Sekun-
darschulen, sowie der Lehrer und Arbeitslehrerinnen; er nimmt
auch die Priifung derjenigen Knaben ab, welche vom Besuche der
Fortbildungsschule dispensiert werden wollen; er nimmt an den
Lehrerkonferenzen teil und kann mit der Leitung von Lehrerkursen
beauftragt werden; er hat die vom Regierungsrat oder der Erzie-
hungsdirektion ihm zugewiesenen Gegenstinde zu begutachten,
eventuell Antrige zu stellen und die Auftrige des Erziehungsdirek-
tors auszufithren; er erstattet alljihrlich schriftlich Bericht iiber
seine samtlichen Amtsverrichtungen und iiber den Stand des
Schulwesens (8§ 68 und 69).

Zur Priifung von Primar-, Sekundar- und Bezirksschulen, des
Schulturnens und der verschiedenen Lehrkrifte, sowie fiir Inspek-
tion der Arbeitsschulen) und Leitung allfiiliger Kurse werden
vom Erziehungsrat besondere Kommissionen und Exper-
ten gewahlt (§ 70).

1) Die technische Aufsicht der Arbeitsschulen steht ausschlieBlich der
Expertin zu. Thre Obliegenheiten sind umschrieben in §§ 17—22 des Regle-
ments fiir die Schulpriifungen vom 3. Oktober 1931.
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§ 71. Dem Landrat steht das Recht zu, bei vermehrtem Bediirf-
nis einen zweiten Schulinspektor anzustellen und iiber die Fest-
setzung der Obliegenheiten der beiden Inspektoren, sowie zwecks
Vereinheitlichung der Inspektion und der Priifungen eine dies-
beziigliche Verordnung zu erlassen.

Die unmittelbare Aufsicht iiber die 6ffentlichen Schulen fiih-
ren die Schulpflegen.') Ihnen liegt im allgemeinen ob, die
bestehenden Gesetzesvorschriften, Verordnungen und Reglemente,
sowie die Anordnungen der Erziehungsdirektion, beziehungsweise
des Regierungsrates zu vollziehen und iiber dem gesamten Erzie-
hungswesen ihres Kreises in und auBerhalb der Schule zu wachen.
Jedes Mitglied der Schulpflege ist gehalten, die Schule, beziehungs-
weise Schulabteilungen halbjihrlich mindestens einmal zu besu-
chen. — Die Schulpflegen ziehen, sofern es ihnen angezeigt er-
scheint, die Lehrer oder eine Vertretung derselben zu ihren Ver-
handlungen bei. — Jede Schulpflege ernennt fiir die Arbeits-
schule ihrer Schulstufe eine Frauenkommission, welche
alle die Arbeitsschule betreffenden Angelegenheiten zu begutachten
und die nichste Aufsicht iiber den Unterricht jener Schule auszu-
iiben hat.?) — Speziell in die Pflicht der Gemeindeschulpflege fillt
es, die Errichtung von Kleinkinderschulen zu fordern und die-
selben zu beaufsichtigen (§ 63).

§ 67. Die Primarschulpflegen bestehen in Gemeinden,
welche bis auf 1200 Einwohner zahlen, aus fiinf, in solchen, welche
tiber 1200 Einwohner zihlen, aus sieben Mitgliedern; ein Mitglied
muf} jeweilen dem Gemeinderat angehoren. — Jede Sekundar-
schulgemeinde wihlt eine fiinfgliedrige Sekundarschul-
pflege, sofern nicht deren Obliegenheiten gemiB § 31 der Pri-
marschulpflege iibertragen werden. In beiden Fillen werden die
Wahlen nach den kantonalen Vorschriften betreffend die Wahlen
und Abstimmungen vorgenommen. Die Bezirksschulpflege
besteht aus fiinf durch den Regierungsrat zu wihlenden Mitglie-
dern. Jede Schulpflege wihilt ihren Prisidenten, Vizeprisidenten
und Schreiber selbst aus ihrer Mitte, sowie den Lehrmittel-
verwalter. ;

) Die Schulordnung vom 9. Mérz 1934 bezeichnet in § 73 die Schulpflege
als die nachste Aufsichtsbehorde der Schule und der mit ihr verbundenen
Einrichtungen (Arbeitsschule, Kleinkinderschule, Fiirsorge fiir bediirftice
Kinder usw.).

*) Diese Bestimmung ist niher ausgefiihrt im Reglement fiir die Mad-
chenarbeitsschulen vom 16. Juni 1923, das folgendes vorschreibt: Die von der
Schulpflege zu wihlende Frauenkommission besteht aus mindestens 5 Mii-
gliedern. Sie erstattet der Schulpflege jihrlich Bericht iiber ihre Titigkeit.
Sie stellt Antrdge an die Schulpflege und hat das Vorschlagsrecht bei Leh-
rerinnenwahlen. Jedes Mitglied besucht die Schule jihrlich wenigstens
zweimal (§ 13).
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Die Schulordnung vom 9. Mirz 1934 fiigt den Bestimmungen
des Gesetzes noch folgende hi1_1zu:

§ 74. Wird in einer groBeren Gemeinde ein Lehrer seitens der
Schulpflege mit dem Amt eines Rektors (Schulvorstehers) be-
traut, ist in einem von der Erziehungsdirektion zu genehmigenden
Reglement seine Titigkeit genau zu umschreiben. Irgendwelches
Anufsichtsrecht tiber die Unterrichtserteilung seiner Kollegen steht
dem Rektor jedoch nicht zu. Dies gilt auch fiir die Rektoren der
Bezirks- und Sekundarschulen.

§ 75. Die Schulpflegen sind gehalten, in allen Fragen der Er-
ziehung und der Schulorganisation die Ansicht der Lehrerschaft
einzuholen. Mindestens einmal jihrlich soll eine gemeinsame Sit-
zung der Schulpflege und der Ortslehrerschaft stattfinden.

Aus § 76. Die Schulpflegen sind Wahlbehorde fiir die Frauen-
kommission der Arbeitsschule, den Vorstand der hauswirtschaft-
lichen Fortbildungsschule und die Vertreter der Gemeinden in der
Aufsichtskommission der beruflichen Fortbildungsschulen.

§ 78. Die Erziehungsdirektion kann die Schulpflegen zu Be-
zirks- oder Kreiskonferenzen einberufen. Der Schulinspektor hat
diesen Konferenzen beizuwohnen.

§ 79. Die Schulpflegen erstatten der Erziehungsdirektion, ab-
gesehen von den vorgeschriebenen Anzeigen usw. wihrend des
Schuljahres, jeweilen bis lingstens Ende April, iiber ihre Tiitig-
keit im abgelaufenen Schuljahr Bericht.

Amtliche Lehrerkonferenzen und Arbeitsgruppen.

In Ausfithrung von § 60 des kantonalen Schulgesetzes besteht
hieriiber ein Regiement vom 16. Juni 1933 mit den nachfolgenden
wichtigsten Bestimmungen:

§ 1. Zur Forderung der Berufstiichtigkeit und zur Behandlung
gemeinsamer Schulangelegenheiten vereinigen sich die an den
offentlichen Schulen (Primar-, Anstalts-, Arbeits-, Sekundar-, Be-
zirks-, hauswirtschaftlichen und allgemeinen Fortbildungsschulen)
amtenden Lehrkrifte zu kantonalen Konferenzen und regionalen
Arbeitsgruppen. — § 2. Die Teilnahme an diesen Konferenzen und
Gruppen ist obligatorisch. — § 3. Simtliche Konferenzen und Grup-
pen erstatten der Erziehungsdirektion jihrlich Bericht iiber ihre
Tatigkeit, die Mittellehrer- und Primarlehrerkonferenzen durch
Vermittlung des Vorstandes der Kantonalkonferenz.

§6. Diekantonalen Konferenzen horen Vortriige und
Referate iiber pidagogische und wissenschaftliche Fragen und
itber gemeinsame Schulangelegenheiten der betreffenden Stufe
oder Schulart an und stellen eventuell dariiber Antrige an die Er-
ziehungsbehorden.- Die Verhandiungen sind o6ffentlich. Dazu wer-
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den eingeladen die Erziehungsdirektion, die Erziehungsrite und
die Schulbehorden des Konferenzortes, in besondern Fillen auch
die Schulpflegen des Kantons.

§ 7. Es bestehen folgende amtliche kantonale Konferenzen:
1. Die Kantonalkonferenz der basellandschaftlichen Lehrerschaft;
sie umfaBt sidmtliche Lehrkrifte der Primar- und Mittelschulen.
2. Die Primarlehrerkonferenz; dieselbe zerfillt in drei Stufenkon-
ferenzen. 3. Die Mittellehrerkonferenz, bestehend aus einer sprach-
lichen und einer mathematisch-naturwissenschaftlichen Sektion.
4. Die Arbeitslehrerinnenkonferenz. 5. Die Konferenz der Lehrer
an allgemeinen Fortbildungsschulen. 6. Die Konferenz der Lehr-
krifte an hauswirtschaftlichen Fortbildungsschulen.

§ 8. Die Stufenkonferenzen der Primarlehrer, wie auch die
Fachkonferenzen der Mittellehrer tagen in der Regel getrennt. Sie
finden im Winter, die Kantonalkonferenz im September statt.

§ 9. Zur Vertiefung der Lehrer- und Erzieherarbeit und zur
methodischen Fortbildung, sowie zur Forderung der Zusammen-
arbeit mit dem Elternhaus und mit andern Schularten, werden A r-
beitsgruppen der Primar- und Mittellehrer, sowie der Arbeiis-
lehrerinnen gebildet. — § 10. Die Teilnehmerzahl einer Gruppe soll
in der Regel 30 nicht iibersteigen. — Aus § 12. Eventuell konnen
sich die Gesamtschullehrer des ganzen Kantons zu einer Gruppe
zusammenschlieBen. — § 13. Die Arbeitsgruppen der Arbeits-
lehrerinnen fallen mit den bisherigen Kreiskonferenzen zusammen.

Kanton Schaffhausen.
Gesamtes Schulwesen; Primarschule.

Durch Schulgesetz fiir den Kanton Schaffhausen vom 5. Okto-
ber 1925, angenommen am 2. Mai 1926, erfolgte die Neuordnung
des Schulwesens dieses Kantons. Die Artikel iither die Schul-
aufsicht lauten:

Art. 98. Die Oberaufsicht iiber das gesamte Unterrichtswesen
steht dem Erziehungsrate zu. Er besteht aus dem Erzie-
hungsdirektor als Priisident und sechs vom GroBen Rate ge-
withlten Mitgliedern, von denen zwei im Amte stehende Lehrer
verschiedener Schulstufen sein miissen, wofiir der Kantonallehrer-
konferenz ein unverbindliches Vorschlagsrecht zusteht. Die Frage
der Besorgung der Sekretariatsgeschiifte wird durch GroBrats-
beschlufl geregelt. — Aus Art. 99. Der Erziehungsrat entscheidet
alle Streitigkeiten in Schulsachen, die bereits von einer unter-
geordneten Behorde beurteilt worden sind, in letzter Instanz. Fille,
die der Erziehungsrat in erster Instanz behandelt, konnen in zwei-
ter Instanz an den Regierungsrat gebracht werden.




Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen. 103

Art. 100. Jede Schulgemeinde hat eine eigene Schuibe-
horde, die die unmittelbare Aufsicht iiber die Gemeindeschulen,
die Kleinkinderschulen?) (Art. 4) und den Privatunterricht (Art. 3)
ausiibt.  Die Schulbehorde besteht mindestens aus fiinf Mitglie-
dern (mit EinschluB des Priisidenten). Frisident und Mitglieder
werden jeweils bei der verfassungsmifBigen Erneuerung der Be-
horden nach Vorschrift des Wahlgesetzes gewiihlt. Den Vizeprisi-
denten und den Schreiber wiihlt die Schulbehorde selbst, den letz-
teren innerhalb oder auBerhalb ihrer Mitte. Es ist den Gemeinden
gestattet, in ihrer Gemeindeverfassung zu bestimmen, daB der Ge-
meinderat einen Schulreferenten bestellt, der von Amtes wegen
Prisident oder Mitglied der Schulbehorde sein soll. Die Gemein-
den konnen der Lehrerschaft in den ortlichen Schulbehorden eine
Vertretung mit beratender Stimme einridumen.

Art. 101. Die Obliegenheiten und Befugnisse der Schulbehér-
den, des Erziehungsrates und der Erziehungsdirektion werden
durch Dekret des GroBen Rates geregelt. Ebenso ordnet dieser die
Schulinspektion.

Das in Art. 101 des Schulgesetzes erwihnte Dekret ist am
25. April 1927 erlassen worden und enthilt im Hinblick auf die
Obliegenheiten des Erziehungsrates, der Erziehungsdirektion und
der Gemeindeschulbehorden in seinen §§ 1—5 die nachfolgenden
Bestimmungen:

Erziehungsrat. Seine wichtigsten Obliegenheiten und Be-
fugnisse sind: a) Die Vorberatung der Dekrete und Verordnungen,
deren ErlaB nach Schulgesetz dem GroBen Rat und dem Regie-
rungsrat zugewiesen sind durch die Art. 13, 34, 50, 56, 97, 101; b) die
Ausarbeitung: 1. der Lehrpline fiir die Elementar- und Realschule
nach Anhoren der Kantonallehrerkonferenz, 2. des Lehrplanes der
Kantonsschule, 3. der Verordnung iiber die niihere Ausgestaltung
der allgemeinen Fortbildungsschule, 4. des Reglementes iiber die
Organisation und die Aufsicht der Arbeitsschulen, 5. der Schul-
und Disziplinarordnung fiir die Elemenlar-, die Real-, die Kan-
tons- und die Fortbildungsschule, 6. der Vorschrifien iiber Zeug-
nisse, Priifung und Promotion der Elementar-, der Real- und
der Kantonsschiiler, 7. der Bestimmungen iiber das Absenzenwesen
der Elementarschule, der Realschule, der Kantonsschule und der
Fortbildungsschule, 8. des Reglementes iiber die Anstellungsfihig-
keit und die Anstellung der Lehrer aller Schuistufen, einschiieBlich
der Arbeitslehrerinnen und der Lehrkriifte der Privatschulen, 9. der
Vorschriften iiber die Beurlaubung der Lehrer, 10. des Reglements
iiber die Lehrerkonferenzen (die unter 1, 2, 3 und 5 genannten Er-
lasse bediirfen der Genehmigung des Regierungsrates); ¢) besondere

) Siehe auch Verordnung des Erziechungsrates betreffend die staatlich
subventionierten Kleinkinderschulen und Kindergiarten vom 3. November 1927.
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Befugnisse des Erziehungsrates sind unter anderem Antrag auf Sub-
ventionen an Kleinkinderschulen und Kindergiirten, Antrag iiber
Einrichtung besonderer Knaben- und Madchenschulen an der Ele-
mentar- und Realschule, Bewilligung von Ausnahmen vom Klassen-
system an der Realschule, Antrag auf Bildung neuer und
Aufhebung bisheriger Klassen an einer Realschule, Genehmigung
der Ausdehnung der Unterrichtszeit einer Realschule auf mehr als
drei Jahre, Antrag an den Regierungsrat auf Einfithrung anderer
als der obligatorischen Ficher an der Realschule und an der Kan-
tonsschule; Bewilligung von Fachunterricht an der Realschule,
Genehmigung der von der Schulbehorde bestimmten Organisation
der allgemeinen Fortbildungsschule, Genehmigung der Anstellung
von Fortbildungsschullehrern, Suspension oder Absetzung eines
Lehrers, Antrag auf Lehrerpensionierung, Genehmigung voriiber-
gehender Stellvertretungen, Aufstellung des verbindlichen Dreier-
vorschlages fiir offene Elementarlehrerstelien, Erteilung des An-
stellungsdekretes an Elementarlehrer, Wahl der Reallehrer in Ver-
bindung mit der Schulbehorde, Vorschlagsrecht fiir die Wahl von
Lehrern an die Kantonsschule, fiir Rektor und Prorektor, Antrag
an den Regierungsrat auf Veranstaltung von Ausbildungskursen
fiir die Lehrerschaft, ErlaB von Bestimmungen iiber die Versiche-
rung von Lehrern und Schiilern, Entscheidung aller Streitigkeiten
in Schulangelegenheiten in letzter Instanz, sofern nicht im Schul-
gesetz eine Weilterziechung an den Regierungsrat vorgesehen ist.

Der Erziehungsdirektor besorgt aile Geschiifte, welche.
Aufsicht und Verwaltung des Erziehungswesens mit sich bringen,
inbegriffen den Verkehr mit dem schweizerischen Volkswirtschafts-
departement, soweit dieser durch die beruflichen Fortbildungs-
schulen und die Tochterfortbildungsschulen sich ergibt. Er bereitet
die Geschifte vor, die dem Erziehungsrat zugewiesen sind, und
trifft in dringlichen Angelegenheiten vorlaufige Verfiigungen und
Anordnungen. Im Verhiiltnis zum Regierungsrat ist die Stellung
der Erziehungsdirektion gegeben durch das Gesetz vom 12. Februar
1881 iiber Organisation und Geschiftsfithrung des Regierungs-
rates und seiner Direktionen.

Die wichtigsten Obliegenheiten und Befugnisse der Gemein -
deschulbehorde sind: Neben der Ausiibung der unmittelbaren
Aufsicht hat sie die Bestimmungen des Schulgesetzes und die Ver-
ordnungen und Weisungen des Erziehungsrates zu vollziehen. Im
speziellen hat sie den Gang der Schule und die Pflichterfiillung der
Lehrer und der Schiiler zu iiberwachen und zu diesem Zwecke
Ofters die Schulen zu besuchen, fiir die Durchfiithrung der vom Er-
ziehungsrat aufgestellten Schul- und Disziplinarordnung zu sor-
gen, Entscheidungen iiber Schuleintritte zu fiillen, die Fortbil-
dungsschule der Gemeinde zu organisieren, die Stundenpline auf-
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zustellen, in erster Instanz iiber Beschwerden in Schulangelegenhei-
ten zu entscheiden und gewisse verschirfte Disziplinarstrafen iiber
Schiiler zu verhiingen, die Schulverwaltung zu besorgen respektive
zu beaufsichtigen, ihre Wahlbefugnisse auszuiiben (Ausiibung
ihrer gesetzlichen Frunktionen bei den Wahlen der Elementar- und
der Reallehrer, Wahl der Arbeitslehrerinnen und des Aufsichts-
komitees fiir die Midchenarbeitsschule, Anstellung der Lehrkrifte
fiir die Fortbildungsschulen, Bestimmung des Vorsitzenden der
Lehrerkonferenz einer Schulanstalt und ErlaB eines Konferenz-
reglementes, Wahl der Schulirzte und Regelung der ortlichen
Schulzahnpflege, Anordnungen fiir Stellvertretungen) und Ficher-
dispensationen von Schiilern vorzunehmen,

Alle Fragen, die finanzielle Folgen mit sich bringen, sind von
der Schulbehorde dem Gemeinderat und vom Erziehungsrat dem
Regierungsrat vorzulegen.

Besondere Bestimmungen iiber die Aufsicht
an deir Mdidchenarbeitsschulen.

Die staatliche Aufsicht iiber die Arbeitsschulen ist vom
Erziehungsrat einer Arbeitsschulinspektorin iibertra-
gen, die in Ausfithrung des Art. 75 des Schulgesetzes betreffend
die Aufsicht iiber den Unterricht in weiblichen Arbeiten (Midchen-
handarbeitsunterricht, Haushaltungskunde und Kochen) auf die
gesetzliche Amtsdauer von jeweilen vier Jahren gewihlt wird.
Diese Inspektorin hat in erster Linie dariiber zu wachen, daB die
der Aufsicht unterstellten Schulen sowohl nach ihrer innern und
duBern Einrichtung als auch nach ihren Leistungen den gesetz-
lichen und reglementarischen Anforderungen entsprechen. Sie hat
jede Schule einmal wihrend des Sommers und einmal wihrend
des Winters zu besuchen und in ihrem JahresschluBberichte an
den Erziehungsrat Auskunft iiber die Schulzimmer und ihre Ein-
richtung, sowie iiber Organisation und Unterricht an den Schulen
zu geben (Reglement fiir die Inspektorin der Midchenarbeits-
schulen vom 1. Dezember 1928).

Die 6rtliche Aufsicht geschieht durch die von der Orts-
schulbehorde auf die Dauer von vier Jahren gewiihlte Frauen-
kommission von mindestens drei fachkundigen Mitgliedern,
die aus ihrer Mitte eine Prisidentin bestellen. In simtlichen Din-
gen, welche die Arbeitssechule betreffen, ist die Frauenkommaissien
begutachtende und antragstellende Instanz fiir die Schulbehorde.
Den Mitgliedern der Frauenkommission liegt unter anderem ob:
Den Lehrerinnen in der Schulfithrung mit Rat und Tat an die
Hand zu gehen und nach bestimmter Kehrordnung die Schule min-
destens dreimal jihriich zu besuchen (Reglement iiber den Unter-
richt an den Midchenarbeitsschulen vom 18. Oktober 1928).
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Sekundarschulen und allgemeine Fortbildungsschulen.

Die im Abschnitt .Gesamtes Schulwesen® aufgefithrten Bestim-
mungen iiber die Gemeindeschulbehorden gelten sowohl fiir die
Kleinkinder-, die Primar- und Sekundarschulen wie fiir die alige-
meinen Fortbildungsschulen. Die Organisation all dieser Schulen
ist nunmehr im grof8en und ganzen den Forderungen des neuen
Schulgesetzes angepalt. Nur in bezug auf die Inspektion steht die
Neuregelung noch aus.?)

Im Hinblick auf die Sekundar(Real)schulen und auf die all-
gemeinen Fortbildungsschulen sind noch folgende spezielle Bestim-
mungen herauszuheben:

a) Sekundar(Real)schulen. Nach Art. 27 des Schul-
gesetzes wird die Errichtung und der Fortbestand der Realschule
einer Gemeinde oder einer Vereinigung von Gemeinden vom Re-
gierungsrat genehmigt: 1. Wenn fiir die Elementarschule ausrei-
chend gesorgt ist; 2. wenn ein anhaltender Besuch von mindestens
zehn Schiilern in Aussicht steht; 3. wenn die Gemeinde, in welcher
die Schule errichtet werden soll, 10 % des Grundgehaltes jeden Leh-
rers beitrigt und fiir geeignete Unterrichtslokale und Nebenrium-
lichkeiten sorgt. Sollte die Schiilerzahl in bereits bestehenden
Realschulen im Laufe von drei aufeinanderfolgenden Jahren bei
einer einklassigen Schule unter zehn, bei einer zweiklassigen unter
zwanzig und bei einer dreiklassigen unter dreiflig herabsinken, so
kann der Regierungsrat die betrefiende Realschule aufheben, be-
ziehungsweise in eine einklassige oder zweiklassige umwandeln.

b) Allgemeine Fortbildungsschulen. Die ,Verord-
nung des Erziehungsrates iiber die allgemeinen Fortbildungsschu-
len vom 20. August 1927 unterscheidet a) die landwirtschaftlichen
Fortbildungsschulen, b) die allgemeinen Fortbildungsschulen der
industriellen Gemeinden. Fiir die landwirtschaftliche Fortbil-
dungsschule bestehen zwolf Schulkreise; allgemeine Fortbildungs-
schulen fiir Jiunglinge, die in einer Berufslehre stehen und die
nicht in der Landwirtschaft beschiftigt sind, werden errichtet in
industriellen Gemeinden, wenn die durchschnittliche Schiilerzahl
beider Jahrgiinge zusammen zehn betrigt (§ 1 ff.).

Die landwirtschaftlichen und allgemeinen Fortbildungsschulen
stehen unter der direkten Aufsicht und Leitung von besonderen
Kommissionen, die durch die Schulbehorden ernannt werden.
Sind mehrere Gemeinden an einer Schule beteiligt, so entsendet
jede derselben einen Abgeordneten und die Gemeinde, in welcher
die Schule ihren Sitz hat, zwei Vertreter in die Kommission. Der
Vorsitzende wird von der Schulbehiorde des Schulortes bezeichnet.

) Die Dekretsvorlage iiber die Aufsicht iiber die Schulanstalten des Kan-
tons Schaffhausen vom Jahre 1930 ist immer noch im Entwurfsstadium.
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Der Leiter der Schule hat mit beratender Stimme den Sitzungen
beizuwohnen (§¢ 8 und 9).

Die Kommission hat unter anderem das Vorschlagsrecht fiir
die Wahl des Leiters und der Lehrer der Schule; sie besitzt Straf-
kompetenzen; ihre Mitglieder haben die Pilicht, durch Schulbesuche
sich vom Gang des Unterrichtes und von der Tétigkeit des ein-
zelnen Lehrers ein Bild zu verschaffen (§ 10).

Der Leiter der Schule hat unter anderem den Stundenplan
auszuarbeiten, das Schiilerverzeichnis zu fithren, das Budget und
die Jahresrechnung aufzustellen und einen Jahresbericht an die
Behirden zu erstatten (§ 11).

Lehrerkonferenzen.

In Ausfithrung von Art. 69 des Schulgesetzes verfiigt das
.Reglement iiber die Konferenzen der Lehrer und Lehrerinnen des
Kantons Schaffhausen vom 30. Mai 1929 wie folgt:

§ 1. Zur Forderung der wissenschaftlichen und praktischen
Titigkeit der Lehrer, zur Besprechung und Begutachtung gemein-
samer Schulangelegenheiten, sowie zur Pilege der Kollegialitéit be-
stehen folgende Konferenzen: a) Die Kantonalkonferenz; b) die
Elementarlehrerkonferenz; ¢) die Reallehrerkonferenz; d) die Kon-
ferenz der Arbeitslehrerinnen; e) die Bezirkskonferenzen; f) die
Konferenz der Kantonsschullehrer. '

Allgemeine Bestimmungen fiir die Konferen-
zen a—e. Aus § 3. Zur Teilnahme an den Konferenzen sind alle
Lehrpersonen mit einem Lehrauftrag von mindestens vier Wochen-
stunden verpflichtet, ebenso die Stellvertreter. Die Mitglieder der
kantonalen Erziehungsbehorden und der Ortsschulbehorden haben
das Recht, an den Verhandlungen mit beratender Stimme teilzu-
nehmen. Die Verhandlungen sind oifentlich.

Aus § 5. Die Konferenzen finden ordentlicherweise einmal
jahrlich statt. AuBerordentliche Versammlungen miissen einbe-
rufen werden: Auf Verlangen des Erziehungsrates, auf Grund des
Beschlusses der Konferenz, auf Anordnung des Vorstandes, oder
wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder durch eine schriftlich
begriindete und personliech unterzeichnete Eingabe eine Sitzung
verlangen. Um einen angemessenen Turnus einhalten zu koénnen,
sollen die Kantonalkonferenz und die Reallehrerkonferenz im zwei-
ten Schulquartal, die Elementarlehrerkonferenz im dritten oder
vierten und die Bezirkskonferenzen jeweils im ersten Quartal
tagen.

§ 6. Die Tagungen der Kantonalkonferenz, der Elementarlehrer
und der Arbeitsiehrerinnen finden in der Regel in Schaffhausen
statt. Im Einverstindnis mit der Erziehungsdirektion k6nnen auch
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andere Versammlungsorte gewihlt werden. Die Reallehrerkonfe-
renz versammelt sich in einer der Realschulgemeinden des Kan-
tons, und die Bezirkskonferenzen treten zusammen in einer Ge-
meinde des Konferenzbezirkes.

Aus § 8 Die Konferenzen konstituieren sich selbst. Sie wiih-
len auf die gesetzliche Amtsdauer in geheimer Abstimmung einen
Vorstand und die zur Durchfithrung besonderer Aufgaben notwen-
digen Kommissionen.

Besondere Bestimmungen fiir die einzelnen
Konferenzen. Aus § 10. Die Kantonalkonferenz besteht
aus siamtlichen Lehrern und Lehrerinnen an den 6ifentlichen Schu-
len des Kantons (die kantonale Erziehungsanstalt fiir Schwach-
sinnige und die Erziehungsanstalt ,.Friedeck’* bei Buch inbe-
griifen), mit Ausnahme der Arbeitslehrerinnen und der Lehrer der
Fortbildungsschulen. Sie macht jeweils bei Beginn ciner neuen
Amtisperiode oder bei Vakanzen unverbindliche Vorschlige {fiir
die Wahl von zwei Mitgliedern des Erziehungsrates, die zwei im
Amt stehende Lehrer verschiedener Schulstufen sein miissen. Der
Vorstand der Kantonalkonferenz besteht aus fiinf Mitgliedern; es
sollen darin in der Regel die verschiedenen Schulstufen vertreten
sein. ,

Aus § 11. Mitglieder der Elementarlehrerkonferenz
beziehungsweise der Reallehrerkonferenz sind siamtliche
an der betreffenden Schulstufe unterrichtenden Lehrpersonen, ohne
die Arbeitslehrerinnen. Zu den jeweiligen Verhandlungen ordnen
die andern Konferenzen 1—2 Lehrer ab, die beratende Stimme
haben. Die Vorstinde dieser Konferenzen bestehen aus drei Mit-
gliedern,

§ 12. Mitglieder der Arbeitslehrerinnenkonferenz
sind sidmtliche Arbeitslehrerinnen und Haushaltungslehrerinnen
der Elementar- und Realschulen. Die Konferenz umschreibt ihren
Zweck, ihre Organisation und ihre Arbeitsweise in einem beson-

geru Reglement, welches der Genehmigung des Erziehungsrates
edarf.

Aus § 13. Die Lehrer und Lehrerinnen der Elementar- und
Realschulen versammeln sich jihrlich einmal in den B ezirks-
konferenzen.

Aus § 14. Die Organisation der Bezirkskonferenzen ist im we-

sentlichen die gieiche wie die der Elementar- und Reallehrer-
konferenz.
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Kanton Appenzell A.-Rh.
Gesamtes Schulwesen;
Primar-, Sekundar- und allgemeine Fortbildungsschule.

Staatliche Aufsicht. Die ,,Verordnung iiber das Schul-
wesen des Kantons Appenzell A.-Rh. vom 1./2. April 1878 stellt
in § 1 das gesamte Schulwesen unter die Aufsicht des Staates und
erkliart es, vorbehiltlich der besonderen Stellung der Kantons-
schule und der- Privatschulen, als Sache der Gemeinden.

Die Erziehungsdirektion, in Verbindung mit dem
Erziehungsrat (Landesschulkommission), iliberwacht als oberste
staatliche Instanz die Tiatigkeit der Gemeinderite im Schulwesen
und der Gemeindeschulkommissionen und erledigt Rekurse gegen
Verfiigungen der Gemeinderate in Schulangelegenheiten, stellt
Antrag in bezug auf die auszurichtenden Staatsbeitrige und die
Verwendung der Volksschulsubvention, hat die Kontrolle iiber
die Lehrerwahlen und die direkte Aufsicht iiber das Lehrerpen-
sionswesen (§ 21 des Geschiftsreglementes des Regierungsrates
vom 28. Januar 1909).

Im iibrigen steht die Oberaufsicht der Landesschulkom-
mission zu, die aus fiinf Mitgliedern besteht und jdhrlich vom
Kantonsrat frei zu wihlen ist (§ 1).?) Die Privatschulen stehen
unter direkter Aufsicht der Landesschulkommission (§ 3).7)

Die Landesschulkommission bewiiligt durch ihr Prisidium
die provisorische Anstellung eines Lehrers oder einer Lehrerin;
sie erteilt das Wahlfihigkeitszeugnis auf Grund einer vor ihr
abgelegten theoretischen Priifung oder auf Grund von Patenten
aus andern Kantonen oder dem Auslande; sie stellt die Lehrpline
fiir die offentlichen Schulen unter Genehmigung des Regierungs-
rates fest (diejenigen der Privatschulen unterliegen der Priifung
und Genehmigung der Landesschulkommission); sie 1st erméch-
tigt, mit Genehmigung des Regierungsrates Lehrmittel fiur die
offentlichen Schulen obligatorisch einzufithren oder zweckméidRige
Lehrmittel zur Einfithrung zu empfehlen; sie wacht iiber die Er-
fiilllung der gesetzlichen Schulpflicht, sowie des obligatorisch ein-
gefiihrten Madechenhandarbeitsunterrichts und des obligatorischen
Turnunterrichts der Knaben. Rekurse in Schulsachen gegen Ver-
fiigungen der Gemeindeschulkommissionen sind zunichst an die
Gemeinderite, Rekurse gegen Beschliisse der Gemeinderite da-
gegen an den Regierungsrat zu richten, der dariiber nach Ein-
holung des Gutachtens der Landesschulkommission entscheidet
(§§ 4—12 und 42).7)

1) Verordnung iiber das Schulwesen vom 1./2. April 1878.



110 Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen.

Fiir siimtliche Primar- und Sekundarschulen des Kantons, sowie
tiir die Privatschulen besteht ein kantonaler Schulinspek-
tor, der innert drei Jahren simtliche ihm ‘unterstellten Schuien
zu inspizieren hat.?) Der Schulinspektor kann von den Schulkom-
missionen und der Lehrerschaft in Schulfragen als Berater in
Anspruch genommen werden. Ihm wird die Begutachtung piida-
gogischer und schulorganisatorischer Fragen iibertragen. Er
kann zu den Sitzungen der Landesschulkommission mit beraten-
der Stimme zugezogen werden, hat die kantonalen Lehrerkonfe-
renzen und, soweit es seine iibrigen Funktionen erlauben, auch
die Bezirks- und Spezialkonferenzen zu besuchen; er kann auch
mit der Leitung von Lehrerkursen beauftragt werden und Lkat
itber die ordentlichen und auBerordentlichen Inspektionen, scwie
alljihrlich iiber seine Amtstiitigkeit Bericht zu erstatten. ?)

Gemeindeaufsicht Die Leitung des offentlichen Schul-
wesens in den Gemeinden steht bei den Gemeinderiten, respektive
bei den Gemeindeschulkommissionen, welche alljihrlich frei zu
erwiihlen sind. TFiir die Sekundar-(Real-)schulen kénnen beson-
dere Kommissionen bestellt werden. Diesen Kommissionen liegt
speziell ob, fiir die Hebung und Verbesserung des Schulwesens zu
sorgen, alle beziiglichen Verordnungen und Vorschriften genau
zu vollziehen, die Schulen personlich zu beaufsichtigen und die
Lehrer in Ausiibung ihres Berufes zu unterstiitzen. Das Nihere
bestimmt das Gemeinderegiement3) (§ 2).%)

Die Leitung und Beaufsichtigung der Arbeitsschulen
steht bei den Gemeindeschulkommissionen. Diese haben fiir geecig-
nete Lokalititen und passende Ausstattung derselben zu sorgen
und konnen zur speziellen Uberwachung der Arbeitsschulen be-

sondere Aufsichtskommissionen von sachkundigen Frauen er-
nennen. °)

; ') Nach § 22 des Reglements iiber die staatliche Unterstiitzung der Fort-
1)‘1‘](]111.1;"58(‘}1111(’1] vom 2. Juni 1916 behélt sich der Staat auch die Inspektion
samtlicher von ihm unterstiitzter Fortbildungsschulen vor.

*) Dienstreglement fiir den kantonalen Schulinspektor vom 18. Juli 1914.

%) Fiir alle Gemeinden bestehen demnach besondere Reglemente. Aus den
vom Gemeinderat erlassenen Reglementen der griofSten dieser Gemeinden.
Hensau. fiihren wir die folgenden an: Reglement fiir die Spezialkommis-
sionen der Schulkommission vom 29. April 1912, Reglement fiir die Téchter-
fclrthildungsschule vom 12. August 1912, Reglement fiir die Volkskochschule vom
27. August 19“1‘_’. Reglement fiir die Knabenhandarbeitsschule vom 22. Juli 1918
Begk'n‘mnt_ flir die obligatorische Fortbildungsschule vom 12. August 1918’
()1-ga111§at10n der Gemeinde-Realschule vom 22. April 1919, Reglement betref-
fend die Lehrerschaft der Gemeinde-Realschule vom 22. April 1919, Reglement
fiir die Spezialklassen vom 28. Mai 1923. ’

*) Verordnung iiber das Schulwesen vom 1./2. April 1878.

®) Regulativ fiir die obligatorischen Midchenarbei y )
Ty eitsschulen vom 12. No-
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Fiir den obligatorischen Turnunterricht der Knaben bis
zum 16. Altersjahr kann ebenfalls eine Inspektion angeordnet
werden. :

Lehrerschaft. Obligatorisch einzufithrende Lehrmittel
und die Entwiirfe zu den Lehrplanen fiir die 6ifentlichen Schulen
sind der Lehrerschaft zur Begutachtung vorzulegen. IEs koérnen
ihr auch andere, das Innere des Schulwesens beschlagende Fra-
gen zur Vernehmlassung iiberwiesen werden (§ 6.1

Kanton Appenzell 1.-Rh.

Primar-, Real- und Fortbildungsschulen.

Die Hauptbestimmungen sind niedergelegt in der Schulver-
ordnung vom 29. Oktober 1896 mit den seitherigen Abiinderungen.

Allgemeines; Schulkreise.

Das offentliche Schulwesen des Kantons Appenzell I.-Rh. um-
faBt die Primar- und Fortbildungsschulen, die in Oberegg be-
stehende Realschule und die kantonale Midchenrealschule in Ap-
penzell *) (Art. 1).7)

Der Kanton ist in Schulkrecise eingeteilt (Art. 5). *) Jeder
Schulkreis des Kantons sorgt unter Aufsicht und Mitwirkung des
Staates fiir geniigende Primarschulen, an welche die entsprechende
Anzahl von Fortbildungsschulen sich anschliefit, letztere in dem
Bestreben, die erworbenen Kenntnisse beizubehalten und mit
Riicksicht auf den kiinftigen Beruf noch zu vermehren (Art. 2).7)

Auch Privatschulen diirfen mit Genehmigung der Landes-
schulkommissiou errichtet werden (Art. 3).°)

Schulaufsicht.

Das Erziehungswesen wird unter Mitwirkung des GrofBen
Rates und der Standeskommission besorgt durch die Landesschul-
kommission, den Schulinspektor und die Ortsschulrite (Art. 13).7)

Die Landesschulkommission ist der Standeskommis-
sion koordiniert und besteht aus sieben Mitgliedern. Dasjenige
Mitglied der Standeskommission, welchem bei der Geschiftsver-
teilung das Erziehungswesen iibertragen wird, ist Pridsident der
Landesschulkommission. Der GroBe Rat wihlt ailljihrlich die

1) Verordnung iiber das Schulwesen vom 1./2. April 1878.

) Siehe Verordnung iiber die kantonale Méadchenrealschule in Appen-
zell vom 27. Mai 1929.

3) Schulverordnung.
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iibrigen sechs Mitglieder. Den Aktuar ernennt die Behorde selbst *)
(Art. 14).2)

Die Landesschulkommission versammelt sich so oft der Prisi-
dent es fiir notig findet oder zwei Mitglieder es verlangen. Sie
bestimmt die Kurseinteilung der Schulen, sowie die Lehrmittel,
welche nicht durch den Lehrplan schon bezeichnet sind (den Kate-
chismus und die biblische Geschichte bestimmt die kirchliche Be-
horde), stellt den Lehrplan fiir die Miidchenarbeitsschulen und die
Toéchterhaushaltungsschulen auf, genehmigt die Errichtung oder
bauliche Umiinderung von Schulhiiusern, sorgt fiir getreue Aus-
fithrung und Handhabung der Verordnung und tut iiberhaupt
alles dasjenige, was sie im Interesse und Gedeihen des Schulwes:cns
fiir notwendig und niitzlich erachtet. Streitigkeiten zwischen Leh-
rern, Ortsschulriiten und Schulgemeinden unterliegen ihrem FEnt-
scheide. Die ortlichen Schulverordnungen sind ihrer Genehmigung
zu unterstellen. ?)

Der Landesschulkommission steht auch das Recht zu, gesetzes-
beziehungsweise verordnungswidrige Beschliisse einer Schulge-
meinde zu Kkassieren, die Genehmigung der Lehrerwahlen zu er-
teilen, eventuell eine Priifung des Gewihlten anzuordnen oder auf
Wunseh des Ortsschulrates diesen einige Zeit — im Maximum ein
Jahr — des Amtes walten zu lassen und gestiitzt hierauf Bestéti-
gung oder Abweisung zu beschlieBen; sie ist befugt, zur Fort-
bildung der Lehrer obligatorische Kurse zu veranstalten oder ein-
zelne Lehrer an solche abzuordnen; sie ist Rekursinstanz gegen-
itber Entscheiden der Ortsschulbehorden. Rechtzeitigz erhobene
Beschwerden gegen Absenzenstrafen erledigt der Erziehungsdirek-

tor von sich aus oder iiberleitet sie an die Landesschulkommission
(Art. 16—19).2)

Die Realschule in Oberegg und die kantonale Midchenreal-
schule in Appenzell stehen unter der unmittelbaren Leitung und
Aufsicht der Landesschulkommission. Die Fithrung der letzteren
i1st dem Frauenkloster St.Maria der Engel in Appenzell —- ge-
stiittzt auf eine besondere Vereinbarung zwischen Landesschul-
kommission und Klosterleitung — iibertragen. Die Landesschul-
kommission wihlt die Lehrerin der kantonalen M:idchenreal-
schule, bestimmt die Schulzeit, den Lehrplan und die Lehrm:ttel
und sorgt fiir das Schuimobiliar. Sie ist aueh zustindig zur Er-
ledigung von Beschwerden und zur Ahndung von VerstoB8en gegen

7 _"ﬁ Aktuar ist .geméiB der kantonalen Besoldungsverordnung vom 1. Juni
1926 der Ratschreiber von Amtes wegen. (Art. 34).

*) Schulverordnung.
*) Art. 15 der Schulverordnung; Verordnung betreffend die staatliche

lTntorstiitzung der hauswirtschaftlichen Berufsbildung vom 26. Mai 1925 und
Verordnung iiber die Madchenarbeitsschulen vom 26. November 1928.
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die Schulordnung. Sie kann bestimmte ihr zustehende Obliegen-
heiten in bezug auf die Schule dem kantonalen Schulinspektorate
iibertragen.?)

In der Friihjahrssitzung 1900 hat der GroBle Rat aui den An-
trag der Landesschulkommission hin den nétigen Kredit fiir die
Anstellung eines stindigen kantonalen Schulinspek-
tors gewidhrt; auf die zweite Hillte 1902 trat der erste Inhaber
sein Amt an. Es liegt diesem zuniichst die Aufgabe ob, die Orts-
behorden, die Lehrer und die Schulen zu iiberwachen und die
jahrlichen Priifungen abzuhalten. Der Schulinspektor soll acch
wihrend des Schuljahres wenigstens einmal die Schulen besuchen.
Gestiitzt auf die gemachten Beobachtungen hat er der Landes-
schulkommission zuhanden des GroBen Rates alljihriich Bericent
zu erstatten.

In jedem Schulkreise besteht eine ortliche Sehulkommis-
sion von fiinf bis neun Mitgliedern, welche von der Schulgemeinde
gewihlt wird. Mitglieder der Landesschulkommission sind nicht
wihlbar. Der Lehrer kann beigezogen werden und hat beratende
Stimme. Der Ortsschulrat fithrt die unmittelbare Aufsicht iiber
Lehrer und Kinder, besorgt das Rechnungswesen der Schuige-
meinde und ordnet alles dasjenige an, was zur Forderung des
Schulwesens notwendig oder geeignet erscheint. Er sorgt fiir die
Schullokale und die nétigen Schulmaterialien, fiir gute Lehrer
und iiberwacht den Schulbesuch. Zur Ausiibung der Kontrolle soll
von seiten des Schulrates monatlich wenigstens ein Mitglied der
Schule einen Besuch abstatten (Art. 21).2)

Die Lehrer des inneren Landesteiles sind verpflichtet, jahr-
lich eine von der Landesschulkommission zu bestimmende Anzahl
Konferenzen zu halten, die hauptsichlick Fortbildungscha-
rakter haben. Auch die Lehrer von Oberegg sind in diese Konfe-
renzen einbezogen (Art. 11).%)

Seit 1933 nehmen auch die Lehrerinnen regelmifBig an den
Konferenzen teil, withrend sie frither nur ab und zu bei wichti-
geren allgemeinen Beratung zugezogen wurden. ®)

Kanton St. Gallen.
Primar-, Sekundar- und allgemeine Fortbildungsschulen.

Die Grundlage bildet immer noch das Gesetz iiber das Erzie-
hungswesen vom 8 Mai 1862, erginzt durch die Schulordnung

1) Schulverordnung und Verordnung iiber die kantonale Madchenreal-
schule in Appenzell vom 27. Mai 1929.

*) Schulverordnung.

3) Geschiftsbericht iiber die Staatsverwaltung und Rechtspflege des Kan-
tons Appenzell I.-Rh. von 1933, S. 46.
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fiir die Primar- und Sekundarschulen vom 29. Dezember 1865, beide
Erlasse seither vielfach abgeéndert.

Die Schulgemeinden.

a) Primarschulen. Diejenigen Einwohner einer Ortschaft
oder politischen Gemeinde, welche bis anhin fiir die Bediirfnisse
einer oder mehrerer Primarschulen zu sorgen hatten, bilden eine
Schulgemeinde (Art. 36).7)

Nach Art. 5 der Kantonsverfassung vom 16. November 1890 soll
die durch die Gesetzgebung niher zu bestimmende Organisation
der Schulgemeinden, wo immer die ortlichen Verhiltnisse es ge-
statten (soweit erforderlich unter Beiziehung der okonomischen
Mithilfe des Staates), eine Kriftigung der Schulverbinde durch
Vereinigung kleinerer Schulgemeinden ermoglichen und znm
Zwecke der Vereinigung konfessionell organisierter Schulgemein-
den die notigen Bestimmungen treffen. Wenn daher im Gebiete
einer politischen Gemeinde konfessionell organisierte Schulgemein-
den bestehen und die Mehrheit der politischen Gemeinde oder die
betreffenden Schulgemeinden selbst die Schulvereinigung beschlie-
Ben, so ist dieselbe sofort durchzufithren. Dem GroBen Rate steht
das Recht zu, allzu kleine Schulgemeinden, die in okonomischer
und padagogischer Bezichung unfihig sind, als Triger des Schul-
wesens zu funktionieren, unter angemessener Unierstiitzung durch
den Staat mit benachbarten Schulgemeinden zu vereinigen. Uber
alle Anstinde, die sich aus einer solchen Vereinigung ergeben
konnten, entscheidet der GrofBle Rat.

Dem Erziehungsrate steht zu, da, wo es die ortlichen Verhilt-
nisse erheischen, einzelne Teile von einer Schulgemeinde abzulosen
und mit einer andern Schulgemeinde zu verbinden (Art. 397), oder
auch Schulpflichtige, welche in ihrer Wohngemeinde keine Schule
gleicher Konfession haben, der Schule der andern Konfession zu-
zuteilen (Art. 381).

Die Bildung neuer Schulgemeinden wird vom Regierungsrat
auf Antrag des Erziehungsrates bewilligt, wenn: a) deren Wiinsch-
barkeit und ZweckmiiBigkeit durch die lokalen Verhiltnisse und
deren voraussichtlich dauernden Bestand begriindet ist; b) die
okonomischen Verhiltnisse derart sind, daB durch eine méflige
Steuerbelastung neben der Deckung der ordentlichen Jahresaus-
gaben auch die Bildung eines Schulfonds ermdoglicht wird (Art.
121).2)

b) Sekundarschulen. Genossenschaften oder Korporatio-
nen, welche Sekundarschulen besitzen, bilden die Sekundarschul-

1) Gesetz iiber das Erziehungswesen.
%) Schulordnung.
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gemeinde.!) Wo Sekundarschulen von Privaten unterhalten oder
auf ihre Kosten errichtet werden, bilden diese die Sekundarschul-
gemeinde (Art. 48).2) — Die Sekundarschulgemeinden haben die
gleichen Rechte und, Pflichten wie die Primarschulgemeinden
(Art. 49).2)

¢c) AllgemeineFortbildungsschulen. Die Errichtung
und Forterhaltung einer aligemeinen Fortbildungsschule ist (ge-
miafB Art. 7 der Kantonsverfassung) Sache der politischen Ge-
meinde, eventuell der Schulgemeinde. Wo noch konfessionel ge-
trennte Schulgemeinden bestehen, haben sich diese zur Fuhrung
einer, oder, wo es die territorialen Verhiltnisse erheischen, meh-
rerer gemeinsamer Fortbildungsschulen zu vereinigen (Art. 5 und
6 der Verordnung iiber die allgemeinen IFortbildungsschulen vom
13. Oktober 1905).

Die kanionalen Erziehungsbehiorden und ihre Organe,

a) Der Regierungsrat. Die oberste Leitung des Erzie-
hungswesens steht dem Regierungsrate zu, der durch sein Er-
ziehungsdepartement die Aufgaben der hichsten Schul-
instanz erfiilit. Eine Umschreibung der Kompetenzen und Funk-
tionen des Irziehungsdepartementes besteht nicht. Wohl aber
werden in Art. 1 des Schulgesetzes als wichtigste Verrichtungen
des Regierungsrates bezeichmet: Uberwachung des gesamten Er-
ziehungswesens, ) Uberwachung der Vollziehung des Erziehungs-
gesetzes und der damit zusammenhingenden Beschliisse des Gro-
Ben Rates durch den Erziehungsrat und ErlaB der erforderlichen
Vollziehungsverordnungen, Wahl des KErziehungsrates, Genehmi-
gung der Lehrmittel und Lehrpline, sowie der vom Erziehungsrat
zu erlassenden Verordnungen und Reglemente. Der Regierungs-
rat ist auch Rekursbehorde gegen die Verfiigungen des Erzie-
hungsrates.

b) Der Erziehungsrat? ist dem Regierungsrat zur Voll-
ziehung der Gesetze und Verordnungen iiber das Erziehungswesen
untergeordnet und besteht aus elf Mitgliedern. Der Regierungsrat
als Wahlbehorde bestellt ein Mitglied aus seiner Mitte, die andern
Mitglieder frei aus allen wahlfihigen Einwohnern des Kantons.
Zum Priasidenten des Erziehungsrates wird das in denselben ge-
wahlte Mitglied des Regierungsrates ernannt und zum Vizeprisi-

) Im Laufe der Jahre haben die Gffentlichen Sekundarschulen stirkere
Triager erhalten: Politische Gemeinden, Primarschulgemeinden und Sekun-
darschulgemeinden.

) Gesetz iiber das Erziehungswesen.

3) Auch die Privatschulen und die Privatinstitute stehen unter der Auf-
sicht der Erziehungsbehorden (Art. 70 Erziehungsgesetz).

*) Art. 2ff. des Erziehungsgesetzes.
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denten ein anderes Mitglied des Erziehungsrates. Der Erziehungs-
rat bestellt zur Besorgung der laufenden Geschifte eine engere
Kommission von drei Mitgliedern aus seiner Mitte, deren Priisi-
dent der Erziehungsdirektor ist. Die fiir die unmittelbare Beauf-
sichtigung der hohern Lehranstalten auf fiinf Mitglieder erwei-
terte Erziehungskommission ist die Studienkommission.

In den Aufgabenkreis des Erziehungsrates gehoren: Der LEr-
laB eines Reglementes fiir seine Geschaftsfithrung, der Schul-
und Disziplinarordnungen fiir die Primar- und Sekundarschulen,
die Bestimmung der Lehrmittel und Lehrpline der Primar- und
Sekundarschulen, die Lehrerpriifungen und die Ausstellung der
Wahlfihigkeitszeugnisse, eventuell Entlassung von Lehrern, die
Wahl der Bezirksschulriite und ihrer Priisidenten, die Uberwachung
der Bezirks- und Gemeindeschulrite, die alljihrliche Bericht-
erstattung iiber den Stand des Erziehungswesens an den Regie-
rungsrat,?) Ausarbeitung von Gutachten und Entwiirfen fir Ge-
setze, Verordnungen und Beschliisse betreffend das Erziehungs-
wesen zuhanden des Regierungsrates.

¢) Die kantonalen Inspekfionsorgane Ihre Ein-
richtung .entbehrt der Gesetzes- und der Verordnungsgrundlage.
Vom Erziehungsdepartement gewihlt werden die kantonale Ar-
beitsschulinspektorin und die kantonale Hauswirtschaftsinspekto-
rin; der Erziehungsrat wihlt die kantonale Schulturnkommission.

Die kantonale Arbeitsschulinspektorin und die
kantonale Hauswirtsechaftsschulinspektorin sind
fachliche Beratungsorgane des Erziehungsdepartementes und des
Erziehungsrates; ihnen werden auch die schwierigeren Inspektions-
falle tiberwiesen, die von den Bezirksorganen nicht itbernommen
werden konnen oder nicht iibernommen werden wollen; die beiden
Organe erfiillen auch die Aufgabe, die fachlichen Besirebungen
auf dem Gebiete der Arbeitsschule und der Hauswirtschaft der
Schule nutzbar zu machen.

Auf dem Gebiete des Turnwesens erfiillt die kantonale
Schulturnkommission ungefihr die gleiche Aufgabe wie
die kantonale Arbeitsschulinspektorin im Arbeitsschulwesen. Sie
besteht seit 1907 und umfafBt funf Mitglieder, von denen eines dem
Erziehungsrate angehort.

Die Schulbehiorden der Bezirke und ihre Aufsichtsorgane.

a) DerBezirkssehulrat. In jedem politischen Bezirk be-
steht ein Bezirksschulrat von wenigstens drei Mitgliedern, dem die
Aufsicht iiber die Primarschulen, Sekundarschulen und allgemei-

1) Seit 1870 erfiillt der Departementshericht die periodische Bericht-
erstattung.
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nen Fortbildungsschulen des betreffenden Bezirkes iibertragen ist.
Die Zahl der Mitglieder fiir den einzelnen Bezirk bestimmt der Iir-
ziehungsrat. Sie betrigt drei bis sieben (Art. 3).%)

Der Bezirksschulrat ist in seinem Schulbezirk das Organ des
Erziehungsrates. Er steht unter dessen unmittelbarer Aufsicht
und ist ihm verantworthich (Art. 178). 2) Er versammelt sich, so oft
es die Geschiifte erfordern oder zwei Mitglieder es verlangen
(Art. 182).2) Er besucht die Schulen seines Bezirkes wenigstens
zweimal des Jahres. In diese Schulbesuche haben sich die
Mitglieder nach der jeweiligen Verfiigung des Bezirksschulrates
zu teilen (Art. 185).2) Der Bezirksschulrat hat auch an die Jahres-
priifungen eine Abordnung zu schicken.”) Er gibt nach Anhorung
der Visitatoren iiber die in Handhabung der Art. 185 bis 189 der
Schulordnung gemachten Beobachtungen im Frithjahr Visitations-
berichte an die Lehrer und Lehrerinnen, sowie an die Ortschul-
riate der Primar- und Sekundarschulen ab.®) Auch die allgemei-
nen Fortbildungsschulen unterstehen der regelmiaBigen bezirks-
schulritlichen Inspektion und Berichterstattung.

b) Die bezirksridtlichen Fachinspektorate. Der
Bezirksschulrat ernennt zur Beaufsichtigung der Arbeits- und
Hauswirtschaftsschulen eine bis drei sachverstindige Frauen,
welche die Schulen wenigstens zweimal im Jahr inspizieren; der
letzte Besuch wird bei Abnahme der SchluBpriifung gemacht. Diese
Bezirks-Arbeitsschulinspektorinnen haben alljihr-
lich jeder Lehrerin einen Visitationsbericht zuzustellen und iiber-
dies alljihrlich einen Gesamtbericht iiber das Arbeitsschulwesen
des Bezirkes durch den Bezirksschulrat an das Erziehungsdeparte-
ment zu erstatten.*) Auch die Madchenfortbildungsschule unter-
liegt ihrer Inspektion und Berichterstattung.

Von den Bezirksschulriiten werden auch die Bezirks-Turn-
inspektoren gewihlt. Sie erfiillen die Funktionen des Be-
zirksschulrates auf dem Gebiete des Schulturnens.

¢) Der Bezirksschulratspriasident besorgt die amt-
liche Korrespondenz und die Abfassung von Berichten und Gut-
achten an die Oberbehiorde. Er ordnet erforderlichenfalls die Sit-
zungen des Bezirksschulrates an; dringende und unverschiebbare
Anordnungen erliBt er von sich aus und iibt iiberhaupt die direkte
Uberwachung und Leitung des Schulwesens im Bezirk aus (Art.
203—211). 2)

1) Erziehungsgesetz.
%) Schulordnung.

3) Siehe Verordnung iiber die Ausstellung und Behandlung der bezirks-
riatlichen Visitationsberichte vom 1. Juni 1932.

#) Siehe Verordnung tiber das Arbeitsschulwesen der Volksschule vom
28. Juni 1932.

%) Schulordnung, Art. 191/193.
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d) Der Bezirksammann hat daruber zu wachen, daB die
Schulbehorden seines Bezirkes fortwiithrend in verfassungsmiifi-
gem Zustande bestellt seien und kontroliiert den riehtigen Eingang
der Schulrechnungen; er dehnt den gesetzlich vorgeschriebenen
_Kommunaluntersuch® auch auf die Schulgemeinden aus etec.
(Art. 213—216).%)

Die Ortsschulbelhorden.
(Primar- und Sekundarschulriite; Arbeitsschulkommission;
Fortbildungsschulrite.)

GemaB ,,Verfassung des Kantons St. Gallen vom 16. November
1890, Art. 75, haben die Gemeinden zur Leitung des Gemeinde-
schulwesens und zur Verwaltung des Schulfonds einen Schulrat
von mindestens drei Mitgliedern zu bestellen. Dementsprechend
wiithlen auch die Sekundarschulgemeinden ihre Schulrite (min-
destens drei) oder tibertragen deren Funktionen dem Primarschul-
rate. 3

Jedes dritte Jahr bestimmt die Schulgemeinde, aus wie viel
Mitgliederh der Schulrat bestehen soll, wobei die Vorschrift zu
beachten ist, daB in Schulgemeinden mit mehr als drei Schulen
der Schulrat aus wenigstens fiinf Mitgliedern bestehen soll (Art.
107).Y) — So oft Fragen des Unterrichts und des innern Organis-
mus zur Sprache kommen, hat der Schulrat eine Vertretung der
Lehrerschaft zu seinen Sitzungen zur Beratung beizuziehen (Art.
134). 1)

Die wichtigsten Befugnisse des Ortsschulrates sind: Er voll-
zieht die Bestimmungen der Erziehungsgesetze, Verordnungen und
Beschliisse, soweit sie das Primar- respektive Sekundarschulwesen
betreffen, ebenso die Auftrige und Weisungen des Erziehungsrates
und des Bezirksschulrates; er entwirft mit dem Lehrer, respektive
den Lehrern, den Stundenplan, sorgt fiir regelméBigen Schulbesuch
und fiir die vorgeschriebenen Lehrmittel der Schule und verwaltet
das Schulgut. Jedes Mitglied des Schulrates hat die Schule halb-
jahrlich wenigstens einmal zu besuchen (Art. 8).2) Die Pflichten
der gesonderten Sekundarschulrite entsprechen denjenigen der
Primarschulrite.

Der Priasident des Primar- und Sekundarschulrates hat die
Sitzungen des Schulrates, so oft er es fiir notig erachtet, oder wenn
zwel Mitglieder der Behorde es verlangen, anzuordnen. In Dring-
lichkeitsfillen erliBt er selbst im Namen des Schulrates die erfor-
derlichen Verfiigungen (Art. 169 und 172).1)

Der Ortsschulrat wiihlt fiir die Dauer von drei Jahren eine
besondere Fraunenkommission von wenigstens drei fach-

1) Schulordnung.
2) Erziehungsgesetz.
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kundigen Frauen zur unmittelbaren Beaufsichtigung der Ar-
beitsschule. Zu den Schulratssitzungen ist die Prisidentin
oder ein von ihr delegiertes Mitglied der Frauenkommission zu-
zuziehen. Der Frauenkommission liegt unter anderem ob: Die
Arbeitsschule jahrlich wenigstens zweimal zu besuchen, den Jah-
respriifungen beizuwohnen und iiber Gang und Erfolg des Unter-
richtes dem Schulrate alijihrlich Bericht zu erstatten und das Ge-
deihen der Arbeitsschulen in allen Beziehungen zu fordern (Art.
15 und 16).1)

Bei Ubernahme einer allgemeinen Fortbildungsschule
durch eine einzige Schulgemeinde kann ohne weiteres der Primar-
schulrat die Leitung besorgen. Wo dagegen die politische Ge-
meinde eine Fortbildungsschule errichtet hat oder mehrere Schul-
gemeinden eine solche gemeinsam [iihren, wird ein besonderer
Fortbildungsschulrat bestellt, in welechem eine angemes-
sene Vertretung aller Konfessionen stattfinden soll. Fiir die obli-
gatorischen Fortbildungsschulen konnen die Fortbiidungsschulrite
entweder von den Gemeinden selbst gewihlt oder deren Ernennung
kann den zustindigen Behorden ubertragen werden (Art. 7 der
Verordnung iiber die allgemeinen Fortbildungssehulen vom 13. Ok-
tober 1905).

Die Lehrerkonferenzen.

Auch die korporativen Vereinigungen der Lehrer zur Diskus-
sion von Schulfragen gehiren in diesen Zusammenhang.

Die Lehrerkonferenzen giiedern sich in: 1. Spezialkonferenzen,
2. Bezirkskonferenzen, 3. Kantonalkonferenzen.

1. Die Spezialkonferenzen. Die Lehrer eines Bezirkes
mogen sich zu einer, groBere Bezirke zu mehreren gesonderten
Spezialkonferenzen vereinigen., deren Zweck in wissenschaftlicher
und padagogischer Fortbildung besteht. — Den Sekundarlehrern
steht es frei, sich an den Spezialkonferenzen zu beteiligen; sie
mogen sich aber auch je nach oOrtlichen Verhiltnissen und ohne
Riicksicht auf die gegebene Bezirkseinteilung zu besonderen Kon-
ferenzen vereinigen. — Die Spezialkonferenzen versammeln sich
jahrlich acht- bis zehnmal; sie konstituieren sich selbst und geben
sich ihre Statuten, die dem Bezirksschuirate zur Einsicht mitzu-
teilen sind. — Sie erstatten jidhrlich einen Bericht iiber ihre Tétig-
keit an die Bezirkskonferenz (Art. 74—79).2)

2. Die Bezirkskonferenzen. Thre vornehmste Aufgabe
ist Besprechung und Beratung der Gegenstinde, das Schulwesen

1) Verordnung iiber das Arbeitsschulwesen an der Volksschule vom
28. Juni 1932.

%) Schulordnung.
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betreffend. Die Bezirkskonferenzen finden jahrlich zweimal statt,
und zwar im Friihling und Herbst. Zum Besuche sind samtliche
Lehrer des Bezirkes, sowohl Primar- als Sekundarlehrer, ver-
pflichtet. — Die Mitglieder der Bezirksschulrite sind befugt, den
Bezirkskonferenzen mit beratender Stimme beizuwohnen. — Im
iibrigen geben sich auch die Bezirkskonferenzen ihre Statuten
selbst unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Bezirksschul-
rat (Art. 81—87). 1)

3. Die Kantonalkonferenz besteht aus den Abgeord-
neten der Bezirkskonferenzen. Thr liegt die Beratung und Beschlufl-
fassung iiber alle wichtigeren, das Schulwesen beschlagenden Fra-
gen ob, welche entweder direkt durch die Erziehungsbehorde oder
durch motivierte Beschliisse der Bezirkskonferenzen oder endlich
infolge von Antrigen aus ihrer Mitte selbst an ihre Beratung ge-
bracht werden. — Die Kantonalkonferenzen werden durch den Er-
ziehungsrat angcordnet. Ordentlicherweise findet alle zwei Jahre
eine solche statt?) (Art. 88 und 89). %)

2

Die Arbeitslehrerinnen eines Bezirkes sollen zum
Zwecke fachlicher Weiterbildung jahrlich einmal mit den In-
spektorinnen zu einer Kon ferenz zusammentreten. Die Mitglie-
der des Bezirksschulrates sind befugt, den Konferenzen beizuwoh-
nen (Verordnung iiber das Arbeitsschulwesen, Art. 24).

Kanton Graubiinden.

Die Oberaufsicht iiber das gesamte Unterrichtswesen steht
dem Staate zu,*) der sein Recht durch den Kleinen Rat ausiibt.?)

Oberste Aufsichtsbehorde ist das Erziehungsdeparte-
ment, dem als Beihilfe und Beirat fiir alle wichtigen Geschiifte
des Erziehungs- und Schulwesens eine Kommission von zwei Mit-
gliedern beigegeben ist, welche vom GroBen Rate auf drei Jahre
gewihlt sind. Bei den meisten Wahlen, welche das Erziehungswesen
betreffen, miissen beziigliche Vorschliige von der Erziehungs-
kommission vorliegen. Diese wird vom Departementschef
einberufen und hilt ihre Sitzungen unter dessen Prasidium ab.
Die Mitglieder der Kommission koénnen von -dem Departements-

1) Schulordnung.
®) Seit 1916 nicht mehr einberufen.

®) Schulordnung. Vergleiche auch Reglement der Kantonalkonferenz
vom 12. Mai 1881.

*) Art. 41 der revidierten Verfassung, vom Volke angenommen am 2. Qk-
tober 1892 in Kraft getreten am 1. Januar 1894.

. °) 88 58—66 der Schulordnung fiir die Volksschulen vom Jahre 1859,
mit Zusdtzen und Abdnderungen bis 1. Juli 1908.



Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen. 121

chef auch in besonderen Missionen oder Auftrigen verwendet
werden. ')

Volksschule
(Primar- und Sekunidarschule; Allgemeine Fortbildungsschule).

Gemeinden, Kreise, Inspektoratsbezirke.

a) Primarsehule. Jede Gemeinde ist verpflichtet, je nach
der Zahl der schulpilichtigen Kinder oder ihrer Verteilung in
Nachbarschaften und Hofe eine oder mehrere Schulen zu halten.
Die Vereinigung kleinerer Schulen, soweit die Verhiltnisse es
nisse es gestatten, ist moglichst anzustreben (§ 1).2) Zur speziellen
Beaufsichtigung, Leitung und Forderung der Volkssehulen wird
der Kanton in Schulbezirke eingeteilt, welchen Inspektoren vor-
stehen (§ 52).32)

b) Sekundarschule. Jede Gemeinde ist berechtigt, eine
Sekundarschule zu griinden; es konnen aber auch mehrere Gemein-
den gemeinschaftlich eine solche errichten (Art. 2).3)

¢) Allgemeine Fortbildungssechule. Der Kanton
Graubiinden unterscheidet obligatorische und freiwillige Fortbil-
dungsschulen. Eine obligatorische Schule entsteht, wenn eine Ge-
meinde oder Fraktion oder eine Vereinigung von mehreren Ge-
meinden eine Schule errichtet und deren Besuch fiir die gesamte
méinnliche Jugend, die auf ihrem Gebiete wohnt, vom Austritt aus
der Primarschule bis zum erfiillten 18. Altersjahre obligatorisch
erklirt. Die Errichtung von landwirtschaftlichen Fortbildungs-
schulen ist den Gemeinden freigestellt. Wird aber die Errichtung
beschlossen, so ist der Besuch der Schule obligatorisch. %)

. Schulaufsicht.

Inspektorat. Fir die Schulinspektion sind besondere
Inspektoratsbezirke bestimmt worden. Die Wahl erfolgt auf
Vorschlag der Erziehungskommission durch den Kleinen Rat
auf eine Amtsdauer von drei Jahren (§ 2).°) Die Inspek-
toren sind dem Erziehungsdepartement unterstelit. Sie be-
aufsichtigen wund iiberwachen das gesamte Volksschulwesen,
insbesondere die Primarschule, die Sekundarschule, die Mdid-

1) Art. 45 und 54 der Geschiftsordnung fiir den Kleinen Rat vom 1. Ja-
nuar 1894.

*) Schulordnung fiir die Volksschulen vom Jahre 1859, mit Zusitzen
und Abdnderungen bis 1. Juli 1908.

3) Verordnung fiir die biindnerischen Sekundarschulen vom 24. Mai 1907.

*) Kantonale Verordnung fiir die landwirtschaftlichen Fortbildungsschulen
vom 27. November 1930.

3) Verordnung iiber die Inspektion der biindnerischen Volksschulen vom
4. September 1917.
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chenarbeitsschule,?) die biirgerliche und die hauswirtschaftliche
Fortbildungsschule. Sie iiberwachen und priifen auch die pri-
vaten Schulen und Anstalten (§ 3).2) Die Inspektoren haben
dariiber zu wachen, da Gemeinden, Schulbehtorden und Lehrer-
schaft ihren Pflichten gegeniiber der Schule in jeder Beziehung
nachkommen; sie iiberzeugen sich von der Durchfithrung der
Schulpflicht, von der RegelmiiB8igkeit des Schulbesuches, von der
zweckmiBigen und vollen Ausniitzung der Schulzeit ete. (3§ 4).2)

Die Inspektioren haben die Schulen ihres Bezirkes in der Re-
gel mindestens einmal jiahrlich, in besonderen Filien aber so oft
zu besuchen, als sie es zur genauen Kenntnis der innern und
iuBern Verhiltnisse derselben fiir notwendig halten (Art. 5).3)
Sie haben unter andern Obliegenheiten zu priifen, ob der Unter-
richt im Sinne der Bundes- und Kantonsverfassung ein geniigen-
der ist; sie sind berechtigt, den Stundenplan fiir den Priifungstag
aufzusteilen und das Fachgebiet zu bezeichnen, in dem gepriift
oder unterrichtet werden soll; sie haben sich der Kinderfiirsorge
anregend und fordernd anzunehmen und am Schlusse des Schul-
jahres dem Krziehungsdepartement Bericht zu erstatten (Art. 6
bis 15).32)

Gemeindeschulriate. Die unmittelbare Leitung der Pri-
marschule steht dem Schulrat der Gemeinde zu. Er besteht aus
wenigstens drei Mitgliedern. Die Lehrer konnen zu den Sitzungen
mit beratender Stimme zugezogen werden. Er versammelil sich so
oft, als seine Geschifte es erfordern, oder der Prisident ihn ein-
beruft. Seine wichtigsten Befugnisse sind: Fir die Berufung der
Lehrer zu sorgen, den vom Lehrer aufgestellten Stundenplan zu
genehmigen und die Lebhrer in Ausiibung ihres Berufes zu iiber-
wachen. Durch moglichst hiufige Abordnung eines oder mehrerer
Mitglieder, sowie durch wenigstens dreimaligen Besuch der gan-
zen Behorde wihrend des Winterkurses hat sich der Schulrat
itber den Stand und Gang der Schule zu unterrichten. Ihm steht
auch die Verwaltung des Schulvermogens zu (Schulordnung fiir
die Volksschulen §S 44 {f).

Der Ortsschulrat leitet und beaufsichtigt auch die Sekundai-
schule. Fiir Schulen, die durch mehrere Gemeinden gemeinschaft-
lich errichtet worden sind, ist ein besonderer Sekundarschulrat
zu ernennen, der die Fonds verwaltet, die Wahl der Lehrer trifft
und den Gemeinden alljiihrlich Rechnung iiber die Verwaltung
ablegt. Im iibrigen unterliegen die grundlegenden Bestimmungen

__’) D_er Kleine Rat kann die Inspektion der Arbeitsschulen jedoch nach
Bodurflnls auch fachkundigen Frauen iibertragen (Gesetz iiher Handarbeits-
unterricht fiir Madchen in den Volksschulen vom 4. Marz 1923).

®) Verordnung iiber die Inspektion der biindnerischen Volksschulen vom
4. September 1917.
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iiber die Einrichtung und Verwaltung der Schule (Statuten) der
Genehmigung des Kleinen Rates {(Art. 9 und 10 der Verordnung
fitr die biindnerischen Sekundarschulen vom 24. Mai 1967;.

Auch iiber die allgemeine respektive landwirtschafiliche Foit-
bildungsschule ist der Ortsschuirat die nichste Aufsichtsbehorde;
in Fortbildungsschulen, zu deren Errichtung sich mehrere Gemein-
den zusammengeschlossen haben, wird die Aufsicht durch einen
besonderen, aus Angehirigen dieser Gemeinden zusammengesetz-
ten Schulrat geubt. Fiur Fortbildungsschulen, die nur einer oder
mehreren Fraktionen einer Gemeinde dienen, ist ebenfalis die Be-
stellung eines besonderen Schulrates durch die beteiligten Kor-
porationen zulidssig (Art. 15 der kantonalen Verordnung fiir die
landwirtschaftlichen Fortbildungsschulen vom 27. November 1930).

Die Miidchenarbeitsschule wird an  einzelnen Orten von
Frauenkommissionen beaufsichtigt.

Lehrerkonferenzen Im Zusammenhang mit der Schul-
aufsicht muB auch auf den korporativen Zusammenschlufl der
Lehrer im Biuindnerischen Lehrerverein hingewiesen werden (Sta-
tuten von 1932), der namentlich durch zwei seiner Organe, die
Kantonale Lehrerkonferenz und die Kreis- und die Bezirkskonfe-
renzen mit allgemeinbildenden Fragen, mit Schulfragen und mit
Angelegenheiten des biindnerischen Lehrerstandes sich befalBt.
Die Kantonalkonferenz findet in der Regel jedes Jahr im Laufe
des Monats November statt; iiberdies sollen in jedem Schuljahr
mindestens drei obligatorische Kreiskonferenzen abgehalten wer-
den, inbegriffen jene Versammlung wo sich mehrere Kreis-
konferenzen zu einer Bezirkskonferenz zusammenschlieBen. Alle
amtierenden Lehrer und Lehrerinnen sind zum Besuche der Sek-
tionskonferenen verpflichtet.

Besondere Verhidltnisse der Stadt Chur.

Sie sind umschrieben im Reglement fiir den Stadischulrat
von Chur vom 8. Dezember 1922, im Reglement fiir die Hausvor-
stinde vom 15. April 1922, in den Statuten fiir die dreiklassige
Knaben- und Midchenrealschule der Stadt Chur und in der In-
struktion fiir die stiidtischen Lehrer vom 31. Mirz 1914.

Dem Stadtschulrat, der aus elf Mitgliedern besteht, ist das
ganze stiadtische Schulwesen unterstelit. Zur Beaufsichtigung des
Unterrichts teilt er sich in drei Gruppen, von denen zwei simt-
liche Klassen der Primarschule, inklusive Schule Masans, Hof-
schule und Konstantineum, und eine simtliche Klassen der Se-
kundar- und Tochterhandelsschule mindestens einmal im Jahr zu
besuchen und iiber die gemachten Beobachtungen im Schulrate zu
berichten haben. Zur Beaufsichtigung in den weiblichen Hand-
arbeiten wird vom Schulrat eine Frauenkommission gewihlt.
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Kanton Aargau.
Schulgemeinden, Schulkreise, Schulbezirke.

a) Primarschule. § 25.7) In jeder Gemeinde oder Ort-
schaft, welche mehr als eine halbe Stunde von der nichstgelegenen
Schule entfernt ist und vierzig sehulpflichtige Kinder zihlt, soll eine
Gemeindeschule bestehen. Keine Gemeinde ist gehalten, Kinder,
welche in einer andern Gemeinde wohnen, in die Gemeindeschule
aufzunehmen.

§ 26.7) Wenn eine Gemeinde oder Ortschaft bei minderer Kin-
derzahl oder bei geringerer Entfernung die Trennung vom bis-
herigen Schulverbande zur Errichtung einer neuen Schule ver-
langt, so kann diese Trennung und die Errichtung einer eigenen
Schule nur vom Regierungsrate ausgesprochen werden. Ebenso
entscheidet der Regierungsrat iiber die Trennung und Zuteilung
einer Ortschaft von einer Schule zu einer andern Schule.

§ 27.1) Wo bei einer Zahl von weniger als dreiBlig schulpflich-
tigen Kindern und bei geringerer Entfernung als eine halbe
Stunde eigene Gemeindeschulen bestehen, konnen sie ebenfalls nur
vom Regierungsrate aufgehoben werden.

§ 30.") Wenn in einer Ortschaft wegen grofier Entfernung vom
Schulorte oder wegen Beschwerlichkeit des Weges entweder die
Errichtung einer eigenen Schule auch bei weniger als vierzig Kin-
dern notwendig wird, oder die Zuteilung ihrer schulpflichtigen
Kinder zu einer andern, niher und besser gelegenen Schule tun-
lich erscheint, es gehen aber einer solchen Ortschaft fiir das eine
wie das andere die erforderlichen Mittel ab, so soll derselben die
Erstellung und Unterhaltung einer angemessenen Schuleinrich-
tung durch eine auBerordentliche Staatsunterstiitzung und einen
entsprechenden Beitrag der iibrigen Schulgemeinde ermoglicht
werden. Uber eine solche Schuleinrichtung und die von Seite des
Staates, der Gemeinde und der Ortschaft zu leistenden Beitrige

wird der Regierungsrat jeweilen dem GroBen Rat ein besonderes
Dekret vorlegen.

b) Sekundarschule. Neben der Primarschule kénnen eine
oder mehrere Gemeinden sogenannte Fortbildungs(Sekundar)-
schulen errichten, die gegen ein mifBiges Schulgeld auech Kindern
solcher Gemeinden offenstehen, die dieselben nicht begriindet
haben oder nicht mitunterhalten (§§ 54—58).1) Die seit 1865 be-
stehende Fortbildungsschule findet sich vorwiegend in ausgespro-
chen lindlichen Verhiiltnissen.

¢) Bezirksschule. Die Bezirksschulen werden, unter Mit-

_‘) Schulgesetz fiir den Kanton Aargau vom 1. Juni 1865 mit den seit-
herigen Abanderungen.
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wirkung des Staates, entweder ausschlieBlich von Gemeinden, oder
von Gemeinden und Privaten gemeinschaftlich errichtet (§ 114).1?)

d) Biirgerschule. Jede Gemeinde ist verpflichtet, eine
Biirgerschule zu errichten (§ 1 des Geselzes betrefiend die Ifin-
fithrung der obligatorischen Biirgerschule vom 28, November 1894).
[ Vorbehalten bleibt § 5, Abs. 2, des Biirgerschulgesetzes.]

Die Schulbehorden.
(Primar-, Sekundar-, Bezirks- und allgemeine Fortbildungsschule.)

a) Erziehungsdirektion und Erziehungsrat. Die
Verwaltung des gesamten Sehulwesens ist nach den Bestimmun-
gen des Schulgesetzes der Erziehungsdirektion ibertragen, wel-
cher ein aus sechs Mitgliedern bestehender, vom Regierungsrat
auf vier Jahre gewiahlter Erzichungsrat beigeordnet ist. Der Er-
ziehungsdirektor ist Prisident der Behorde. Dem Erziehungsrat
steht unter anderm zu: Die Wahl der Mitglieder der Bezirksschul-
rite und der Gemeindeschulinspektoren, die Erteilung der Wahl-
fahigkeitszeugnisse an die Lehrer und Lehrerinnen der offent-
lichen Schulen, die Ausstellung der Maturititszeugnisse, der Iint-
scheid iiber allfillige Streitigkeiten zwischen Lehrern und Schul-
behorden, eventuelle Amtseinstellung der Lehrer im Faile grober
Pflichtversdaumnis, der Entscheid iiber Schulhausbaufragen (8§ 1
bis 3).1)

b) Bezirksschulrat. In jedem Bezirk besteht ein Bezirks-
schulrat von sieben vom Erziehungsrat aufl vier Jahre gewihlten
Mitgliedern. Er bestellt sein Prisidium und den Aktuar aus sei-
ner Mitte. Der Bezirksschulrat iiberwacht und begutachtet die
Verwaltung der Schulgiiter, das Rechnungs- und Besoldungswesen,
die Schulbauten, die Einrichtung der Schulgemeinden und die
Griindung der Schulen; er behandelt die Anstinde zwischen Be-
horden und Lehrern, trifft die ihm zustehenden. Wahlen bei der
Besetzung der Schulpflegen, wirkt bei der Inspektion der Jahres-
priiffungen und bei Abhaltung der Unterrichtskurse fiir Arbeits-
lehrerinnen mit, vollzieht die von der obern Behorde erhaltenen
Auftrige und erstattet der Erziehungsdirektion einen Jahres-
bericht (§ 4).7)

e) Schulpflege. 1. Primar-, Sekundar- und Biirgerschule.
Zur nichsten Beaufsichtigung und Leitung des Gemeindeschul-
wesens in allen Beziehungen besteht in der Regel fiir jede Schul-
gemeinde eine anf vier Jahre gewiihlte Schulpflege. Der Bezirks-
schulrat setzt innert den Grenzen von fiinf bis neun die Zahl der
Mitglieder fest und wiihlt die kleinere Hilfte; die groBere wird
von den Gemeinderiten des Schulkreises ernannt. Der Vorstand

1) Schulgesetz.
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der Schulpflege (Priisident, Vizeprisident, Aktuar) wird durch sie
selbst bestellt. Auch bezeichnet sie denjenigen Lehrer, welcher
ihren Sitzungen als beratendes Mitglied beizuwohnen hat. Sie
versammelt sich monatlich wenigstens einmal. Die Beaufsichtigung
der Schulen wird in der Weise vorgenommen, dal jede derselben
allmonatlich auch wenigstens einmal besucht wird.

Die Obliegenheiten und Rechte der Schulpflege sind insbescn-
dere folgende: Sie iiberwacht den Zustand, die Einrichtung und
Beheizung der Schullokale, Lehrmittel und Schulmobiliar, wie die
Vollziehung der gesetzlichen und reglementarischen Vorschriften,
besonders des Lehr- und Stundenplanes und der Schulordnung; sie
ernennt die Frauenkommission {iir die Beaufsichtigung des Hand-
arbeitsunterrichts und sie erstattet dem Bezirksschulrat alljihr-
lich einen tabellarischen und je nach drei Jahren einen umfassen-
den einliBlichen Bericht (8§ 92 1f.).Y)

2. Bezirksschule. Jede Bezirksschule hat eine Schulpflege von
fiinf bis neun Mitgliedern. Der Bezirksschulrat bestimmt die Zahl
der Mitglieder und kann bewilligen, daB in einer Gemeinde nur
eine Schulpflege tuiber samtliche Schulen besteht. Die kleinere
Hilfte der Mitglieder wird vom Bezirksschulrat, die grofBere
Hilfte von den Gemeinderiten gewihit. Die Bezirksschulpflege
in Muri hingegen hat eine eigene Schulpflege, welche von dem
Regierungsrate gewihlt wird. — Die Schulpflege hat einen Priisi-
denten, einen Vizeprisidenten und einen Aktuar, die sie aus ihrer
Mitfe bestellt. Thren Sitzungen wohnt der Rektor, und da. wo nur
eine Schulpflege iiber siimtliche Schulen besteht, auch ein von der
Schulpflege zu bezeichnender Gemeindeschullehrer als beratendes
Mitglied bei. :

Die Schulpflege hat die Aufsicht iiber die Schule in allen ihren
Beziehungen: sie wacht iiber die Ordnung und Pflichterfiillung
der Lehrer, beaufsichtigt den Unterricht, veranstaltet mit dem
Inspektorate die Priifungen, bestimmt die Ferien, erledigt die
wichtigeren Disziplinarfillle, entscheidet iiber Aufnahme und Be-
forderung der Schiiler, priift die Schulrechnungen, erstattet dem
Inspektorate zuhanden der Erziehungsdirektion die noétigen Be-
richte und vollzieht ihre Weisungen (§§ 1290—131).7)

Uber der Schulpflege der Primar- und der Bezirksschule steht
als Oberinstanz der Bezirksschulrat.

Inspektorate.

a)' Gemeinde-, Sekundar- und Biirgerschule. Zur
staatlichen Beaufsichiigung des Gemeindeschulwesens (Gemeinde-.
Sekundar- und Biirgerschule) ernennt der Erziehungsrat fiir jeden

1) Schulgesetz.
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Bezirk aus der Mitte des Bezirksschulrates die notwendige Zahl
von Bezirksinspektoren.'!) Dem Gemeindeschulinspekto-
rat sind auch die Privatschulen, sowie alle Erziehungs- und Spe-
zlalanstalten unterstellt, welche Kinder im schulpilichtigen Alter
aufnehmen, ebenso die Kleinkinderschulen.

Der Inspektor besucht die Schulen seines Inspektoratskreises,
und zwar auBler der Jahresprifung jede halbjahrlich wenigstens
zweimal, und sonst, so oft es die Umstiinde erfordern, oder die
Oberbehiorden ihm dazu den Auftrag geben. KEr wacht iiber die
Beobachtung aller das Schulwesen und den Unterricht betreffen-
den Gesetze und Verordnungen, iiber die Titigkeit und Pflicht-
erfiillung der Lehrer und Schulpflegen und erstattet dem Bezirks-
schulrate in jeder Sitzung Bericht (Schulgesetz, §§ 4. 1063, 104).
Jede Buigerschulabteilung wird, abgesehen von der SchluBprifung,
wiahrend des Schuljahres vom Inspektor wenigstens einmal be-
sucht.

Alljahrlich einmal versammeln sich unter dem Vorsitz des Er-
ziehungsdirektors simtliche Inspektoren der Gemeindeschulen
zur Beratung und BeschluBlfassung tiber IFragen, die entweder von
der Erziehungsdirektion oder dem KErziehungsrate der Inspekto-
renkonferenz zur Begutachtung unterbreitet worden sind, oder
deren Behandlung durch sie selber beschiossen worden ist. Aufler-
dem treten die Inspektoren so oft zusammen, als es von der Er-
ziehungsdirektion fiir notig erachtet wird (§ 19j.2)

b) Bezirksschule. Zum Zwecke der staatlichen Beauf-
sichtigung der Bezirksschulen und der privaten, der staatlichen
Aufsicht unterstellten Institute wird vom Regierungsrat auf Vor-
schlag der Erziehungsdirektion die notige Anzahl von Inspekto-
ren gewihlt. Thre Amtsdauer betrigt vier Jahre. Jeweilen mit
Beginn einer Amtsperiode werden die Bézirksschulen nach An-
horung der Inspektorenkonferenz von der Erziehungsdirektion
unter die Inspektoren moglichst gleichmifBig verteilt. Die Inspek-
toren versammeln sich unter dem Vorsitz des Erziehungsdirektors
ordentlicherweise jihrlich wenigstens einmal. Sie fiithren in Ver-
bindung mit den Bezirksschulpfiegen die Aufsicht tiber den gesamn-
ten innern und dufBlern Zustand der Bezirksschulen ihres Inspek-
tionskreises und iiberwachen die Beobachtung aller die Bezirksschu-
len betreffenden Vorschriften, sowie die Tiitigkeit der Lehrer und
Schulpflegen. Sie besuchen jede Schule ihres Kreises auBer der
Jahrespriifung halbjihrlich wenigstens einmal und sonst, so oft
es die Umstinde erfordern oder die Erziehungsdirektion den Auf-
trag dazu erteilt. Am Ende eines Schuljahres erstatten sie der Er-

1) Vergleiche die Instruktion fiir die Inspektoren der Gemeindeschulen
vom 26. April 1918.

*) Instruktion fiir die Inspektoren der Gemeindeschulen vom 26. April 1918.
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ziehungsdirektion schriftlichen Bericht (§ 132 des Schulgesetzes
und Reglement fiir die Inspektion der Bezirksschulen vom 14. Fe-
bruar 1918).

Aufsichtsbehirden fiir einzelne Ficher.

a) Midechenhandarbeitsunterricht. Die Arbeits-
schulen stehen unter der allgemeinen Aufsicht der Bezirksschul-
riite, Schulinspektoren und Gemeindeschulpflegen. Die besondere
Aufsicht ist sodann Sache einer durch die Schulpflege ernannien
Aufsichtskommission von drei bis fiinf sachverstindigen Frauen
oder Tochtern in Verbindung mit der Oberarbeitslehrerin des Be-
zirkes. Ihr steht auch das Recht der Begutachtung aller die Ent-
wicklung der betreffenden Arbeitsschuien berithrenden Fragen zu
(Schulgesetz, § 95). Zur besondern Beaufsichtigung und Forderung
der Arbeitsschulen wird in jedem Bezirk durch den Erziehungs-
rat eine Oberarbeitslehrerin angestellt. Sie wird nach oifentlicher
Ausschreibung der Stelle und nach Ausweis iiber die fur die
Stelle erforderlichen Eigenschaften vom Erziehungsrate gewiihlt.
Die Oberarbeitslehrerin hat jede Abteilung der einzelnen Arbeits-
schule ihres Bezirkes jahrlich wenigstens zweimal zu besuchen,
diese zu iiberwachen und die Jahrespriifung abzuhalten. Im fer-
nern ist sie zur Berichterstattung an den Bezirksschulrat ver-
pflichtet; sie leitet die Konferenzen der Arbeitslehrerinnen, nimmt
die notwendigen Wahlfihigkeitspriifungen derselben vor und h&lt
die erforderlichen TUnterrichtskurse fiir Arbeitslehrerinnen des
Bezirkes ab; auch haben sich je zwei Oberarbeitslehrerinnen in die
Leitung der nach Bediirfnis stattfindenden Weiterbildungskurse
fiir im Amt stehende Lehrerinnen zur Verfiigung zu stellen (Regle-
ment vom 22, Dezember 1926). Die Oberlehrerin hat sich eventuell
auch an den Inspektor der betreffenden Gemeindeschule zu wen-
den (Schulgesetz, §§ 99—102). — Die Reglemente betreffend die
Beaufsichtigung der Arbeitsschulen und die Einrichtung der Bil-
dungskurse (Erlasse der Erziehungsdirektion vom 22. Juni 1885
und vom 27. Februar 1909) bestimmen in detaillierter Weise die
Funktionen der Aufsichtsorgane der Arbeitsschulen.

b) Turnunterricecht. Der Turnunterricht wird im Kanton
Aargau durch Turnexperten inspiziert, die vom Erziehungsrat auf
den Vorschlag des Bezirksschulrates auf die Dauer von vier Jah-
ren gewihlt werden.?)

Rektorate, Lehrerversammlungen und Lehrerkonferenzen.
a) Rektorate und Lehrerversammlungen. Rekto-
rate kommen natiirlich iiberall da in Betracht, wo ein mehrgliedri-

') Verordnung iiber die Durchfiihrung des Turnunterrichts vom 12. No-
vember 1907. :
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ger Lehrkorper vorhanden ist, also aueh bei groleren Gemeinde-

schulen.') Im Gesetz niedergelegte Bestimmungen bestehen nur
fiir die Bezirksschule.

Jede Schulpflege ernennt aus der Zahl der Bezirkshauptlehrer
einen Rektor, dem die unmittelbare Leitung und Uberwachung
der Schule anvertraut ist. Der Rektor der Bezirksschule Muri
wird vom Regierungsrat gewihlt (§ 127).2) Den im Verhinderungs-
falle fiir den Rektor eintretenden Steilvertireter bestimmt in ein-
zelnen Fillen der Prasident der Schulpflege. Die Amtsdauer des
Rektors erstreckt sich auf ein bis drei Jahre mit Wiederwihlbar-
keit (Y 128).32)

Die wichtigsten Pfiichten und Befugnisse des Rektors sind
gem:iB § 38 des Bezirksschulreglementes: Aufsicht tiber die Leh-
rer, Schuleroffnung und Abhaltung der Examen, Leitung der
Lehrerversammlung, Handhabung der Schulzucht, Teilnahme an
der Sitzung der Schulpilege mit beratender Stimme, Erteilung von
Urlaub an Schiiler und an Lehrer (auf beschrinkte Zeit), Ent-

werfung des Stundenplanes. Erstattung des Jahresberichtes und
Fiithrung der Schulchronik.

Dem Rektor zur Seite steht die aus siimtlichen Lehrern be-
stehende Lehrerversammlung. Sie hat unter anderem fol-
gende Befugnisse: Sie begutachtet den Stundenplan, priift die neu
aufzunehmenden Schiiler, handhabt die Schulordnung und Sechul-
zucht und bespricht alle den Zweck und das Gedeihen der Schule

fordernden Angelegenheiten (§§ 40 und 41 des Bezirksschulregle-
mentes).

b) Bezirkskonferenz Zur praktischen Fortbiidung be-
steht fiir die Lehrer der Gemeindeschulen eines jeden Bezirkes
eine Konferenz. Diese Konferenzen werden von einem selbstge-
wihlten Vorstand geleitet. Sie versammeln sich jihrlich wenig-
stens viermal und ihr Besuch ist obligatoriseh. Die drbeitslehrerin-
nen treten ebenfalls in Bezirkskonferenzen zusammen, weiche von
der Oberarbeitslehrerin geleitet werden (§ 22).2)

¢) Kantonalkonferenz Simtliche Lehrer und Lehrerin-
nen, mit Ausschluf8 der Arbeitslehrerinnen, und die Inspektoren
der offentlichen Schulen des Kantons, nebst den Vorstehern der
Bezirkskonferenzen, bilden die Kantonalkonferenz. Dieselbe hat
zur Aufgabe die Forderung der wissenschaftlichen Tiitigkeit des
Lehrerstandes und die Begutachtung gemeinsamer Angelegen-
heiten der Schule an die Oberbehorden. Die Konferenz versam-
melt sich jihrlich wenigstens einmal an einem von ihr selbst be-

1) Uber ihre Befugnisse orientieren die Gemeindereglemente.
%) Schulgesetz.
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stimmten Orte. Sie hat das Recht, nach den Beratungsgegenstin-
den iiber das hohere und niedere Schulwesen sich in verschiedene
Sektionen zu teilen (§ 24).7)

Kanton Thurgau.
Schulgemeinden, Schulkreise.

a) Primarschule. § 6.2) Alle Ortschaften des Kantons
miissen bestimmt abgegrenzten Schulkreisen zugeteilt werden. Wo
es die Schulzwecke erheischen, kann der Regierungsrat Verinde-
rungen in der Gebietseinteilung der Schulkreise anordnen und die
Bedingungen bei denselben feststellen.

§ 62.2) Der Schulgemeinde, zu welcher siamtliche stimmberech-
tigte Einwohner des Schulkreises gehoren, stehen folgende Befug-
nisse zu: a) die Wahl der Schulvorsteherschaft und des Schul-
pflegers;: b) die Wahl, Bestimmung der Besoldung und Abberufung
des Lehrers; ¢) die Verliangerung der Schulzeit iiber das gesetz-
liche Minimum hinaus; d) die Entscheidung iiber Schulhausbau-
ten; e) die Abnahme der Rechnungen iiber die Schulgiiter; f) Be-
schliisse iiber Fithrung von Prozessen und iiber Gegenstiinde,
welche iiber die Kompetenzen der Schulvorsteherschaften hinaus-
gehen. Das Verfahren in Schulgemeindeversammlungen richtet
sich nach den Vorschriften des Gemeindeorganisations- und des
Wahlgesetzes. Der Prisident der Schulvorsteherschaft leitet die
Verhandlungen.

b) Sekundarschule. § 2.2) Um den Besuch der Sekundar-
schule moglichst zu erleichtern, wird der Kanton mit Beriicksich-
tigung der bisherigen Einteilungsverhiltnisse in zwanzig Sekun-
darschulkreise (inbegriffen die Kantonsschule in Frauenfeld) abge-
grenzt. Zu einer Vermehrung derselben ist die besondere Zustim-
mung des GroBen Rates erforderlich. Dem Regierungsrate steht auch
das Recht zu, benachbarte Kreise zu einem zu verbinden oder ein-
zelne Orte von dem bisherigen Verbande abzulosen und neu einzu-
teilen. — § 3.%) Fir jeden Sekundarschulkreis darf eine Sekundar-
schule errichtet werden, welche bei Erfiillung der gesetzlichen Ver-
pfiichtungen (8§ 7, 24 und 25) Anspruch hat auf die in diesem Ge-
setze bezeichnete Unterstiitzung des Staates. Der Regierungsrat ist
jedoch ermichtigt, einzelne Sekundarschulkreise auf bestimmte

1) Schulgesetz.
%) Gesetz iiber das Unterrichtswesen vom 29. August 1875.

5) Gesetz liber das Sekundarschulwesen vom 7. Marz 1861, mit den seit-
herigen Anderungen.
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oder unbestimmte Zeitdauer miteinander zu verbinden. -— Aus
§ 4.Y) Diejenige Gemeinde, welche sich zur Ubernahme der in § 24
bezeichneten Lokalleistungen erklirt, ist Schulort. Solite dieses
Anerbieten von mehreren gemacht werden, so entscheidet der Re-
gierungsrat mit Beriicksichtigung der Lokalverhaltnisse, Zahl und
Entfernung der Schiiler. Erfolgt von keiner geeigneten Gemeinde
ein solches Anerbieten, so bestimmt der Regierungsrat den Schul-
ort. — Aus § 5.') Im iibrigen werden die nidhern Bestimmungen
fur Eroffnung oder Auflosung einer Sekundarschule durch eine
besondere Verordnung oder SchluBnahme des Regierungsrates im
einzelnen Falle festgesetzt.

¢) Fortbildungssehule. Wenn ein Forthildungsschul-
kreis nicht zehn Schiiler der ailgemeinen Fortbildungsschule auf-
weist, soll er in der Regel mit einem benachbarten Kreise zu einer
gemeinsamen Fortbildungsschule vereinigt werden. Die Schul-
kreiseinteilung und der Schulort werden vom Regierungsrate fest-
gesetzt (§ 8 der Verordnung betreffend die Fortbildungsschulen).

Staatiiche Schulaufsichi.
(Primar-, Sekundar- und allgemeine Fortbildungsschuien.)

Durch § 39 der Verfassung vom 28. Februar 1869 wird die Auf-
sicht und Leitung des gesamten Schulwesens dem Regierungsrate
uberbunden, dessen Eirzichungsdepartement seit 1869 die Funktic-
nen des vor diesem Zeitpunkte bestehenden KErziehungsrates
ausiibt.

Das Inspekitorat wird an den Primar-, Sekundar-, Arbeits- und
Fortbildungsschulen durch Inspektoren und Inspektorinnen im
Nebenamt ausgeiibt, die auf eine Amtsdauer von drei Jahren vem
Regierungsrat ervnannt werden. Alle Iunspektoren und Inspek-
torinnen haben dem Departement alljihrlich iiber jede ILehrkraft
zuhanden der lokalen Schulbehorden einen Bericht nach Formu-
lar einzureichen. Die Sekundarschulinspektoren legen daneben
noch alljahrlich einen gemeinsamen Bericht iiber den Stand der
Sekundarschulen vor, der im Rechenschaftsbericht des Regierungs-
rates publiziert wird.?) Im iibrigen bestimmt nach eingeholtem
Gutachten der Schulsynode das Gesetz die Form der Schulinspek-
tion. %)

1) Gesetz iiber das Sekundarschulwesen vom 7. Marz 1861, mit den seit-
herigen Anderungen.

) Je nach der Schulstufe amten zurzeit als Inspektoren aktive Pfarrer.
ehemalige Primarlehrer, ehemalige oder aktive Sekundarlehrer, aktive Seminar-
lehrer, aktive oder zuriickgetretene Kantonsschullehrer, ehemalige oder aktive

Arbeits- und Tochterfortbildungsschullehrerinnen (Arbeits- und freiwillige
Téchterfortbildungsschulen).

%) Verfassung vom 28. Februar 1869, § 40.
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Gemeindebehorden.

a) Primar- und Fortbildungsschule. In jedem
Schulkreis wird von der Schulgemeinde fiir eine Amtsdauer von
drei Jahren eine Schulvorsteherschaft aus funf bis neun Mitglie-
dern in freier Wahl ernannt, welche die direkte Aufsicht iiber
Schule und Lehrer hat, fiir die Moglichkeit eines richtigen Schul-
betriebes sorgt (Unterrichtsgesetz, §§ 63 ff.) und ihre Besuche der-
art auf die Mitglieder verteilt, daB die Schulen monatlich min-
destens einmal besucht werden. Primarlehrer konnen nicht in die
Schulvorsteherschaft gewihlt werden, dagegen wohnen sie den
Verhandlungen derselben, welche Entlassungen und Beforderun-
gen der Kinder und die innern Schuleinrichtungen betreffen, mit
beratender Stimme bei (Unterrichtsgesetz, § 64). Die Schulvor-
steherschaft hat dem Schulinspektorate zuhanden des Erziehungs-
departementes alljihrlich Bericht zu erstatten.

Sie wihlt eine besondere Aufsichtskommission von sachkun-
digen Frauenspersonen zur unmittelbaren Leitung und Beauf-
sichtigung der Arbeitssehule. Diese -Aufsichtskommission
besteht aus wenigstens drei Mitgliedern und wird auf die Dauer
von drei Jahren gewihit. Sie bezeichnet aus ihrer Mitte die Ge-
schiaftsfithrung. Die Kompetenzen der weiblichen Aufsiehtskom-
mission beschrinken sich im wesentlichen auf die Uberwachung
des Unterrichts. In denjenigen Schulgemeinden, in welchen Frauen-
vereine bestehen, kann die Schuivorsteherschaft die unmittelbare
Aufsicht an diese Vereine iibertragen. In diesem Falle geht die
Wahl der speziellen Aufsichtskommission von dem Frauenverein
aus, welcher der Schulvorsteherschaft die Gewahlten namhaft zu
machen hat. Die Arbeitsschulen unterliegen einer jihrlichen
Priifung, welche im Beisein der Aufsichtskommission nach An-
ordnung der Inspektorin vorgenommen wird (vergleiche Regle-
ment und Lehrplan fiir die Midechenarbeitsschulen des Kantons
Thurgau vom 31. Oktober 1884).

Den Primarschulvorsteherschaften steht auch die Aufsicht
uber die allgemeinen und landwirtschaftlichen!) Fortbil-
dungssechulen zu und zu den Sitzungen der Schulvorsteher-
schaft sind die Lehrer mit beratender Stimme und mit dem Rechte
der Antragstellung beizuziehen. Wo zwei oder mehrere Schul-
gemeinden zu einem Fortbildungsschulkreis verbunden werden,
wiihlt jede Primarschulvorsteherschaft aus ihrer Mitte je nach
der Bevilkerung eine entsprechende Zahl von Mitgliedern; diese
Ausschiisse bilden sodann die gemeinsame Fortbildungsschulvor-

') Uber die beruflichen Fortbildungsschulen hat sie nur ein allgemeines
Autsichtfrecht. da fir diese besondere Aufsichtskommissionen zu bestellen
sind. (§ 39 der Fortbildungsschulverordnung.)
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steherschaft. Der Prisident der Primarschuivorsteherschaft des
Schulortes ist von Amtes wegen Mitglied und Priasident der Fort-
bildungsschulvorsteherschaft. Die Schulvorsteher teilen sich in
~der Weise in die Beaufsichtigung der Fortbildungsschule, daB
jeden Monat wenigstens zwei Mitglieder in der Schule erscheinen.
Der SchluBbericht des Lehrers ist mit einer kurzen Berichterstat-
tung der Vorsteherschaft dem Inspektorate abzugeben (8§ 22 und
23 der Verordnung betreffend die Fortbildungsschulen vom 3. De-
zember 1923)..

b) Sekundarsehule. Die nidchste Aufsicht iiber die Se-
kundarschule ist einer Vorsteherschaft von finf bis neun Mitglie-
dern iibertragen. Die Mitglieder werden auf eine Amtsdauer von
drei Jahren und zwar zwei von dem Regierungsrat und sodann
die iibrigen von den Wahlminnern des Kreises gewihlt. Die
Wahlméanner (Abgeordneten) werden von den Schulversteher-
schaften der zum Sekundarschulkreise gehorigen Gemeinden in
der von dem Regierungsrate bestimmten Anzahl bezeichnet. —
Durch die Schulvorsteherschaft wird in oder auBer ihrer Mitte ein
Schulpfleger ernannt, der die Schulgelder und die iibrigen Ein-
nahmen einzuziehen, die Gehalte abzureichen und alljihrlich der
Vorsteherschaft fiir sich und zuhanden des Regierungsrates Rech-
nung abzulegen hat. Die Sekundarschulvorsteherschaft ist unter
personlicher Verantwortlichkeit simtlicher Mitglieder fiir jeden
aus Absicht oder Fahrlissigkeit verursachten Schaden haftbar
(8§ 17 und 18 des Sekundarschulgesetzes).

Thurgauische Schulsynode und Lehrerkonferenzen.

a) Schulsynode. Die Verfassung vom 28. Februar 1869 be-
stimmt in § 40: Einer aus der gesamten Lehrerschaft gebildeten
Schulsynode steht bei Festsetzung des Lehrplans und der Lehr-
mittel fiir die allgemeine Volksschule, sowie beim Erlasse der die-
selbe betreffenden Organisationsgesetze das Recht der Begutach-
tung und Antragstellung zu.

Das neueste Reglement fiir die thurgauische Schulsynode
stammt vom 12. November 1929. Es enthidlt im wesentlichen fol-
gende Bestimmungen:

Aus § 1. Mitglieder der Synode sind alle 1im Kanton amtende
und unter staatlicher Kontrolle stehenden Lehrer und Lehrerin-
nen. Der Vorstand des Erziehungsdepartementes oder sein Stell-
vertreter und die Schulinspektoren konnen den Verhandlungen
mit beratender Stimme beiwohnen. Die Verhandlungen der Synode
sind offentlich. — § 2. Die Synode wihlt zur Leitung ihrer Ver-
handlungen und zur Besorgung der laufenden Geschiifte auf die
Dauer von drei Jahren einen Vorstand von elf Mitgliedern, den
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Priisidenten in geheimer, die andern Mitglieder in offener Wahl,
und zwar so, daB sowohl jede Bezirkskonferenz als auch die Kan-
tonsschule und das Seminar eine Vertretung erhalten. Den Be-
zirkskonferenzen beziehungsweise dem Lehrerkonvent der Kan-
tonsschule und des Seminars steht hierfiir das Vorschlagsrecht
zu. Von den Wahlen ist dem Krziehungsdepartement Kenntnis zu
geben.

Aus § 3. Der Synodalvorstand bestimmt selber aus seiner Mitte
den Vizepriisidenten, den Aktuar und den Kassier. Mit Zustim-
mung des Erziehungsdepartementes kann die Synode fiir besondere
Aufgaben Spezialkommissionen ernennen oder durch den Syno-
dalvorstand ernennen lassen.

Aus § 4. Die Synode versammelt sich ordentlicherweise jiahr-
lich einmal, auBerordentlicherweise auf Anordnung des Regie-
rungsrates, oder durch eigenen BeschluB, oder wenn ein Viertel
der Mitglieder schriftlich mit Angabe der Griinde beim Regie-
rungsrate die Einberufung verlangt.

b) Lehrerkonferenzen. Aus § 42.%) Die Schullehrer und
Schulamtskandidaten versammeln sich periodisch zu Bezirkskon-
ferenzen, um: a) durch gegenseitige Belehrung in den zur Schul-
fithrung erforderlichen Kenntnissen und Fihigkeiten sich auszu-
bilden; b) iiber allgemeine Schulangelegenheiten, inshesondere
itber den Inhalt und die Auswahl der Lehrmittel, sich zu beraten.

Fiir die Sekundarlehrer besteht eine eigene Sekundarlehrer-
onferenz, deren Reglement vom 5. Juli 1895 und 27. September
1919 folgendes festsetzt: § 1. Samtliche im Kanton Thurgau ange-
stellten Sekundariehrer, sowie deren Stellvertreter bilden die Se-
kundarlehrerkonferenz, deren Zweck ist, das Schulwesen dieser
Stufe gemeinsam zu fordern und die Fortbildung der Lehrer vor-
zugsweise in der Richtung ihres Berufes wirksam zu unterstiitzen.
— Aus § 2. Die Sekundarlehrer und ihre Stellvertreter sind zum
Besuche der Konferenz obligatorisch verpflichtet. — Freien Zutritt
zu den Verhandlungen mit beratender Stimme, jedoch ohne obli-
gatorische Verpflichtung. haben die Mitglieder der Inspektions-
kommission, die Lehrer der Kantonsschule und des Seminars,
solche Lehrer, die an Sekundarschulen aushilfsweise Unterricht
erteilen, Schulfreunde, welche durch den Vorstand eingefiihrt wer-
den. — Aus § 3. Die Konferenz wihlt auf die Dauer von drei Jah-
ren ihren Vorstand, nimlich: 1. einen Priisidenten; 2. einen Aktuar:
3. einen Quistor. — Aus § 4. Die Konferenz hilt jihrlich zwei
ordentliche Sitzungen ab, und zwar in der Regel im Mai und im
September. AuBerordentliche Versammlungen konnen auf Ein-

1) Unterrichtsgesetz.
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ladung des Erziehungsdepartementes, durch Beschlull der Konfe-
renz, sowie in auBerordentlichen Fillen auch durch den Vorstand
angeordnet werden. — § 5. Die Verhandlungen der Konferenz er-
strecken sich hauptsiichlich auf folgende Gegenstinde: 1. unmittel-
bare Angelegenheiten der Sekundarschule, insbesondere Lehr- und
Lektionsplan, Lehrmittel! und Methodik der einzelnen Unterrichts-
fiicher; 2. Mitteilungen und Belehrungen zur eigenen Fortbildung
der Sekundarlehrer: 3. Beantwortung von Fragen und Abgabe von
Gutachten, welche vom Erziehungsdepartement oder von der In-
spektionskommission in bezug auf die Sekundarschule eingefor-
dert werden; 4. allfiillige Wiinsche, welche die Konferenz an die
Behorden gelangen zu lassen fiir gut findet, sowie Antrige an die
Schulsynode.

Kanton Tessin.
Elementarunterricht.)

Grundlage ist das Gesetz iiber den Elementarunterricht vom
28. September 1914 mit den seitherigen Abidnderungen. *)

Schulgemeinden.

a) Kleinkinderschulen. Sie konnen-in jeder Gemeinde
als private oder als Gemeindeanstalten errichtet werden. Kinder-
girten, welche auch primarschulpfiichtige Kinder aufnehmen,
unterstehen den fiir die Primarschulen geltenden gesetzlichen und
reglementarischen Bestimmungen (Art. 12).

b) Primarschule. Jede Gemeinde hat die Pfiicht, die
notige Anzahl von oifentlichen Elementarschulen fiir beide Ge-
schlechter einzurichten. Kleinere Gemeinden oder Gemeindefrak-
tionen, die nicht zu weit von einander entfernt sind, konnen ge-
meinschaftliche Schulen einrichten. Wo dies notwendig erscheint,
speziell fur die Schulen der Oberstufe, kann der Staatsrat die Er-
richtung gemeinschaftlicher Schulen obligatorisch erklaren. Gegen
das betreffende Einrichtungsdekret kann Rekurs beim GroBen
Rat ergriffen werden. Wenn mehrere Gemeinden sich freiwillig
zu einer Schulgemeinde zusammenschlieBen, miissen alle Ab-
machungen dem Staatsrat zur Genehmigung vorgelegt werden.

1) Da im Aufbau der kantonalen Schulgesetzgebung der Elementarunter-
richt vom hohern und beruflichen Unterricht losgelést und einem besondern
Gesetz unterstellt ist, beschranken wir uns in diesem Zusammenhang auf die
Bestimmungen iiber Aufsicht und Verwaltung iiber den Elementarunterricht.
Fiir die iibrigen Schulstufen siehe néchster Band.

) Legge sull’insegnamento elementare (28 settembre 1914).
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Streitigkeiten, die aus solchen Zusammenschliissen erwachsen,
werden unwiderruflich durch den Staatsrat entschieden. Der
Staatsrat kann die Gemeinden auch zur Errichtung von Schulen
in solchen Fraktionen verpilichten, die allzuweit vom Zentrum
entfernt sind oder die schlechte ZufahrtsstraBen haben (Axrt. 38 fi.).
Wo aus Mangel an Schiilern oder infolge der geographischen Lage
keine Scuola maggiore fiir die Oberstufe eingerichtet werden
kann, ist der Unterricht weiter in der Gemeindeschule zu erteilen.

¢) Wiederholungsschule (Scuoia di complemento). Die
Wiederholungsschulen werden vom Staatsrat in denjenigen Ge-
meinden oder Gemeindegruppen eingerichtet, die darauf Anspruch
erheben und die den regelmiiBigen Besuch von mindestens 15 Schii-
lern garantieren. Der Sitz der Schule einer Gemeindegruppe wird
vom Staatsrat bestimmt (Art. 162 und 103).

Kantonale Schulbehorden.

Oberste Aufsichtsinstanz ist der Staatsrat, der den ge-
samten offentlichen Unterricht organisiert, leitet und tiberwacht
durch das Erziehungsdepartement. Dieses hat Vorsorge
zu treffen, daB sowohl die Lehrerschaft als auch die Schulbehor-
den ihre Aufgabe im Sinne der Gesetze und der Reglemente er-
fiillen. Gegen die Beschliisse des Erziehungsdepartementes kann
Rekurs beim Staatsrat ergriffen werden.

Auch die Privatschulen sind der Oberaufsicht des Staa-
tes unterstellt (Art. 4—7).

Dem Erziehungsdepartement ist zur Unterstiitzung die kan-
tonale Studienkommission beigegeben.') Ihre speziellen
Befugnisse sind: Antriige iiber aligemeine Unterrichtsfragen, iiber
Programme, Lehrmittel, die Schaffung von neuen Schulen und
Lehrstellen, wie auch iiber die Aufhebung oder Verminderung der-
selben. Die kantonaie Studienkommission setzt sich zusammen
aus dem KErziehungsdirektor als Priasidenten und aus sechs Mit-
gliedern schweizerischer Nationalitit, gewihlt aus Personlichkei-
ten, die auf dem Gebiete des Schulwesens kompetent sind. Die
Kommission wird vom Staatsrat ernannt und alle vier Jahre er-
neuert. Die Mitglieder sind immer wieder wihlbar.

Inspektorate. Der Staat iiberwacht die Kleinkinderschulen
durch eine vom Staatsrat erwiihlte kantonale Inspektorin.
Ihre Amtsdauer betriigt sechs Jahre: ihr Wohnort muf zentral
gelegen sein und wird ihr vom Staatsrat bezeichnet. Sie hat die
Pflicht, wenigstens dreimal im Jahre alle staatlich unterstiitzten

1z}gDecroto legislativo della Commissione Cantonale degli studi del 14 mag-
gio 1934,
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Kindergiirten zu besuchen, den Gang des Unterrichts zu iiber-
wachen, und Spezialkurse fir die Kindergirtnerinnen zu leiten.
Am SchluB8 des Schuljahres hat sie dem Departement Bericht zu
erstatten (Art. 14).

Die Uberwachung der Elementarschulen geschieht durch die
Kreisinspektoren, die vom Staatsrat ernannt werden und
direkt dem FErziehungsdepartement unterstellt sind. Sie stehen
unter der didaktischen Uberwachung durch den Direktor der
Scuola normale. Die Schulkreise und die Zahl der Inspektoren
werden durch den Staatsrat festgesetzt (gegenwiirtig sechs Schul-
kreise). Die Inspektoren miissen in ibrem Schulkreis wohnen.
Der Wohnsitz wird vom Staatsrate festgesetzt, der auch Ausnah-
men gestatten darf. Die Inspektoren haben jihrlich wenigstens
dreimal, wenn moglich gemeinsam mit einem Mitglied der ort-
lichen Schulkommission, jede Schule ihres Kreises zu besuchen
und den AbschluBexamen jeder Schulstufe beizuwohnen oder sich
vertreten zu lassen. Die Examen der andern Klassen werden bei
AnlaB des letzten Schulbesuches abgenommen. Die Inspektoren
haben den Gang des Unterrichts und die Titigkeit der Ortsschul-
behorden und Lehrer zu iiberwachen und dem Erziehungsdeparte-
ment Bericht zu erstatten. Sie haben bei Gesetzesverletzungen von
seiten der Eltern, Lehrer, Gemeinde- und Schulbehorden das Recht,
vorzugehen und eventuell iiber Familien oder Lehrer BuBlen zu
verhiingen. Gegen ihre Verfiigungen kann Rekurs beim Groflen
Rat erhoben werden. Das Erziehungsdepartement und der Direk-
tor der Scuola normale berufen die Inspektoren je nach Bediirf-
nis zu Konferenzen ein (Art. 114 fi.).

Gemeindebehorden und ortliche Schulkommissionen.

Die Gemeindebehorden sind verpflichtet, fiir eine gute F'iih-
rung der Gemeindeschulen zu sorgen. Zu diesem Zwecke ernennen
sie eine Schulkommission, deren Mitglieder dem Gemeinderat an-
gehoren konnen, die aber auch auBerhalb desselben oder auBerhalb
der Gemeinde erwiiklt werden konnen. Wo mehrere Gemeinden
eine gemeinsame Schule errichtet haben, ernennt jede Gemeinde
wenigstens einen Vertreter. Die Lehrer konnen mit beratender
Stimme zu den Sitzungen der Schulkommission zugezogen werden.

Die wichtigsten Pflichten und Obliegenheiten der Schulkom-
mission sind: Aufstellung des Schulreglements und Vorschlag an
den Gemeinderat, Vorschlige fiir Lehrerwahlen an den Gemeinde-
rat, Uberwachung der Schulen und Lehrer durch Schulbesuche
gemii3 Reglement, Beteiligung an den Schulbesuchen der Inspek-
toren und an den SchluBexamen (mit beratender Stimme) [Art.
128—130]. — Die Gemeindebehorde iibt eventuell auch die Aufsicht
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iiber den Kindergarten aus. Doch betreffen ihre Kompetenzen
nicht den Unterrichit, der unter der ausschlieBlichen Leitung der
kantonalen Inspektorin steht (Art. 30). '

Direl:toren und Lekrerkonferenzen.

Die Gemeinden mit mehreren Schulabteilungen oder auch
einige Gemeinden zusammen konnen einen Direktor fiir die
Leitung der betreffenden Schulen ernennen. Dieser Direktor ist
der Schulkommission und dem XKreisinspektor unterstellt. Seine
Verpflichtungen sind in einem Spezialreglement zu umschreiben.

Die Primarlehrer jedes Kreises werden alljihrlich vom In-
spektor zu Konferenzen fiir die Dauer eines Tages einberufen.
Die Teilnahme ist obligatorisch (Art. 99).

Kanton Waadt.
Primarunterricht.?)

Grundlage sind das Gesetz iiber den Primarunterricht vom
19. Februar 1930 und das Reglement fiir die Primarschulen vom
28. Marz 1931.

Schulgemeinden, Schulkreise.

Jede Gemeinde ist verhalten, fiir 6 ffentlichen Primar-
unterricht auf ihrem Boden zu sorgen. Im Einvernehmen mit
dem Erziehungsdepartement konnen sich zwei Gemeinden zur Er-
fiillung dieser Pflicht zusammenschlieBen. Wenn die Zahl der
schulpilichtigen Kinder in einer Gemeinde unter 20 sinkt, kann das
Erziehungsdepartement von dieser verlangen, dafi sie sich mit
einer Nachbargemeinde zusammenschlieBe, falls die Entfernung
nicht iiber drei Kilometer ist (Art. 4).2)

Die Gemeinden sind verhalten, eine Kleinkinderschule
zu errichten, wenn die Kltern von 20 Kindern im Alter von fiunf
und sechs Jahren es verlangen (Art. 13).2) Wenn 1n einer Gemeinde
die Schiilerzahl zur Bildung einer neuen Primarschulabteilung

nicht ausreicht, kann eine Classe semi-enfantine errichtet
werden (Art. 36).3)

l . > s
: ) GemidB dem Aufbau des Schulgesetzes des Kantons Waadt beschrinken

wir uns in diesem Zusammenhang auf die Darstellung der Verwaltung und
Aufsicht iiber den Primarunterricht und verweisen fiir die untern Klassen
der hohern Schulen auf den nachstjidhrigen Archivband.

9 - .e * . .

) Loi sur l'instruction primaire.

*) Réglement pour les écoles primaires.
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Zur Vervollstindigung des Primarunterrichts konnen die Ge-
meinden Classes primaires supérieures errichten. Sie
sind zur Errichtung verhalten, wenn der Staatsrat sie beschlieft.
Verschiedene Gemeinden konnen sich zur Errichtung einer Classe
primaire supérieure zu einem Schulkreis zusammenschlieBen (Art.
116 und 117).7)

Der obligatorische Haushaltungsunterricht der Mid-
chen im letzten Schuljahr kann durch eine Einzelgemeinde oder
durch eine Gemeindegruppe eingerichtet werden. Die Gemeinde-
gruppen schliefen sich alsdann zu einem Schulkreis zusam-
men (Art. 128 und 130).7)

Die Cours complémentaires werden im Winter in den
Gemeinden eingerichtet, in denen der Primarunterricht durch einen
Lehrer erteilt wird (Art. 342).2)

Aufsichtsbehiorden.

Das Erziehungsdepartement iiberwacht als oberste
Aufsichtsbehérde sowohl den offentlichen als auch den privaten
Primarunterricht. Es wird in seiner Aufgabe unterstiitzt durch
den chef de service de l’enseignement primaire, so-
wie durch Inspektoren und Inspektorinnen. Die Zahl
der Inspektoren und Inspektorinnen wird durch das Gesetz iiber
die Organisation des Staatsrates festgelegt; ihre Pflichten und Be-
fugnisse sind durch ein Spezialreglement umschrieben. Der Leh-
rerschaft mufl auf Verlangen Einsicht in den Bericht des Inspek-
tors gegeben werden.

Die Aufsichtsorgane der Gemeinden sind: Die Schulkommis-
sionen, die Gemeinderiite und die Priifekten. Die Schulkom-
mission wird vom Gemeinderat auf eine Amisdauer von vier
Jahren ernannt und ist wieder wihlbar. Sie umfaBt mindestens
drei, in Gemeinden mit mehr als drei Schulabteilungen mindestens
fiinf Mitglieder. Der Gemeinderat mufl in der Schulkommission
durch mindestens ein Mitglied vertreten sein; aber er darf nicht
mehr als die Hiilfte der Kommissionsmitglieder aus seiner Mitte
wihlen. Ein Mitglied des Lehrkorpers darf der Schulkommission
angehoren. Wo dies nicht der Fall ist, muf beim Entscheid iiber
Fragen der Erziehung oder der Schulorganisation die Lehrerschaft
angehort werden. Die Schulkommission beruft die Lehrerschaft
mindestens einmal im Jahre zu einer Sitzung ein.

Zwel oder mehrere Gemeinden konnen sich zur Bildung einer
einzigen Schulkommission vereinigen, wie auch eine einzelne Ge-

1) Loi sur linstruction primaire.
%) Réglement pour les écoles primaires.
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meinde mehrere Schulkommissionen besitzen kann. In beiden Fal-
len ist die Einwilligung der KErziehungsdirektion erforderlich.
Wenn mehrere Gemeinden eine gemeinsame Schulkommission be-
sitzen, hat jede dieser Gemeinden das Anrecht auf zwei Vertreter;
die Gemeinde, auf deren Gebiet sich die Schule befindet, darf drei
Vertreter beanspruchen. Das Departement kann jedoch eine andere
Zusammensetzung der Schulkommission bewilligen.

Das Erziehungsdepartement 1iBt sich durch einen Delegierten
in denjenigen Schulkommissionen vertreten, die sich mit der
Classe primaire supérieure oder der Ecole ménagere zu befassen
haben. Dieser Delegierte hat dieselben Rechte und Pflichten wie
die iibrigen Mitglieder der Schulkommission.

Die Schulkommission ernennt auf die Amtsdauer von vier Jah-
ren den Prisidenten, den Vizeprisidenten und den Sekretir. Lelz-
terer kann auch auBerhalb der Schulkommission ernannt werden.
In der Regel hat der Schulkommissionspriisident da zu wohnen,
wo er seine Amtsbefugnisse ausiibt.

Die Schulkommission ist mit der Verwaltung und Leitung der
Schulen beauftragt. Sie hat vor allem die offentlichen und pri-
vaten Schulen ofters zu besuchen, iiber die Einhaltung der Ge-
setzes- und Reglementsbestimmungen durch Lehrer und Schiiler
zu wachen und alljihrlich dem Gemeinderate Bericht zu erstatten.
Wenn eine Gemeinde ihre Schulverwaltung nicht ordnungsgemill
durchfiithrt, ernennt das Erziehungsdepartement einen Spezial-
kommissar.

Zu den Befugnissen der Schulkommission gehort auch die Er-
nennung eines Frauenkomitees von mindestens drei Mitglie-
der fiir die Amtsdauer von vier Jahren zur Uberwachung des
Handarbeitsunterrichts, der Haushaltungskunde und
eventuell des Haushaltungsunterrichts. Dieses Komitee wahlt
seine Priisidentin und seine Sekretiirin seibst. Die Priisidentin er-
stattet der Schulkommission alljihrlich Bericht iiber die Titigkeit
des Komitees.

Die Gemeindebehorden konnen einige Befugnisse der Schul-
kommission einem Schuldirektor oder einem Gemeinde-
schulinspektor iibertragen. Die Schuldirektoren und die
Gemeindeinspektoren nehmen mit beratender Stimme an den Sii-
zungen der Schulkommission teil. Thre Verpflichlungen und Be-
fugnisse sind in einem Gemeindereglement niedergelegt, das der
Genehmigung des Erziehungsdepartementes bedarf.

_ Der Gemeinderat iibt im Verein mit der Schulkommission
die allgemeine Aufsicht iiber den Primarunterricht aus. Er hat
entweder als Gesamtkorperschaft oder durch Delegierte an den

verschiedenen Examina und andern Schulleierlichkeiten teilzu-
nehmen.
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Die Prifekten haben dem FErziehungsdepartement zur
Durchfiihrung des Schulgesetzes und der Schulreglemente ihre Mit-
hilfe angedeihen zu lassen, bei Verletzung der gesetzlichen Be-
stimmungen BuBen und Strafen auszusprechen und bei Ausgang
des Schuljahres an das Erziehungsdepartement Bericht zu erstat-
ten (Gesetz Art. 37—49; Reglement Art. 128—154).

Lehrerkonferenzen.

Das Erziehungsdepartement beruft wenigstens einmal jiahr-
lich die Lehrerschaft zu Bezirks- oder Kreiskonferenzen
ein zum Studium von Fragen des Unterrichts und der Erziehung.
Jede Schulkommission 1éi8t sich an diesen Konferenzen vertreten.
Sie sind obligatorisch fiir die Primarlehrer und -lehrerinnen, fiir
die Kleinkinderschullehrerinnen und die amtierenden Lehrerinnen
fiir den Haushaltungsunterricht; die Arbeitslehrerinnen sind be-
rechtigt, daran teilzunehmen. Die Bezirkskonferenzen ernennen ihr
Bureau fiir vier Jahre. Dieses umfaBt einen Priisidenten, einen
Vizeprisidenten und einen Sekretir. Der Priisident erstattet dem
Erziehungsdepartement Bericht. Die Kreiskonferenz ist durch
den Kreisinspektor priasidiert. Auch die Schulkommissio-
nen konnen zu besonderen Konferenzen durch das Departe-
ment einberufen werden. Diese werden vom Inspektor des Arron-
dissement prasidiert (Gesetz Art. 68 und Reglement Art. 184—190).

Kanton Wallis.
Primar-, Sekundar- und Industrieschule.

Grundlage sind: Das Gesetz betreffend den Volksunterricht
und die Normalschulen vom 1. Juni 1907 und das Reglement dazu
vom 5. November 1910, sowie das Gesetz betreffend das Mittel-
schulwesen vom 25. November 1910 und die Vollziehungsverord-
nung daza vom 25. November 1910.

Schulgemeinden, Schulkieise.

a) Kleinkindersechule. Auf Verlangen der Eltern und
sofern ein regelmiiBiger Besuch von mindestens 40 Kindern zu-
gesichert ist, sind die Gemeinden zur Eroffnung einer gemischten
Kleinkinderschule verpflichtet. (Art. 10.)1)

b) Primarschule. Art. 4.1) Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, die erforderliche Anzahl Schulen zu erdffnen, um allen

1) Gesetz betreffend den Volksunterricht.



142 Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen.

auf ihrem Gebiete wohnenden Kindern den Volksunterricht zu
verschaffen.

Art. 6.1 Je nach Umstiinden kann das Erziehungsdeparte-
ment fiir abgelegene und zur Winterszeit sechwer zugiéngliche
Weiler die Eroffnung einer Schule verordnen.

Art. 7.) Ohne staatsriitliche Ermichtigung darf eire beste-
hende Schule nicht aufgehoben werden.

¢) Ergiinzungsschule. Jede Gemeinde errichtet je nach
Bediirfnis eine oder mehrere Wiederholungsschulen, welche die
aus der Volksschule entlassenen Knaben bis zum Alter von 19
Jahren zu besuchen haben (Art. 59).%)

d) Sekundar- und Industrieschulen.? Die Sekun-
dar- und Industrieschulen der Kreise und Gemeinden konnen von
einer oder mehreren zu diesem Zwecke vereinigten Gemeinden ge-
griindet werden. — Der Staatsrat entscheidet iiber die ZweckmaBig-
keit der Eroffnung einer Kreis- oder Gemeinde-Sekundar- oder
Realschule (Art. 5 Mittelschulgesetz und Art. 41 Vollziehungsver-
ordnung dazu).

Schulaufsicht.

Kantonale Behorden.

Gesamter Unterricht. GemiaB dem Volksschulgesetz von 1907 und
dem Gesetz betreffend das Mittelschulwesen von 1910 stehen die
Oberleitung, Oberaufsicht und Kontrolle iiber den gesamten offent-
lichen Unterricht (inklusive die freien Schulen) beim Staats-
rat. der seine Amtsbefugnisse durch das Erziehungsdepar-
tement ausiibt.

Der Erziehungsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Er
wird vom Vorsteher des Erziehungsdepartementes prisidiert; die
tibrigen sechs Mitglieder werden vom Staatsrat auf eine vierjih-
rige Amtsdauer gewihlt. Zweil Mitglieder sind dem fanzosischen
und zwei dem deutschen Landesteile zu entnehmen. Die iibrigen
zwel sind der freien Wahl des Staatsrates iiberlassen. Der Klerus
soll im Rate vertreten sein. Der Staatsrat ernennt den Vizepriisi-
denten des Erziehungsrates aus seinen Mitgliedern. Die Amtsbe-
fugnisse des Erziehungsrates sind insbesondere folgende: Vorbe-
reitung von Programmen, Verordnungen, Instruktionen; Antrag-
stellung betreffend die Wahl der Lehrbiicher fiir die Unterrichts-
anstalten; Aufsicht iiber die Anschaffungen fiir die Bibliotheken,

1) Gesetz betreffend den Volksunterricht.

*) Es handelt sich hier ausschlieBlich um die Unterrichtsanstalten von
Gemeinden und Kreisen. Fiir die derselben Schulstufe angehorenden untern
Abteilungen der kantonalen Lehranstalten verweisen wir auf die Fortsetzung
dieser Arbeit im nichsten Archivband.
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chemischen Laboratorien, physikalischen Kabinette und die wis-
senschaftlichen Sammlungen; Antragstellung betreffend Errich-
tung oder Aufhebung von Kreis- und Gemeindesekundarschuleu;
Leitung der Maturitdts- und SchiuBpriifungen und alljihrliche In-
spektion der Lehranstalten; Begutachtung der Ausstellung von
Maturititsausweisen. Der Erziehungsrat kann eines seiner Mit-
glieder mit der Vornahme teilweiser Inspektionen beauftragen.
Das Erziehungsdepartement ist ermiichtigt, dem KErziehungsrate
fiir die vorstehend genannten Priifungen und Inspektionen Fach-
méinner beizugeben (Art. 38—41).7)

Volksschule. Es wird sodann eine aus sieben Mitgliedern be-
stehende, vom Staatsrate gewihlte und vom Erziehungsdirektor
prisidierte kantonale Kommission fiir Volksunterricht
gebildet. Der Erziehungsrat, das Lehrpersonal der Normalschulen,
das Inspektorenkollegium, die Arzte, sowie die Lehrerschaft sollen in
dieser Kommission, wenn moglich, vertreten sein. Dieser Ausschufl
hat folgende Amtsbefugnisse: Feststellung und Anderung der Lehr-
pliine der Volks- und Normalschulen; die Begutachtung der Lehr-
biicher beim Staatsrat; Priifung der Fragen betreffend die Ver-
besserung der Schullokale und des Schulmaterials. Die Kommis-
sion tritt sodann als Prifungsausschufl zusammen fiir die Auf-
nahme der Kandidaten an die Seminarien, deren Beforderung,
Ausstellung der Lehrpatente. Die Kommission inspiziert sodann
wenigstens zweimal jahriich die Seminarien und gibt iiber alle ihr
vom Erziehungsdirektor unterbreiteten Fragen ihr Gutachten ab.
Sie tritt, abgesehen von den Inspektionen und Priifungssitzungen,
wenigstens zweimal jihrlich zusammen (Art. 108—110). ?)

Fiir dieInspektion sind die Volksschulen in mehrere durch
den Staatsrat bestimmte Kreise eingeteilt. Die Inspektoren der
Volksschulen werden durch den Staatsrat auf den Antrag des Fr-
ziehungsdepartementes auf vier Jahre gewihlt. Bei Verhinderung
des Inspektors hat dessen vom Erziehungsdepartement bezeichue-
ter Stellvertreter zu funktionieren. Der Inspektor hat die Aufgabe,
die Schulen seines Kreises zu priifen, deren Gang und Entwicklung
zu verfolgen und dafiir zu sorgen, daBl die Lehrer und Ausschiisse
die ihnen obliegenden Pfiichten erfiillen. Zu diesem Zwecke be-
sucht er jede Volksschule mindestens zweimal, und zwar in der
Regel bei Beginn und vor SchluBl des Schuljahres; die Wieder-
holungsschulen werden wenigstens einmal inspiziert. Ifr entschei-
det unter Vorbehalt des RRekurses an das Erziehungsdepartement
itber Zwistigkeiten zwischen Gemeinden und Lehrern. Am Schlusse
des Jahres erstattet er einen eingehenden Bericht iiber die Schu-
len (Art. 102—107).2)

1) Gesetz betreffend das Mittelschulwesen.
%) Gesetz betreffend den Volksunterricht.
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Der Turnunterricht wird durch kantonale Experten in-
spiziert.

Die Aufsicht iiber die Midchenarbeitsschulen wird
von vier kantonalen Imspektorinnen ausgeiibt.

Die Aufsicht iiber das hauswirtschaftiiche Bil-
dungswesen wird von zwei kantonalen Experten besorgt.

Gemeindebehorden.

Primarschule. In jeder Gemeinde besteht ein vom Muni-
zipalrate bestellter SchulausschuB von drei bis sieben Mit-
gliedern mit vierjihriger Amtsdauer; der Pfarrerverweser oder
sein Stellvertreter ist Mitglied des Schulrates. Fiir die aus wer-
schiedenen Pfarreien gebildeten Gemeinden bezeichnet eintreten-
den Falles das Erziehungsdepartement denjenigen Geistlichen, der
Mitglied des Schulausschusses sein soll. In Ortschaften, wo meh-
rere Gemeinden eine einzige Pfarrei bilden, ist der Pfarrverweser
oder dessen Stellvertreter Mitglied des Schulausschusses einer
jeden dieser Gemeinden. Die Wahl des Schulausschusses unterliegt
der Genehmigung des Erziehungsdepartementes. Der Ausschuf} oder
eines seiner Mitglieder besucht die Volksschulen, sowie die Wieder-
holungsschulen wenigstens einmal monatlich. Zum Zwecke der
Uberwachung der Handarbeiten kann sich der SchulausschuB

ein Komitee von hochstens drei Damen beigesellen (Art. 95
bis 99). 1)

Sekundar- und Industrieschulen. An der Spitze einer jeden
Gemeinde- oder Kreis-Sekundar- und Industrie-
schule steht eine Aufsichtskommission. Die Wahl die-
ser Kommission unterliegt der Genehmigung des Erziehungsdepar-
tementes. — Die Aufsichtskommission besteht aus: 1. Drei Mitglie-
dern, welche vom Rate derjenigen Gemeinde gew:ihlt werden, wo
die Schule ihren Sitz hat; 2. je einem Vertreter einer jeden an die
Kosten der Schule beitragenden Gemeinden. Die Kommission wiihlt
aus ithrer Mitte den Prisidenten. Dieser ist speziell mit der Lei-
tung der Schule beauftragt und hat fiir die Vollziehung der Be-
schliisse der Aufsichtskommission zu sorgen. — Die Aufsichtskom-
mission tritt jihrlich wenigstens zweimal zusammen. Sie hat fol-
gende Amtsbefugnisse: 1. Sie iibt die Oberaufsicht iiber die Schule
ans und besucht diese von Zeit zu Zeit; 2. sie sorgt fiir die Voll-
ziehung der Beschliisse des Erziehungsdepartementes; 3. sie wohnt
den JahresschluBpriifungen bei; 4. sie reicht alljihrlich dem De-

') Gesetz betreffend den Volksunterricht.
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partemente einen Bericht ein iiber den Gang der Schule und tuiber-
mittelt ihm die Antrige der Professorenkonferenz (Art. 32—34).1)

Die direkte Leitung dicser Gemeinde- oder Kreisanstaiten ist
besonderen Direktoren tbertragen, deren Amtsbefugnisse
durch die betreffenden Schulreglemente festgelegt sind. Diese
Reglemente sind dem Staatsrat zur Genehmigung zu unterbreiten
(Art. 13).2)

Lehrerkonferenzen.

a) Primarlehrerschaft. Alle Lehrer, ohne Ausnahme,
treten einmal 1m Jahre, unter Leitung des Schulinspektors, zu einer
Kreiskonferenz zusammen. — Mit Ermichtigung des Erziehungs-
amtes konnen die Kreiskonferenzen durch eine allgemeine Ver-
sammlung der Lehrerschaft jeder der beiden Landessprachen er-
setzt werden, an der ein vom Erziehungsamte genehmigtes pida-
gogisches Thema behandelt wird. — Die Speziallehrer sind von der
Teilnahme an dieser Konferenz enthoben. — Lehrer, die auch nur
eine Fortbildungsschule leiten, sind verpilichtet, an den Konferen-
zen teilzunehmen. — Das Thema, das die Lehrer in der Konferenz
schriftlich und miindlich behandeln sollen, wird vom kantonalen
AusschuB fiir den Volksunterricht gewihit und vom Erziehungs-
amte den Beteiligten bekanntgemacht (Art. 131—135).3)

b) Lehrer der Gemeinde-Sekundar- und unteren
Industrieschulen. Sie konnen sich an der jedes zweite Jahr
stattfindenden allgemeinen Konferenz der Professoren der kanto-
nalen Lehranstalten vertreten lassen, haben jedoch nur beratende
Stimme (Art. 24).2)

Kanton Neuenburg.
Primarunterricht. )

Grundiage fiir den Aufbau sind: Das Gesetz iiber den Primar-
unterricht vom 18. November 1908 mit den seitherigen Abiinderun-
gen und das allgemeine Reglement fiir die Kleinkinder- und Pri-
marschule vom 31. Januar 1930.

1) Gesetz betreffend das Mittelschulwesen.

®) Vollziehungsverordnung zum Gesetz betreffend das Mittelschulwesen.

%) Reglement fiir die Volksschulen.

*) Da im kantonalen Schulaufbau die untern und héhern Mittelschulen
eine Einheit bilden, ziehen wir vor, die Darstellung der Aufsicht iiber das
gesamte Enseignement secondaire im Rahmen der Arbeit des ndchsten Bandes

zu geben, die als Fortsetzung das hohere Mittelschulwesen, die beruflichen
Bildungsanstalten und die Hochschulen umfassen wird.

10
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Schulgemeinden.

Jede Gemeinde hat die Pflicht, eine offentliche Klein-
kinderschule und eine 6ffentliche Primarschule zu errichten.
Wenn die Gemeinde Schulkinder aufweist, die auBerhalb ihres
Zentrums verstreut sind, muf sie fiir diese ebenfalls eine Klein-
kinderschule und eine Primarschule errichten. Ausnalimsweise
kann der Staatsrat zwei oder mechrere aneinanderstofende Ge-
meinden oder zu verschiedenen Gemeinden gehorende benachbarte
Quartiere ermiichtigen, eine gemeinsame Kleinkinderschule oder
Primarschule zu erdffnen. Spezialklassen fiir Zuriickgebliebene,
Kinderhorte und Erginzungskurse fiir die der Schulpflicht Ent-
lassenen konnen mit Genehmigung des Staatsrates in den Gemein-
den errichtet werden, in denen das Bediirfnis danach besteht (Art.
9—11).2)

Aufsichtsbehorden.

Allgemeine Aufsicht und Verwaltung. Die oberste
Leitung, die allgemeine Uberwachung und die Kontrolle des Pri-
marunterrichts stehen dem Staatsrat zu, der sie gemiB den
Gesetzen und Reglementen ausiibt. Das Erziehungsdeparte-
ment arbeitet in Verbindung mit dem Erziehungsrat (Commis-
sion consultative) das allgemeine Lehrprogramm aus und unter-
stellt es der Genehmigung des Staatsrates. Die Einzelprogramme
und die Stundenpline sind Sache der Schulkommissionen, miissen
jedoch dem Erziehungsdepartement unterbreitet werden. Iragen
der Organisation, der inneren Verwaltung und der Disziplin der
Schulanstalten konnen in Spezialreglementen niedergelegt wer-
den, die vom Staatsrat zu genehmigen sind (Art. 12—14).7)

Erziehungsrat (Commission consultative). Die beratende
Kommission, fiir die Dauer einer gesetzlichen Amtsperiode ge-
wihlt, hat iiber alle Fragen des Primarunterrichts Vorantrag zn
stellen. Sie wird jedesmal einberufen, wenn es sich als notwendig
erweist oder wenn ein Drittel der Mitglieder der Kommission
die Einberufung verlangt. Die Sitzungen werden durch den Er-
ziehungsdirektor prisidiert; das Aktuariat besorgt der erste
Sekretiir des Departements. Die beratende Kommission wird aus
Mitgliedern gebildet, die vom Staatsrat, den Schulkommissionen
und dem Lehrkorper der Primarschule ernannt werden. Der
Staatsrat ernennt je ein Mitglied in jedem Bezirk: die Schulkom-
missionen von Neuchétel, Le Locle und La Chaux-de-Fonds er-
halten je ein Mitglied; die iibrigen Schulkommissionen jedes Be-
zirks bezeichnen durch eine Delegation das ihnen als Veriretung
zustehende Mitglied. Der Lehrkorper jedes Bezirks ernennt eben-

1 . - - . -
) Loi sur I'enseignement primaire.




147

Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen.

falls einen Vertreter. Die Direktion der Primarschulen von Neu-
chatel, von Le Locle und von La Chaux-de-Fonds, ebenso die In-
spektoren der Primarschulen sind von Amtes wegen Mitglieder der
Kommission. Der Staatsrat ernennt, falls er es fiir notwendig er-
achtet, engere beratende Behorden (Commissions consultatives
restreintes) zum Studium von Spezialfragen des Primarunterrich-
tes (Art. 15—18).1)

Solche besondere Aufsichtsbehorden sind: die Commission
consultative pour le choix du matériel scolaire und die
Commission consultative pour les travaux féminins.
Diese beiden Kommissionen sind permanent. Sie werden auf eine
gesetzliche Amtsdauer ernannt und haben alle Fragen im Hinblick
auf die Lieferung des Schulmaterials und den Handarbeitsunter-

richt zn tiberpriifen. )

Iinspektorate. Der Kanton ist in zwei Inspektoratskreise
eingeteilt: 1. Kreis: Bezirke Neuchatel, Boudry und Val de Travers;
2. Kreis: Bezirke Val de Ruz, Le Locle und La Chaux-de-Fonds.
Der Staatsrat ernennt die zwei Inspektoren, die dem Erziehungs-
departement unterstelit sind. Thr Beruf ist unvereinbar mit der
Ausitbung eines andern bezahlten Berufes. Jeder Inspektor hat in
seinem Amtskreis zu wohnen.

Die Obliegenheiten und Rechtie der Inspektoren sind die fol-
genden: Sie besuchen alljihrlich simtliche Schulabteilungen ihres
Inspektoratsgebietes zur Uberwachung des Unterrichts; sie kon-
trollieren den Privatunterricht gemaB Art. 122 des Gesetzes iiber
den Primarunterricht; sie befeiligen sich so oft wie moglich an den
Schulexamen: sie haben das Recht zur VorauBlerung im Hinblick
auf Verbesserungen im o6ffentlichen Schulwesen; sie beteiligen sich
mit beratender Stimme an den Wettbewerbeexamen (examens de
concours) fiir die Lehrerwahlen; sie iiberwachen die Schulbiblio-
theken; es kann ihnen das Priasidium der Lehrerkonferenzen iiber-
tragen werden; sie haben alljiahrlich dem Erziehungsdepartement
itber ihre Tiatigkeit Bericht zu erstatten (Art. 97—99).%) Schulan-
gelegenheiten, die auBerhalb ihrer Kompetenz liegen, haben die
Schulinspektoren dem FKErziehungsdepartement zuzuweisen, das
auch im Fall eines Konfliktes zwischen den Inspektoren und den
Schulkommissionen oder dem Lehrkorper einschreitet (Art. 226).32)

Schulkommissionen. Die Verwaltung der o6ffentlichen
Schulen und die Beaufsichtigung des Privatunterrichts steht den
Schulkommissionen zu. Die Mitgliederzahl wird durch das Ge-

1) Loi sur l'enseignement primaire.

> + - - - . . .
=) Réglement général pour les écoles enfantine et primaire.
3) Mitteilung der Erziehungsdirektion.
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meindegesetz festgesetzt: eine Schulkommission darf jedoch nicht
weniger als drei Mitglieder zihlen. Das Mindestalter fiir die Wahl
in die Schulkommission ist zwanzig Jahre.?) Die Schulkommissio-
nen bilden ihr Bureau selbst; sie ernennen auch bei Beginn jeder
dreijihrigen Verwaltungsperiode die Damenkomitees, die den
Handarbeits- und den Haushaltungsunterricht zu
iiberwachen haben. Die Amtshandlungen der Mitglieder der Schul-
kommission oder des Damenkomitees sind gratis zu leisten.

Die wichtigsten Obliegenheiten und Rechte der Schulkommis-
sionen sind die folgenden: Sie stellen die Gemeinderegiemente iiber
Verwaltung und Schuldisziplin auf, unter Vorbehalt der staatsriit-
lichen Genehmigung; sie setzen das Einzelprogramm und die Stun-
denpliine fest; sie ernennen das Lehr- und Verwaltungspersonal,
bestimmen die Lehrmittel, kontrollieren den Schulbesuch und dele-
gieren ihre Mitglieder oder auch andere Personlichkeiten zum
regelmiiBigen Besuch der Schulabteilungen; sie treffen, im Verein
mit dem Gemeinderat, die notwendigen schulhygienischen MaBnah-
men, setzen die Ferien fest, kontrollieren und leiten die Examen
und sprechen im Einvernehmen mit dem Lehrkorper die Promotio-
nen aus; sie befassen sich mit den durch die Gemeindereglemente
vorgesehenen Sozialwerken; sie stellen das Budget auf und erstat-
ten dem Stadtrat alljahrlich Bericht (Art. 19—22). 2)

Die Schulkommissionen konnen Spezialkomitees ernennen zur
Uberwachung der Schulabteilungen der Hofe oder der Quartier-
schulen, zur Verwaltung der Sechulbibliotheken und Schulmuseen
oder auch zur Ausiibung anderer Befugnisse. Die Mitglieder dieser
Komitees konnen aus der Schulkommission oder auBerhalb dersel-
ben genommen werden. Die Schulkommissionen, die auch Schulen
auf Hofen verwalten, konnen sich aus den Bewohnern der betref-
fenden Hofe Delegierte beigeben, die der Schulkommission Berieht
erstatten und an deren Sitzungen mit beratender Stimme teilnch-
men. Kine Schule, die Kinder verschiedener Gemeinden umfaft,
untersteht einem Schulkomitee, das aus Delegierten gebildet wird,

die durch jede der interessierten Schulkommissionen ernannt wer-
den (Art. 16—18).3)

Offizielle Lehrerkonferenzen

Das Erziehungsdepartement beruft den Lehrkorper der Klein-
l\:nuh.}r- und Primarschule wenigstens einmal jihrlich dureh das
amtliche Schulblatt zu Kantonal- oder Bezir kskonfe-

) .—\11.‘ 21 des (uc-.set_zes und Art. 13 des Reglementes umschreiben die Be-
siimmungen iiber den Verwandtenauschluf.

DR . - . o
) Loi sur I'enseignement primaire.

") Réglement général pour les écoles enfantine et primaire
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renzen ein. Alle Mitgiieder des Lehr- und Verwaltungskorpers
dieser Schulstufe sind zur Teilnahme verpflichtet. Sie haben sich
im Verhinderungsfall schriftlich unter Angabe der Griinde beim
Erziehungsdepartement zu entschuldigen. Die Konferenzen wer-
den prisidiert durch den Erziehungsdirektor oder durch einen
Schulinspektor. Jede Konferenz ernennt einen Vizepriisidenten
und die notwendigen Sekretiire und Quastoren. Die Konferenz-
berichte und Protokolle sind dem Erziehungsdepartement zuzu-
stellen. (Art. 218—222).1)

Kanton Genf.

Grundlage sind: Das ,,Unterrichtsgesetz, kodifiziert in Anwen-
dung des Gesetzes vom 5. November 1919 und das ,Reglement fiir
den Primarunterricht, kodifiziert auf Grund des Gesetzes wvom
30. September 1911, beide ergiinzt auf den gegenwiirtigen Stand.

Gesamtes Unterrichtswesen.

Die Administration, Leitung und allgemeine Anufsicht iiber
das Unterrichtswesen steht dem Staatsrat zu, der seine Be-
fugnisse durch das Unterrichtsdepartement ausiibt. Uberdies be-
steht eine kantonale Scechulkommission, die ihre Mei-
rungsiufllerung abzugeben hat in bezug auf alle allgemeinen
Fragen des offentlichen Unterrichts, besonders im Hinblick auf
die Reglemente, die Programme, die Lehrmittel, die Unterrichts-
methoden, die Examen, Lehrstellen ete. Die Vorschliige der Kom-
mission sind weder fiir den Staatsrat noch fiir das Departement
verbindlich. '

Die kantonale Schulkommission setzt sich aus 42 Mitgliedern
zusammen; 24 Mitglieder, von denen wenigstens ein Drittel aufler-
halb des Lehrkorpers des offentlichen Unterrichts zu nehmen ist,
werden auf Vorschlag des FErziehungsdepartementes durch den
Staatsrat ernannt; 13 Mitglieder werden durch den Lehrkorper
der verschiedenen Schulstufen des oOffentlichen Unterrichts ge-
wihlt und zwar wie folgt: durch die Lehrerschaft der Kleinkinder-
schulen: 1 Mitglied; durch die Lehrerschaft der Primarschulen:
2 Mitglieder 2); durch die Lehrerschaft der classes complémen-
taires: 1 Mitglied; durch die Lehrerschaft der Ecoles secondaires
rurales: 1 Mitglied; durch die Lehrerschaft der Ecole profession-
nelle des jeunes gens: 1 Mitglied; durch die Lehrerschaft der
Eecole professionnelle et ménagére de jeunes filles: 1 Mitglied;

1) Reéglement général pour les écoles enfantine et primaire.
%) ©in Lehrer und eine Lehrerin (Reglement vom 9. Dezember 1913).
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Jh die Lehrerschaft der Ecole secondaire et supérieure ‘des
]flel:ll;t:ls (:ilﬁes: 9 Mitglieder *); durch die Lepr'erschaf.t d?s College:
9 Mitglieder; durch den Senat der Universitit: 2 Mltglleder. Dfar
Direktor des Primarunterrichtes oder bei seiner Verhinderung ein
durch das Departement bezeichneter Inspektor, der Direktor des
Enseignement professionnel, der Direktor der Ecole secondaire et
supérieure des jeunes filles, der Direktor des Colléege und der
Rektor der Universitiit sind von Amtes wegen in der Kommission
mit beratender Stimme vertreten. Die Amtsdauer der Sehulkom-
mission ist dieselbe wie fiir den Staatsrat. Die Mitglieder sind
wieder wiihlbar. Die Kommission wird vom Erziehungsdirektor
priisidiert, der sie jedesmal einberuft, wenn die Notwendigkeit
es erheischt oder wenn 10 ihrer Mitglieder die Einberufung schrift-
lich verlangen. Die Grodratsmitglieder und die Mitglieder der
kantonalen Schulkommission haben das Recht, jederzeit die offent-
lichen Schulen zu besuchen; den Mitgliedern der Gemeinderite
steht dasselbe Recht im Hinblick auf die Schulen ihrer Gemeinde
zu (Art. 1-7).%)

Niihere Bestimmungen iiber das Vorgehen bei der Wahl der
kantonalen Schulkommission und iiber deren Titigkeit enthilt
das Reglement vom 9. Dezember 1913, das unter anderm die Bil-
dung von Unterkommissionen zum vorgingigen Studium der
Schulfragen vorsieht. Der Erziehungsdirektor hat das Recht, den
Sitzungen dieser Unterkommissionen beizuwohnen. Sie werden
durch das Erziehungsdepartement einberufen.

Primarunierricht,

- S‘c hulgemeinden. Jede Gemeinde muB wenigstens eine
I&]elnkinderschule und eine Primarschule besitzen.
ppter besonderen Umstiinden jedoch kann der Staatsrat durch
einen jederzeit widerruflichen BeschluB zwei Gemeinden ermiich-
tigen, sich zur Errichtung einer Schule oder einer Schulfiliale zu-
sammenzuschlieBen (Art. 80).2)

: Die Classe complémentaire (Ergéinzungsklasse) um-
taB_t das letzte obligatorische Schuljahr fiir Schiiler der Stadtge-
m.emdo. die keine hohere Schule besuchen. In den Landgemeinden
wird die Ergiinzungsklasse durch die Ecole se condaire
rurale?® ersetzt. Doch kann auf Verlangen der beteiligten Ge-

..' Ein Lehrer und eine Lehrerin (Reglement vom 9. Dezember 1913)
*) Loi sur l'instruction publique.
) Da die Ecole scondaire rurale durch das Schulgesetz im Rahmen des

i‘:‘lT}l‘lfll‘\lil‘;lnt pnffessiunel behandelt wird, werden wir diese Schulstufe im
achsten Band mit dem beruflichen Unterricht zur Darstellung bringen
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meinden der Staatsrat auch die Ersetzung der Ecole secondaire
rurale durch die Classe complémentaire genehmigen (Art. 42). 1)

Schulaufsicht. Die allgemeine Leitung der Kleinkinder-
schulen, der Primarschulen und der Erginzungskiasse ist einem
Direktor iibertragen, der die Durchfiihrung der Progamme und
der reglementarischen Bestimmungen zu uberwachen, sich durch
eigene Schulbesuche iiber den normalen Unterrichtsgang Rechen-
schaft zu geben und alljiahrlich dem Erziehungsdepartement Bericht
zu erstatten hat. Er wird in seiner Aufgabe durch Inspektoren
und Inspektorinnen unterstiitzt, welche die offentlichen und
privaten Primarschulen hauptséichlich in padagogischer Hinsicht
zu beaufsichtigen, die Priifungen abzunehmen und dem Direktor
Bericht zu erstatten haben. Fir den Mddchenhandarbeits-
unterricht und den Turnunterricht bestehen besondere
Inspektorate. Das Erziehungsdepartement kann iiberdies beson-
dere Schuldirektoren, die aus dem Lehrkorper der Primar-
schulstufe zu wihlen sind, die Aufsicht iiber eine Schulgruppe
iitbertragen; ihre Ernennung geschieht aul die Dauer eines Schul-
jahres, mit Wiederwiahlbarkeit. An den Schulen, denen ein Direk-
~ tor vorsteht, ist das Amt eines ,,régent prinecipal“ aufgehoben. Das
Erziehungsdepartement kann fiir gewisse Unterrichtsficher beson-
dere zeitweilige Inspektorate einrichten (Schulgesetz Art. 54 und
Reglement Art. 16 ff.).

Der Direktor des Primarunterrichts und die Inspektoren und
Inspektorinnen sind wenigstens einmal 1m Monat zu Konferenzen
zusammenzuberufen, die vom Erziehungsdirektor prisidiert wer-
den (Art. 53).7)

In den Stidten Genf und Carouge und in den stiddtischen Fi-
lialgemeinden, wie in allen Gemeinden, wo das Erziehungsdeparte-
ment es fiir notwendig erachtet, wird jede mindestens fiinf Abtei-
lnngen umfassende Schule unter die unmittelbare Aufsicht eines
Lehrers oder einer Lehrerin gestellt, die den Titel régent principal
oder régente principale fithren. Die Triger dieses Amtes werden
vom Erziehungsdepartement fiir eine Amtsdauer von vier Jahren
ernannt (Art. 57).1) TIhre Befugnisse sind namentlich disziplinari-
scher Art (Art. 26).32)

Die Gemeinderidte, die Gemeindepriasidenten und
ihre Gehilfen haben dem Erziehungsdepartement ihre Unterstiit-
zung zu leihen: 1. Durch Beaufsichtigung des Schulbesuches der
schulpflichtigen Kinder; 2. durch Uberwachung der Durchfithrung
der Bestimmungen des Schulgesetzes und der Reglemente. In der

1) Loi sur instruction publique.
*) Réglement sur I’enseignement primaire.
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Stadt Genf und in den Gemeinden Carouge, Plainpalais, Eaux-
Vives und Petit-Saconnex wird diese Aufsicht 1im Verein mit dem
Gemeinderat, dem Gemeindeprisidenten und ihren Gehilfen durch
pine Delegation des Gemeinderates ausgeiibt, die jedes Jahr durch
den Gemeinderat erwihlt wird. In allen andern Gemeinden kann
diese Aufsicht ausgeiibt werden durch eine innerhalb des Gemein-
derates gebildete Kommission (Art. 85).Y)

Lehrerkonferenzen. Die Lehrerschaft des Primarunter-
~ichts wird periodisch zu Konferenzen einberufen. Thre Teilnahme
st obligatorisch. Diese Konferenzen konnen allgemeine oder Teil-
konferenzen sein. Sie werden priisidiert durch den Erziehungs-
direktor oder durch eine von ihmn bestimmte Personlichkeit
(Art. 27).2)

gl C R : ;
il sur linstruction publique.

) Réglement syur 'enseignement primaire.




	Aufsicht und Verwaltung im schweizerischen Schulwesen : Volksschule und untere Mittelschulen
	Vorbemerkung
	Kanton Zürich
	Kanton Bern
	Kanton Luzern
	Kanton Uri
	Kanton Schwyz
	Kanton Obwalden
	Kanton Nidwalden
	Kanton Glarus
	Kanton Zug
	Kanton Freiburg
	Kanton Solothurn
	Kanton Baselstadt
	Kanton Baselland
	Kanton Schaffhausen
	Kanton Appenzell A.-Rh.
	Kanton Appenzell I.-Rh.
	Kanton St. Gallen
	Kanton Graubünden
	Kanton Aargau
	Kanton Thurgau
	Kanton Tessin
	Kanton Waadt
	Kanton Wallis
	Kanton Neuenburg
	Kanton Genf


